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Einleitung
Olaf Zimmmermann

Gabriele Schulz

Das vorliegende Buch „Kulturelle Bildung: Aufgaben im Wandel“ fasst die Ergebnisse 
des durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten Projektes 

„Umsetzung der Konzeption Kulturelle Bildung III“ zusammen. Hintergrund war, dass der 
Deutsche Kulturrat im Jahr 2005 mit Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung die dritte Konzeption Kulturelle Bildung vorgelegt hatte. 

Konzeption Kulturelle Bildung III

Die Konzeption Kulturelle Bildung III steht im Kontext des PISA-Schocks und der Föderalis-
musreform I. Auf der einen Seite war nach dem „PISA-Schock“ ein bildungspolitischer Auf-
bruch spürbar. Nicht zuletzt die interessierte bildungspolitische Öffentlichkeit und besorgte 
Eltern, die nach den Bildungschancen ihrer Kinder fragten, forderten Veränderungen in der 
Bildungslandschaft ein. Die Kultusministerkonferenz stand mit dem Rücken zur Wand. Es wur-
de ihr sowie den Kultusministern der Länder die Verantwortung für das schlechte Abschneiden 
deutscher Schülerinnen und Schüler bei internationalen Vergleichsstudien zugeschrieben. Das 
in Deutschland etablierte System der Halbtagsschule kam auf den Prüfstand und das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung förderte den Ausbau von Ganztagsschulen. 
So war es möglich, dass innerhalb eines kurzen Zeitraums zahlreiche Schulen zu Ganztags-
schulen ausgebaut wurden. Diese Veränderung der Schullandschaft bedeutete eine erhebliche 
Herausforderung für die klassischen freien Träger der kulturellen Kinder- und Jugendbildung. 
Ihr Angebot setzte darauf, dass Kinder und Jugendliche am Nachmittag nicht in die Schule 
gehen und Angebote der kulturellen Kinder- und Jugendbildung nutzen können. Innerhalb 
eines relativ kurzen Zeitraums entwickelten diese Träger ebenfalls neue Angebotsformen und 
kooperieren nunmehr in zunehmendem Maße mit Schulen. 
En passant wurde damit auch eine wichtige Anregung aus dem Forum Bildung aufgenommen, 
nämlich die stärkere Gemeinwesenorientierung von Schule. Schule soll kein abgeschlossener 
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Raum sein, sondern vielmehr mit den Institutionen vor Ort zusammenarbeiten. Eine Forde-
rung, die der Deutsche Kulturrat im Übrigen bereits in der Konzeption Kulturelle Bildung I 
im Jahr 1988 formulierte. 
Auf der anderen Seite des PISA-Schocks, der zu einer stärkeren Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern führte, verwahrten sich die Länder in den Jahren 2004 und 2005 gegenüber ei-
ner – wie sie meinten – zu starken Einmischung des Bundes in bildungs- und kulturpolitische 
Fragen. Die Föderalismusreform scheiterte in der 15. Legislaturperiode nicht zuletzt an der 
Verantwortungsteilung zwischen Bund und Ländern in der Bildungspolitik. Die SPD-geführte 
Bundesregierung wollte an der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund und Ländern festhal-
ten und weiterhin die Chance haben, im Rahmen der BLK große Modellvorhaben aufzulegen. 
Die Länder waren strikt dagegen und beharrten auf ihrer vornehmlichen Zuständigkeit für Bil-
dungs- und Kulturpolitik. Als die Konzeption Kulturelle Bildung III im Jahr 2005 erschien, 
war offen, ob Bund und Länder sich noch auf eine Föderalismusreform verständigen konnten. 

Umsetzung der Konzeption Kulturelle Bildung III

Der Deutsche Kulturrat war daher sehr froh, dass ihn das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung mit der Umsetzung der Konzeption Kulturelle Bildung in ausgewählten Hand-
lungsfeldern betraut hat. Doch wie kann ein Kompendium zur kulturellen Bildung umgesetzt 
werden? Was heißt hier Umsetzung? Und wie kann ein Bundesverband wie der Deutsche 
Kulturrat die Umsetzung leisten? Der Deutsche Kulturrat hat die Herausforderung gerne 
angenommen und mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung vereinbart, dass 
folgende Herausforderungen besonders in den Blick genommen werden sollten:

�� der demographische Wandel,
�� die interkulturelle Bildung,
�� die frühkindliche Bildung und 
�� die Medienbildung bzw. der Umgang mit Neuen Medien.

Dabei galt es sowohl Debatten in die jeweiligen Fachverbände hineinzutragen als auch deren 
Positionen aufzunehmen und weiterzuvermitteln. 
Der Fachausschuss Bildung des Deutschen Kulturrates, in dem Experten aus allen künstleri-
schen Disziplinen und allen Bereichen des kulturellen Lebens bzw. der kulturellen Bildung 
zusammenarbeiten, hat in den vergangenen drei Jahren vier Stellungnahmen speziell zu diesem 
Vorhaben erarbeitet. Die Erarbeitung dieser Stellungnahmen, die jetzt als fertige Papiere man-
chem vielleicht zu konsensorientiert erscheinen, hat von allen viel Kompromissbereitschaft 
gefordert. Ist es einem Einzelverband möglich, ein Partikularinteresse zu vertreten, so gilt die-
ses für den Deutschen Kulturrat nicht. Hier werden sehr unterschiedliche, teilweise gegensätz-
liche Positionen gebündelt. 
Anders als bei Stellungnahmen, bei denen es darum geht, ob eine gesetzliche Maßnahme sich 
positiv oder negativ für den Kulturbereich auswirkt, geht es bei Fragen der kulturellen Bildung 
stets auch um gesellschaftspolitische Positionen. Das Ringen um gemeinsame Positionen hat 
aber seinerseits auch wiederum Diskussionsprozesse in den Mitgliedsverbänden der Sektio-
nen des Deutschen Kulturrates ausgelöst. Damit wurde die Debatte um die Auswirkungen des 
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demographischen Wandels auf die kulturelle Bildungslandschaft zu einer Zweibahnstraße, es 
wurden Positionen aus den Mitgliedsverbänden in die Gremien des Deutschen Kulturrates, 
speziell in den Fachausschuss Bildung, getragen und zugleich haben diese Debatten wiederum 
Diskussionsprozesse in den Verbänden ausgelöst. 
Der Deutsche Kulturrat hat dabei die klassische Funktion eines Spitzenverbandes übernom-
men, einerseits Transmissionsriemen bestehender Meinungen, andererseits Motor neuer De-
batten zu sein. Bei den Stellungnahmen ging es nicht so sehr um Visionen einer künftigen kul-
turellen Bildungslandschaft, es sollten vielmehr sehr konkrete Forderungen erarbeitet werden. 
So wird z. B. klar und unmissverständlich formuliert, dass auch in Regionen, in denen nur 
wenige Menschen leben, die Grundversorgung mit kultureller Bildung gewährleistet sein muss 
und das hierfür gegebenenfalls mobile Angebote ausgebaut werden müssen.
Ein weiteres wichtiges Element der Umsetzung der Konzeption Kulturelle Bildung war, gute 
Beispiele kultureller Bildungsarbeit aufzuzeigen und zu verdeutlichen, welche Debatten in 
den Fachverbänden stattfinden. Hierzu diente die Beilage kultur ∙ kompetenz ∙ bildung, die 
der sechs Mal im Jahr erscheinenden Zeitung des Deutschen Kulturrates politik und kultur 
beilag. Diese Beilage löste wie z. B. die Ausgabe zu Computerspielen heftige Debatten aus. Sie 
verwies zugleich auf Schnittflächen zwischen kultureller Bildung und naturwissenschaftlicher 
Bildung wie die Ausgabe, die anlässlich des 100-jährigen Bestehens der Zeitschrift Mikrokos-
mos erschienen ist. Die Beilage kultur ∙ kompetenz ∙ bildung wurde im Laufe des Projektes 
zu einem wichtigen Forum für Fragen der kulturellen Bildung, die zumeist monothematisch 
ausgerichteten Hefte boten Gelegenheit, ein Thema von verschiedenen Seiten zu beleuchten. 

Kulturelle Bildung im Wandel

Die vorliegende Publikation ist aber mehr als eine Zusammenstellung der Stellungnahmen des 
Deutschen Kulturrates. Ein weiterer wesentlicher Umsetzungsschritt war die vertiefte Aus-
einandersetzung mit den Fragestellungen demographischer Wandel, interkulturelle Bildung, 
Neue Medien und frühkindliche Bildung sowie die Darstellung inwieweit auf den verschie-
denen politischen Ebenen eine Auseinandersetzung mit diesen Fragen bereits stattfindet und 
welche Rolle dabei die kulturelle Bildung spielt. In diesem Buch nimmt die Auseinanderset-
zung mit den genannten Themen den größten Raum ein. Dabei wird ausgehend von der in-
ternationalen Politik über die Europa-, Bundes- und Landespolitik bis zur Zivilgesellschaft 
untersucht, wie sich mit den genannten Themen auseinandergesetzt wird, welche politischen 
Maßnahmen geplant sind, welche Modelle entwickelt und wie diese umgesetzt werden. Da-
mit ist mit diesem Buch ein neues Kompendium entstanden, das sich vertieft zentralen ge-
sellschaftlichen Themen widmet. Die verschiedenen politischen Ebenen werden dabei unter-
schiedlich umfänglich dargestellt, je nachdem welche Bedeutung das Thema hat. Hier galt es 
nicht stur nach einem vorgegebenen Schema vorzugehen, sondern vielmehr auf die jeweiligen 
Schwerpunkte der Aktivitäten eingehend das Thema zu beleuchten.
Wesentlich ist dabei, dass obwohl die Themen – demographischer Wandel, interkulturelle Bil-
dung, frühkindliche Bildung und Neue Medien – getrennt voneinander dargestellt werden, 
es natürlich eine Reihe von Wechselwirkungen gibt. Der demographische Wandel zeigt sich 
eben nicht nur darin, dass die Anzahl älterer Menschen bei einer insgesamt sinkenden Bevöl-
kerungszahl zunimmt, sondern auch, dass die Zahl der Menschen nichtdeutscher Herkunft 
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wächst. „Weniger, älter, bunter“, mit diesem Slogan wird der demographische Wandel oftmals 
zusammengefasst. Daraus ergibt sich fast zwangsläufig, dass wer sich mit den Veränderungen 
durch den demographischen Wandel auseinandersetzt zugleich das Thema der interkulturel-
len Bildung mit in den Blick nehmen muss. Wer davon spricht, dass die Zahl älterer Men-
schen zunimmt, muss neben erforderlichen Angeboten der Seniorenkulturarbeit auch über 
die Bedeutung der frühkindlichen Bildung nachdenken, denn, wer bereits als Kind Zugang zu 
Kunst und Kultur gefunden hat, wird dieses Grundinteresse auch in seinem späteren Leben 
aktivieren können. 
Neben den einzeln behandelten Themen laufen einige Fragestellungen quer, sie werden in den 
verschiedenen Kapiteln angesprochen, sind mithin von übergreifender Bedeutung. Zu die-
sen übergreifenden Fragestellungen gehört u. a. die Frage der Qualifizierung der in der kultu-
rellen Bildungsarbeit Tätigen sowie grundlegend die Bedeutung der kulturellen Bildung für 
die Persönlichkeitsbildung. Gerade letzterer Aspekt ist aus unserer Sicht von herausragender 
Bedeutung. Mögen Wissenschaftler auch feststellen, dass neurophysiologische Prozesse durch 
kulturelle Bildung entstehen, wesentlicher ist doch, dass kulturelle Bildung das Leben berei-
chert, dass neue Welten eröffnet werden, dass Zugang zur Vergangenheit geschaffen und mit 
der zeitgenössischen Kunst die Auseinandersetzung mit der Zukunft eröffnet wird.

Vorgehen in diesem Buch

Nachfolgend auf diese Einleitung werden drei Aufsätze des Vorsitzenden des Deutschen 
Kulturrates, in denen er sich mit grundlegenden Fragen der kulturellen Bildung befasst, ver-
öffentlicht. Angesichts der fast schon inflationären Verwendung dieses Begriffs erscheint es 
als erforderlich zum einen an die Geschichte der kulturellen Bildung und deren theoretische 
Fundierung zu erinnern. Zum zweiten wird eine Brücke zu aktuellen internationalen Diskus-
sionen geschlagen. 
Darauf folgt die Darstellung der Herausforderungen vor denen Akteure und Verantwortliche 
der kulturellen Bildung stehen, angesichts des demographischen Wandels, der Herausforde-
rung der interkulturellen Bildung, der neuen Anforderungen an die frühkindliche Bildung 
sowie des Umgangs mit Neuen Medien. 
Im Anschluss daran werden die im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung geförderten Vorhabens erarbeiteten Stellungnahmen veröffentlicht. Ebenso werden 
ausgewählte Stellungnahmen von Sektionen sowie von Mitgliedsverbänden der Sektionen 
präsentiert.
Schließlich findet sich ein Inhaltsverzeichnis der bereits erschienenen Ausgaben von kultur ∙ 
kompetenz ∙ bildung.

Zukunftsaufgaben 

„Kulturelle Bildung: Aufgaben im Wandel“, so lautet der Titel dieses Buches. In der Tat ist 
es so, dass kulturelle Bildung niemals statisch sein kann. Bereits der Gegenstand entwickelt 
sich beständig fort und ist eben nicht abgeschlossen, aber auch die Anforderungen, die an die 
Akteure der kulturellen Bildung gerichtet werden, ändern sich. Kulturelle Bildung bietet die 
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Chance einen Beitrag zum gesellschaftlichen Wandel zu leisten, damit dieses gelingen kann, 
müssen aber auch die Rahmenbedingungen stimmen. Kulturelle Bildung lebt eben nicht von 
einmaligen Events oder Ereignissen mit großem Publikumsinteresse. Nachhaltige kulturelle 
Bildung findet oftmals im Stillen statt, kontinuierlich, ohne viel Tamtam dafür aber mit umso 
längerfristiger Wirkung. Kulturelle Bildung ist teilweise elitär, wenn es um die Heran- und spä-
ter die Ausbildung des künstlerischen Nachwuchses geht. Sie richtet sich teilweise an breites 
Publikum. Sie ist teilweise voraussetzungslos und setzt auf das Mittun, sie verlangt teilweise 
bereits Kennerschaft. Kulturelle Bildung kann mit und ohne pädagogische Unterstützung er-
folgen. Gerade die Selbstbildungsprozesse im Bereich der kulturellen Bildung dürfen nicht 
unterschätzt werden. 
Bereits der Titel dieses Buches „Kulturelle Bildung: Aufgaben im Wandel“ deutet an, dass 
auch nach der intensiven Beschäftigung mit diesem Thema längst noch nicht alle Fragen 
ausgelotet sind. Gerade im Bereich der interkulturellen Bildung besteht noch weiterer For-
schungs- und Gesprächsbedarf. Der Deutsche Kulturrat wird sich in der nächsten Zeit ver-
stärkt dieser Frage annehmen. Er wird den Kontakt zu Migrantenorganisationen suchen, um 
mit ihnen gemeinsame Herausforderungen und Perspektiven kultureller Bildung auszuloten. 
Aus der Umsetzung der Konzeption Kulturelle Bildung folgen also weitere Zukunftsaufgaben, 
das ist ein positiver Ertrag dieser intensiven Auseinandersetzung mit aktuellen Debatten zur 
kulturellen Bildung.

 

Einleitung
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1 Was ist kulturelle Bildung? 

Wege zur Begriffsklärung

Vielen Menschen wird die Frage, die in der Überschrift formuliert ist, einigermaßen un-
sinnig vorkommen. Vielleicht haben sie selbst eine Musikschule besucht oder in einer 

Theater-AG mitgewirkt. Vielleicht kennen sie jemanden, der in einem Chor singt oder an 
der Volkshochschule einen Malkurs besucht, der unter der Rubrik „Kulturelle Bildung“ 
ausgeschrieben war. Sehr viele Menschen, so ein erster Eindruck, nutzen Angebote, die 
unter die Rubik „Kulturelle Bildung“ fallen, und sehr viele Menschen gestalten solche An-
gebote. Wo sollte also ein Problem liegen? Nun: Man kann die Frage in der Überschrift 
durchaus häufiger hören oder lesen, etwa in Überschriften von großen Tagungen, die eine 
Klärung des Begriffs versuchen. Man hört sie auch gelegentlich in politischen Kontexten, 
wenn etwa neue Förderschwerpunkte oder Interessensgebiete entwickelt werden. Es lohnt 
sich also durchaus, einige Überlegungen anzustellen und Hinweise zu geben, wie man die-
sen Begriff inhaltlich füllen kann.
Ein erster Weg wurde dabei bereits im ersten Abschnitt beschritten: Man sucht nach Akti-
vitäten, die unter diese Rubrik fallen. Ich gebe es zu: Ganz so einfach ist dies nicht. Denn 
selbst bei den oben genannten Beispielen kann es passieren, dass der Musikschulbesucher von 
„musikalischer (und nicht von kultureller) Bildung“ spricht, dass der Dozent im Malkurs das 
Wort „künstlerische Bildung“ bevorzugt und man im Zusammenhang mit dem Theater viel-
leicht eher von „theatraler Bildung“ hört. Halten wir daher als erstes Bestimmungsmerkmal 
fest: „Kulturelle Bildung“ ist offensichtlich ein Sammelbegriff für Prozesse und Aktivitäten in 
unterschiedlichen Sparten. Dabei stellen sich zumindest zwei Probleme: Zum einen kann man 
ganz andere Sammelbegriffe finden, z. B. Kulturarbeit, Soziokultur oder musische Bildung. 
Zum anderen gibt es Unsicherheiten in der Praxis: Gehört die Mitwirkung in einem Zirkus- 
oder Medienprojekt überhaupt zur kulturellen Bildungsarbeit? Ist es „kulturelle Bildung“, 
wenn man ins Theater geht oder ein Buch liest oder darf man diesen Begriff nur verwenden, 
wenn man aktiv eine entsprechende Tätigkeit ausübt? Halten wir zunächst einmal fest, dass es 
durchaus konkurrierende Begrifflichkeiten für dieselbe Aktivität gibt, wobei man feststellen kann, 
dass die verwendete Begrifflichkeit gelegentlich mit der Region bzw. dem Kontext oder mit der 
Tradition des Anbieters zu tun hat.
Immer noch auf der pragmatischen Suche nach Abgrenzungs- und Bestimmungsmöglichkei-
ten kommt der Rechercheur heutzutage sicherlich schnell auf die Idee, in einer der Suchma-
schinen im Internet zu suchen. Dort stößt man dann auch bald auf Organisationen und Insti-
tutionen, die „kulturelle Bildung“ in ihrem Namen führen. Eine gute Referenz wird man dabei 
dann vermuten, wenn es sich um den zentralen Dachverband handelt: Die Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (BKJ). Zwar bezieht sich dieser Verband offensichtlich 
nur auf Kinder und Jugendliche, so dass die Frage nach kultureller Bildung von Erwachsenen 
und Senioren noch offen bleiben muss. Aber immerhin erlaubt das Mitgliederspektrum der 
BKJ einen weiteren Aufschluss darüber, wie der Begriff ganz praktisch gefüllt wird. In der 
Tat findet man Organisationen, die es mit einer spezifischen künstlerischen Praxis – und dies 
rezeptiv und produktiv – zu tun haben. Man findet aber auch Kindermuseen und Zirkuspäd-
agogik, man findet zudem medienpädagogische Organisationen und dies sowohl in der Schu-
le als auch im außerschulischen Bereich. „Kulturelle Bildung“ ist offensichtlich in der Praxis 
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nicht bloß ein Sammelbegriff, es ist auch ein Sammelbegriff, der offen ist für immer neue Praxis-
formen. Dies kann man erkennen, wenn man die Mitglieder der BKJ im Zehnjahresabstand 
vergleicht. Die BKJ führt unsere Suche noch ein Stück weiter. Zum einen kann man danach 
fragen, wie sich eine solche Organisation finanziert. Hierbei stößt man auf das Jugendminis-
terium und dort auf einen Haushaltstitel „Kulturelle Bildung“ im Kinder- und Jugendplan des 
Bundes (KJP), der sich zudem auf ein Gesetz stützt, nämlich das Kinder- und Jugendhilfege-
setz (KJHG) und dort auf den § 11, in dem die Förderung der „kulturellen Bildung“ als eine 
Aufgabe der Jugendhilfe formuliert wird. 

Der KJP formuliert für sein Programm 2 „kulturelle Bildung“ wie folgt: 

„Kulturelle Bildung der Jugend soll jungen Menschen eine Teilhabe am kulturellen Leben 
der Gesellschaft erschließen. Sie soll zum differenzierten Umgang mit Kunst und Kultur 
befähigen und zu einem gestalterisch-ästhetischen Handeln, insbesondere in den Bereichen 
Musik, Tanz, Spiel, Theater, Literatur, Bildende Kunst, Architektur, Film, Fotografie, Video, 
Tontechnik anregen.“

Die „Definition“ bringt Bekanntes hervor, nämlich eine additive Aufzählung bestimmter kul-
tureller Praxen, die offengehalten ist. Sie spricht zudem von Teilhabe am kulturellen Leben, 
kurz: von kultureller Teilhabe. Dies wiederum ist ein Begriff aus der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (Art. 26). Man findet ihn zudem in der UN-Kinderrechtskonvention oder 
in dem Pakt für soziale, ökonomische und kulturelle Rechte. Offensichtlich ist kulturelle Teil-
habe ein Menschenrecht, wobei es oft gemeinsam mit sozialer, politischer und ökonomischer 
Teilhabe zusammen aufgeführt wird. Es wird zudem eine erste inhaltliche Füllung Angeboten: 
differenzierter Umgang mit Kunst und Kultur und gestalterisch-ästhetisches Handeln. Der diffe-
renzierte Umgang mit Kunst (gemeint ist offensichtlich „Kunst“ als Pluralitätsbegriff, der alle 
Künste erfasst) soll zunächst einmal als halbwegs plausibel hingenommen werden, obwohl die 
Frage danach, was denn eigentlich „Kunst“ ist, durchaus zu sehr ausufernden Debatten führen 
kann. (Fuchs, M.: Aufbaukurs Kulturpädagogik, Bd. II: Kunst und Ästhetik in der Kultur-
arbeit, 2005; vgl. auch A. Gethmann-Siefert: Einführung in die Ästhetik, 1995). Denn auch 
hierbei wird man schnell feststellen, dass neben dem traditionellen Kanon der klassischen Mu-
sen (auf die die etwas veraltete Rede von der „musischen Bildung“ zurückgeht) immer wieder 
neue Praxisformen entwickelt werden, denen man irgendwann das Etikett „Kunst“ verleiht. 
Dies können virtuelle Objekte wie etwa bei der „Kunst im Netz“ sein, es können aber auch 
banale Alltagsgegenstände wie Urinale sein, die Duchamp als Kunstwerke in einer Ausstellung 
untergebracht hat. Spätestens ab diesem Zeitpunkt war eine „Wesensdefinition“ von Kunst, 
dass man etwa Kunstwerke stets an einer Gestaltqualität erkennen könne, unmöglich gewor-
den. Auf diese Debatte sei hier nur am Rande hingewiesen. Es ist zudem in der KJP-Definition 
von einem „differenzierten Umgang mit Kultur“ die Rede. Wer nur ein wenig Erfahrung mit 
Debatten über Kulturbegriffe hat, wird spätestens an dieser Stelle aufstöhnen. Denn die An-
zahl dieser Begriffe dürfte heute in die Hunderte gehen (vgl. Fuchs, Kultur macht Sinn, 2008). 
Bei „kultureller Bildung“ wären also aufgrund der Vielzahl der Kulturbegriffe ebenfalls eine 
entsprechende Vielzahl unterschiedlicher Definitionen zu erwarten. Spätestens hier sollten 
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wir die pragmatische Annäherung an den Begriff beenden. Immerhin haben wir einige Bestim-
mungen gefunden, die eine gewisse Klarheit bewirken.
Man weiß zumindest, dass man nicht unbedingt den Begriff neu erfinden muss: Es gibt eine 
reichhaltige Praxis, es gibt eine lange Tradition und es gibt sogar gesetzliche Absicherungen. 
Versuchen wir als zweiten Weg der Begriffsklärung einen theoretischen Zugang. Auch hierbei 
wird man durchaus fündig in der Literatur. Ein besonders bemerkenswertes Buch hat vor ei-
nigen Jahren der Kulturwissenschaftler Volker Steenblock (Theorie der kulturellen Bildung, 
1999) vorgelegt. Gerade im Jahr der Geisteswissenschaften lohnt sich ein Blick in ein solches 
Werk. Es geht in diesem Buch um eine Rehabilitation der „Geisteswissenschaften als unver-
zichtbare Orientierungshilfe in einer unübersichtlich gewordenen Zeit“. „Bildung“ ist Refle-
xionskompetenz, zielt auf eine „Kultivierung des Alltags“ (Liebau), ist also nicht nur Wis-
sen, sondern auch Handeln, bezieht sich auf eine besondere Qualität des Subjekts in seiner 
Stellung zur Welt. Insbesondere nennt Steenblock immer wieder die Auseinandersetzung mit 
den Künsten (wobei die Erkenntnisse der zugehörigen Kunstwissenschaften genutzt werden 
sollen). Im Unterschied zu der im ersten Teil entfalteten Begrifflichkeit spielen eigene künst-
lerisch-kulturelle Aktivitäten bei ihm keine Rolle. Aber immerhin zeigt dieser beachtliche 
Entwurf, dass man auch in Hinblick auf Theorien kultureller Bildung durchaus fündig wird. 
Nun ist Theorienbildung ein plurales Geschäft, bei dem unterschiedliche Ansätze miteinander 
konkurrieren. 
Auch die folgende Skizze eines anthropologischen Zugangs gehört zu diesem Angebot. Die 
Anthropologie ist deshalb eine naheliegende Disziplin, weil es bei der kulturellen Bildung um 
die Beziehung des Menschen zu sich und zur Welt geht. Für mich sind die Arbeiten von Hel-
mut Plessner und Ernst Cassirer hilfreich bei dem Verständnis der Rede vom Menschen als kul-
turell verfasstem Wesen. Helmut Plessner entwickelte in den 1920er Jahren den Gedanken, dass 
der Mensch zum Menschen dadurch wurde, dass er die Fähigkeit entwickelte, neben sich selbst 
treten und sich zum Gegenstand von Reflexionen machen zu können. Daraus entstand Be-
wusstheit des Handelns, entstand die Fähigkeit und Notwendigkeit, die Führung des Lebens 
in die eigenen Hände nehmen zu können. Ernst Cassirer zeigte in seiner Philosophie der sym-
bolischen Formen, wie der Mensch unterschiedliche Weisen der Welterfassung entwickelte: 
Sprache, Mythos und Religion, Wissenschaft und Kunst, aber auch Wirtschaft, Technik und 
Politik. Diese Zugangsweisen nannte er symbolische Formen, deren Summe er „Kultur“ nann-
te. Die Welt des Menschen ist eine gemachte Welt, und indem der Mensch die Welt gestaltet, 
gestaltet er sich selbst (vgl. Fuchs, Mensch und Kultur, 1998). Viele traditionsreiche Bestim-
mungen von Bildung können auf diese Grundidee bezogen werden: Bildung als wechselseitige 
Erschließung von Mensch und Welt (Humboldt); Bildung als subjektive Seite von Kultur und 
Kultur als objektive Seite von Bildung (Adorno). Bildung ist aktive Lebensbewältigung, ist 
die subjektive Disposition, die Welt zu gestalten. „Bildung“ heißt dann auch: Aneignung der 
genannten symbolischen Formen, die man durchaus als „Kanon“ betrachten kann. Wenn Jo-
hannes Rau dem seinerzeitigen „Forum Bildung“ als Grundlage ein Verständnis von Bildung 
mit auf den Weg gab, das Bildung als Persönlichkeitsentwicklung, als Fähigkeit zur politischen 
Partizipation sowie zur ökonomischen Lebensgestaltung verstand und somit das Recht des Ein-
zelnen auf eine optimale Entwicklung und die Notwendigkeit, mit der Gesellschaft zurecht-
kommen zu müssen gleichermaßen berücksichtigt hat, dann ist dieses moderne Bildungsver-
ständnis durchaus kompatibel mit der obigen anthropologischen Skizze. Der Bildungsdiskurs 
der letzten Jahre hat daher versucht, diese Gedanken der produktiven Lebensbewältigung mit 
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verschiedenen, vielleicht suggestiveren Begriffen zu illustrieren. Man sprach von Lebenskom-
petenzen oder von Lebenskunst. Eine solche Bildung ist übrigens auch Voraussetzung für jede 
Form von Teilhabe (man erinnere sich: ein Menschenrecht). 
„Kulturelle Bildung“ könnte vor diesem definitorischen Hintergrund leicht als sprachliche 
Doppelung desselben Inhalts verstanden werden. Wie geht man mit diesem Problem um? 
Nun: Es verläuft die Bildung von Begriffen für einen öffentlichen Gebrauch nicht immer nach 
dem Lehrbuch von Sprachtheoretikern. Man muss weitere Quellen hinzuziehen. Eine gute 
Quelle ist stets der Kulturdiskurs der UNESCO. Spätestens seit der Mexiko-Konferenz im 
Jahre 1982 ist hier der „weite Kulturbegriff “ im Gespräch. Etwas salopp kann man sagen: Kul-
tur ist demzufolge Kunst plus Lebensweise. Beide Kulturbegriffe (nämlich Kultur = Kunst und 
Kultur = Lebensweise) lassen sich sinnvoll auf den Begriff der kulturellen Bildung beziehen: 
Zum einen hat es kulturelle Bildung wie Bildung generell mit dem „Projekt des guten Lebens“ 
zu tun (Kultur als Lebensweise). Man kann sie von anderen Möglichkeiten der Entwicklung 
von Bildung durch die spezifische Art ihrer Entwicklung unterscheiden: Nämlich durch ei-
nen Umgang mit den Künsten. „Künste“ müssten allerdings hier in einem weiten Verständnis 
begriffen werden, das die im ersten Abschnitt genannten Praxisformen einschließt: Kultu-
relle Bildung wäre demnach Allgemeinbildung, die durch die genannten kulturpädagogischen 
Methoden entwickelt wird. Da Cassirer als Ziel der kulturellen Entwicklung die „zunehmende 
Selbstbefreiung des Menschen“ nennt, hätte man hier auch ein allgemeines Ziel der kulturel-
len Bildung gefunden. Dies ist durchaus kompatibel mit weiteren Vorschlägen zur Präzisie-
rung dieses schwierigen Begriffs. Ich nenne hier nur Hartmut von Hentigs Buch (Bildung, 
1996), der sechs Maßstäbe formuliert, an denen sich jegliche Bildungsarbeit messen lassen 
muss: Abscheu und Abwehr von Unmenschlichkeit; Wahrnehmung von Glück; die Tätigkeit 
und der Wille, sich zu verständigen; Bewusstsein von der Geschichtlichkeit der eigenen Exis-
tenz; Wachheit für letzte Fragen; Bereitschaft zur Selbstverantwortung und Verantwortung in 
der Polis. So ähnlich formuliert finden sich zudem Bildungsziele und -begriffe in zahlreichen 
Schulgesetzen, in der Jugendpolitik und auch in internationalen Dokumenten. Gerade die in-
ternationale Dimension ist in der kulturellen Bildungsarbeit wichtig geworden. So hat es sich 
bei der ersten Weltkonferenz zur kulturellen Bildung im März 2006 in Lissabon gezeigt, dass 
zwar die Auffassungen von Kunst weltweit stark differenzieren (wenn etwa Körbeflechten und 
Stelzenlaufen in einigen Regionen als seriöse Kunstformen gelten), die Probleme jedoch so 
ähnlich sind, dass man sich auf eine „Roadmap“ (zu finden auf der Internetseite der Deutschen 
UNESCO-Kommission und des Deutschen Kulturrates) geeinigt hat (siehe meinen Artikel 
„Rückenwind für kulturelle Bildung“ in politik und kultur, 03/2006).
Was also ist kulturelle Bildung? Auf diese Ausgangsfrage muss man – so zeigen es die vor-
ausgegangenen Ausführungen – nicht sprachlos bleiben. Dabei ist die hier vorgestellte Skiz-
ze nur eine Möglichkeit unter vielen anderen, zu einer Begriffsbestimmung zu kommen. Ein 
guter Weg, Einseitigkeiten zu vermeiden (etwa die Tendenz in der Kulturpolitik, den Men-
schen zugunsten einer Kunstorientierung aus dem Blick zu verlieren oder einen Blick auf den 
Menschen, der ausschließlich Benachteiligung und Defizite sieht, wozu die Jugendpolitik oft 
neigt), ist eine Sichtweise aus der Perspektive einer integrativen Kultur-, Jugend- (bzw. Senio-
ren-) und Bildungspolitik, so wie sie der Deutsche Kulturrat und die BKJ schon aufgrund ihrer 
heterogenen Mitgliederschaft anzulegen gezwungen sind. Auf dieser Grundlage kann man 
nunmehr einige aktuelle Fragen aufgreifen. So wird der Beobachter bei einer näheren Betrach-
tung feststellen, dass kulturelle Bildung in den verschiedenen Politikfeldern wie etwa Schul-, 
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Jugend-, Kultur- oder Seniorenpolitik durchaus unterschiedlich diskutiert wird. Dies hängt 
zum einen mit unterschiedlichen pädagogischen Kulturen und Traditionen zusammen (z. B. 
in Hinblick auf die Unterscheidung von formaler oder nonformaler Bildung). Es hängt auch 
mit unterschiedlichen Zugangsweisen zum Menschen und zur Kunst (im weitesten Sinn) zu-
sammen. In der Jugendhilfe etwa steht der junge Mensch im Mittelpunkt, oft genug unter 
der Perspektive der Beeinträchtigung seiner Entwicklungsmöglichkeiten. In der Kulturpolitik 
geht es dagegen oft genug in erster Linie um „Kunst“ und deren Vermittlung. In einer jugend-
politischen Perspektive rückt das Problem der Benachteiligung und – daraus folgend – eine 
oft unzureichende Möglichkeit der Teilhabe in den Mittelpunkt (Münchmeier, Bildung und 
Lebenskompetenz, 2002). 
Der Sozialpolitikforscher Franz Xaver Kaufmann hat gezeigt, dass die Realisierung von Teil-
habe von einzuhaltenden Bedingungen abhängt: nämlich von finanziellen, rechtlichen, bil-
dungsmäßigen und geographischen Voraussetzungen. Bildung, so kann man daher sagen, ist 
eine Bedingung für gelingende Teilhabe. Es gilt aber auch die Umkehrung: Durch eine intensive 
Teilhabe entsteht Bildung. Teilhabe wird auch in der Kulturpolitik diskutiert, allerdings eher 
unter dem Aspekt des Publikums und der Nutzung der Angebote. „Kulturvermittlung“ – ein 
Begriff aus diesem Diskussionskontext – ist hier eine Sammelbezeichnung für unterschiedli-
che Strategien, das Publikum für Kulturangebote zu vergrößern. Dazu gehören von Werbung 
und Marketing über eine entsprechende Programmgestaltung bis hin zu gezielten theater-, 
museums- etc. -pädagogischen Maßnahmen. Kulturelle Bildung entsteht bei einer solchen 
erfolgreichen Kulturvermittlung natürlich auch (Mandel, Kulturvermittlung, 2005). Es gibt 
zudem unterschiedliche fachliche und spartenspezifische Zugangsweisen. So findet zurzeit 
eine besonders lebendige Diskussion in der Theaterpädagogik und in der Kunsterziehung 
statt. Verschiedene Auffassungen von Theater bzw. von (Bildender) Kunst führen zu recht un-
terschiedlichen Konzeptionen von kultureller Bildung. Und natürlich müssen auch alle post-
modernen, poststrukturalistischen und dekonstruktivistischen Thesen vom Ende des Subjekts, 
der großen Metaerzählungen etc. in den nunmehr zahlreich entstehenden Dissertationen auch 
im Felde der Kulturpädagogik erprobt werden.
Insbesondere interessiert heute die Frage nach den Wirkungen eines Umgangs mit Musik, 
Tanz, Theater, Literatur etc. Durch diese Frage nach Wirkung und ihrer Erfassung kommt 
im gesamten Feld kultureller Bildungsarbeit einiges in Bewegung. Die Debatte reicht von der 
polemisch geführten Diskussion über die Wirkung von Computerspielen bis zu den etwas ru-
higer geführten Debatten nach möglichen Bildungswirkungen von Kunst, ihrer Erfassung und 
„Messung“. Einen neuen Schwung haben diese Debatten durch PISA bekommen. Denn nicht 
nur die Frage nach Evaluierbarkeit, auch die Idee einer Ganztagsschule als politische Konse-
quenz von PISA wirbelt die Diskurse ganz schön durcheinander, da nunmehr Schule, Kultur- 
und kulturpädagogische Einrichtungen miteinander kooperieren müssen. Ebenso dynamisch 
wie diese Praxis ist dabei auch die Theorienbildung. Eckart Liebau in Erlangen geht – ebenso 
wie dieser Text – den Weg einer anthropologischen Fundierung von kultureller Bildung. An-
dere beziehen sich stärker auf die Logik der Künste. Neue Kooperationen und Abgrenzungen 
zu dem besser aufgestellten Feld der Jugendhilfeforschung ergeben sich. Es stellt sich zudem 
die Frage, inwieweit die Methoden der kulturellen Jugendbildung auch in der Seniorenkultur-
arbeit funktionieren. Interkultur ist ein wichtiges Stichwort, das gerade für die Kulturarbeit 
hochrelevant ist. Ein Kampf um die Mediennutzung tobt, da wohlmeinende Wissenschaftler 
glauben, Totalverbote wären die beste Medienpädagogik. Hochspannend könnte zudem der 
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Ansatz werden, mit der „schwachen Anthropologie“, die Amartya Sen und Martha Nussbaum 
entwickelt haben, konsensfähige Dimensionen des Menschseins zur Verfügung zu haben. Di-
mensionen, die man bis hin zu einer sachgerechten Evaluation operationalisieren kann („ca-
pability approach“). Forschungsfragen also ohne Ende! (vgl. Fuchs, Kulturelle Bildung, 2008 
i. V.) Nicht zuletzt muss man sich bei Fragen kultureller Bildung für Einrichtungen, Struk-
turen, Organisationen und die entsprechenden Fördermöglichkeiten interessieren. Die Kon-
zeption Kulturelle Bildung III (Berlin 2005) des Deutschen Kulturrates ist hierfür die zurzeit 
umfassendste Darstellung der politischen Rahmenbedingungen mit all ihren Problemen.
Kulturelle Bildung – man ahnt es – ist ein weites Feld. Von subtilen Theoriefragen rund um 
die Künste und den Menschen über Fragen der Gesellschaftlichen Entwicklung bis hin zu Pro-
blemen der Politik, der Finanzierung, des Managements und nicht zuletzt zu Fragen des Ar-
beitsmarktes Kulturpädagogik / Kulturvermittlung reicht das Spektrum (vgl. Zacharias, Kul-
turpädagogik 2001; Fuchs, Kultur lernen, 1994). Man kann es also nur begrüßen, wenn kul-
turelle Bildung zurzeit eine gewisse Konjunktur erlebt. Denn man weiß, dass ohne Kunst 
menschliches Leben ein unvollständiges Leben ist. Ein niedriges Einkommen in diesem prekä-
ren Arbeitsmarkt wird so durch das starke Gefühl kompensiert, etwas überaus Sinnhaftes für 
sich und andere zu tun. Man muss sich daher nicht darüber wundern, dass neue Akteure und 
neue Interessenten auftauchen und für sich ein spannendes Arbeitsfeld entdecken. Damit tau-
chen allerdings auch nicht sonderlich notwendige Debatten aus den 1970er Jahren des letzten 
Jahrhunderts wieder auf, z. B. ob Künstler oder Kunstpädagogen die besseren Vermittler seien. 
Sei es drum. Man kann es außerdem angesichts der Fülle von Erfahrungen und Diskussio-
nen in dem traditionsreichen Feld kultureller Bildung fast schon verstehen, wenn einige dieser 
neuen Akteure all diese Erfahrungen ignorieren wollen und lieber von der Annahme ausge-
hen, sie hätten selbst einen neuen Kontinent entdeckt. Dabei gehört es zum kulturellen Reich-
tum Deutschlands, eine zwar entwicklungsfähige und verbesserungsbedürftige, aber trotzdem 
gut entwickelte Infrastruktur der kulturellen Bildung zu haben. 

Zuerst erschienen in politik und kultur, 06/2007

2 Kommen die musischen Zeiten zurück? 

Konzepte und Traditionen in der Debatte über kulturelle Bildung

Ein Nebeneffekt der derzeit festzustellenden Konjunktur kultureller Bildung besteht dar-
in, dass neue Akteure auftauchen. Diese bringen zum einen eigene Vorstellungen darü-

ber mit, was „kulturelle Bildung“ eigentlich sei, was sie bewirken soll, warum sie notwendig 
ist, wie sie am besten entwickelt wird und ob überhaupt der Begriff „kulturelle Bildung“ 
der geeignetste ist. Damit vergrößert sich die Anzahl der verwendeten Begriffe, wobei nicht 
notwendigerweise unterschiedliche Begriffe immer Verschiedenes oder gleiche Begriffe eine 
ähnliche Praxis oder Intention beschreiben. Es lohnt sich, die Problematik der verschiede-
nen Bezeichnungen etwas genauer zu betrachten. Denn es gibt in diesem Arbeitsfeld recht 
unterschiedliche Konzeptionen, Traditionen und Trägergruppen mit recht verschiedenen 
Vorstellungen von Kunst und Bildung und der Beziehung zum Gemeinwesen und zur Po-
litik. 
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Verbreitete Darstellungen der Kulturpädagogik suggerieren gelegentlich einen etwas zu stark 
zielorientierten Geschichtsverlauf. Man geht zwar auf unterscheidbare Traditionslinien im 19. 
und 20. Jahrhundert ein wie etwa die Jugendbewegung, verschiedene Lebensreformbewegun-
gen, Pädagogikentwürfe wie die erste Kulturpädagogik zu Beginn des 20. Jahrhunderts, die 
Neue Kulturpolitik, die Entwicklung der künstlerischen Fächer etc. Entsprechend kann man 
konzeptionelle und terminologische Unterscheidungen identifizieren (ästhetische, künstleri-
sche, musische, soziokulturelle etc. Bildung und Erziehung). Aber letztlich gibt es ein Happy 
End, indem sich alle Richtungen unter den Pluralitätsbegriff „kulturelle Bildung“ unterord-
nen. Man bleibt zwar bei seiner eigenen bevorzugten Bezeichnung (musische, ästhetische oder 
künstlerische Bildung), akzeptiert aber „kulturelle Bildung“ als Dach und hat auch seinen 
Frieden mit der Bestimmung gemacht, sie sei Allgemeinbildung, die (auch) durch die eigene 
Arbeitsweise vermittelt wird. Doch zeigt sich, dass dieser Konsens zurzeit brüchig wird und 
dass Legitimationsmuster wieder relevant werden, die man aus früheren Zeiten einer musi-
schen Bildung noch gut kennt. Kehren also die Zeiten der musischen Bildung zurück – und 
was war daran schlimm? Sicherlich hat diese Entwicklung etwas damit zu tun, dass im Zuge 
einer verstärkten Zusammenarbeit rund um die Ganztagsschule eine Vergewisserung der ei-
genen Identität dringlicher wird. Und diese verläuft über bestimmte Begriffe und über Ideen, 
die man hinter den Begriffen vermutet. Insbesondere wehren sich Künstler dagegen, bloße 
Handlanger der Pädagogen und Pädagoginnen sein zu wollen. Es lohnt sich also ein Blick in 
die Wirkungsgeschichte nicht der Künste, sondern ihrer Legitimationsmuster. Hierin steckt 
allerdings bereits eine erste Aussage: Es geht weniger um reale Wirkungen, sondern vielmehr 
um einen theoretischen und z. T. ideologischen Überbau, mit dem man sich befassen muss.
In der zweiten Hälfte der 1960er Jahre ist im Zuge der Ideologiekritik der Frankfurter Schule 
die Bezeichnung „musische Bildung“ obsolet geworden. Zum einen lag das daran, dass ihre 
Hauptvertreter in der Weimarer Republik zu stark das Gefühl gegen das Rationale und die Ge-
meinschaft gegen die Gesellschaft ausgespielt haben. An solche Traditionen knüpfte man nach 
dem Krieg in Westdeutschland wieder an, obwohl etliche Exponenten der früheren musischen 
Bildung im Nationalsozialismus ihre Ideen von Deutschtum, Volk und politischer Führung 
realisiert sahen und entsprechend die Nähe zum Faschismus suchten. Dazu kam, dass sich mit 
erheblicher Resonanz Adorno in die Debatte eingemischt hat und ein donnerndes Verdikt 
gegen das Musikantentum, die niedrige Qualität und das Volkstümelnde ausgesprochen hat. 
Es folgten daher in den 1970er Jahren zahlreiche Umbenennungen: Sowohl auf der Ebene von 
relevanten Haushaltstiteln (etwa im Jugendplan des Bundes), als auch bei den Trägerstruk-
turen. So hat sich etwa der Dachverband, die seinerzeitige Bundesvereinigung Musische Ju-
gendbildung, im Jahre 1968 in die Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung umbenannt. 
Allerdings sprachen viele in der Folgezeit immer noch von „musischer Bildung“ und auch die 
Musische Bildungsstätte, nunmehr „Akademie Remscheid“, behielt im Untertitel den Begriff 
der Musischen Erziehung bei.
Quasi als Abgesang der Periode der Bildungsplanung wurde sogar noch 1977 ein „Ergän-
zungsplan musisch-kulturelle Bildung“ veröffentlicht. Doch setzte sich im Laufe der Zeit der 
Terminus „kulturelle Bildung“ durch. Was war dies: Ein Verlegenheitsbegriff oder schlicht ein 
Verwaltungsakt, war es eine unnötige Verdoppelung, da „Kultur“ über weite Strecken – gerade 
in der Sattelzeit zwischen 1770 und 1830, als man begann, vermehrt in der deutschen Sprache 
„Kultur“ zu verwenden – oft genug bedeutungsgleich mit „Bildung“ benutzt wurde? Immer-
hin steckt in beiden Begriffen der Aspekt der Pflege, des gedeihlichen Wachstums und dessen 
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Förderung. Betrachten wir daher – allerdings äußerst knapp – einige aufschlussreiche Etappen 
in der Begriffsgeschichte. Die Musen waren bekanntlich die Töchter von Zeus, deren Anzahl 
allerdings in der Überlieferung schwankt. Immerhin ist unstrittig, dass das Fest, das Singen, 
das Tanzen und Sprechen dazugehören. Später sprach man vom „musischen Quadrivium“ 
Musik, Bewegung, Bildende Kunst und Sprache, die in dieser Form auch Eingang in die Lehr-
pläne der Schule gefunden haben. In diesen antiken Kontext gehört die Auseinandersetzung 
mit den Wirkungen der Künste: Es ging um Bildung, immer auch um Tugendbildung, und 
dies stets in Hinblick auf das gute Funktionieren in der Polis.
Wenn sich die Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung 2500 Jahre später 
den Slogan zu Eigen macht, dass kulturelle Bildung soziale und politische Bildung sei, dann 
kann sie sich also durchaus auf diese klassische Tradition berufen. Auch gab es keine Abgren-
zung des Musischen vom Intellektuellen oder vom Handwerklich-Technischen, wie es die spä-
tere Geschichte der musischen Bildung vorgenommen hat, (vgl. Kluge, Vom Geist musischer 
Bildung, 1973). Über 2000 Jahre später, nämlich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 
spricht Moses Mendelsohn von „Kultur“ als einem Neuankömmling in der deutschen Sprache. 
Natürlich gab es Cicero, der in seinen tusculanischen Schriften die Parallelisierung von cultura 
agri und cultura amici vorgenommen hat und damit den Kulturbegriff mit der Bedeutung 
von Wachstum, Entwicklung und Pflege gefüllt hat. Doch macht ein einzelnes Vorkommen 
ein Wort noch nicht zu einem tragenden Begriff. Der Begriff spielte daher auch fast 1700 Jah-
re keine wesentliche Rolle, so dass es geradezu zu einer Neuerfindung kommen musste. Dies 
geschah mit Herder, Schiller und Humboldt, dann aber sofort mit einer enormen Dynamik. 
Dabei ist zu beachten, dass es immer wieder zu (neuen) Akzentuierungen des Begriffs kommt, 
ohne dass man darauf verzichtete, ihn auch weiter in herkömmlicher Bedeutung zu verwenden 
(hierzu nach wie vor unverzichtbar: Bollenbeck, Bildung und Kultur, 1994). Herder mach-
te einen geradezu modernen ethnologischen Kulturbegriff populär: „Kultur ist Lebensweise 
und Lebensweisen gibt es viele“. Die heutige Rede von einer „kulturellen Bildung“ macht im 
Hinblick auf diese Bedeutung durchaus Sinn: Erfasst sie doch die zu erwerbende Kompetenz, 
mit kultureller Vielfalt souverän umzugehen. Dies ist durchaus im Sinne von Herder. Denn 
alle Autoren dieser Zeit haben ein starkes pädagogisches, sogar ein emanzipatorisches und 
humanistisches Interesse. „Bildung“ war zu dieser Zeit schon länger ein „einheimischer Be-
griff “ (Herbart) in der Sprache der Philosophen und Theologen, allerdings sehr stark mit einer 
christlichen Bedeutung: das „Bild“, das in „Bildung“ steckt, ist das Bild Gottes (imago dei), an 
dem der Mensch sich zu orientieren hat. Diese Deutung wird nunmehr von den Meisterden-
kern revidiert. Es geht jetzt um die „proportionierliche Formung der Kräfte zu einem Ganzen“, 
so Humboldt in seiner Jugendschrift über die Grenzen des Staates. Am Begriff der Bildung 
diskutiert man die Differenz zwischen Bürger und Mensch sowie den Unterschied zwischen 
Citoyen und Bourgeois. Bildung und Politik sind bei diesen Autoren – ganz wie in der Antike 
– zwei Seiten derselben Medaille. Und die Künste erfahren eine Adelung: Rehabilitiert sind 
sie als sinnliche Erkenntnis („aisthesis“) bereits durch Baumgarten.
Angelsächsische Ästhetiken beeinflussen Kant, und dieser gewinnt endlich mit seiner dritten 
Kritik, der Kritik der Urteilskraft (1790), Zugang auch zu dem bislang abwehrenden Goethe. 
Kant wird zum wichtigen Stichwortgeber einer neuen Ästhetik: Das freie Spiel der Kräfte, 
die subjektive Allgemeinheit, der ästhetische Gemeinsinn, die Zweckmäßigkeit ohne Zweck. 
Ging es Kant noch um philosophische Grundlagenforschung, so verschob Schiller das Ganze 
ins Politische. Und hier ist er nun: der neue Begriff der „ästhetischen Erziehung“. Alle Größen 
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dieser Zeit blicken – meist bewundernd – auf das revolutionäre Frankreich. Und viele sind er-
schüttert, als hochfliegende Pläne einer Demokratisierung durch den Terror zerstört werden. 
Die Schiller-Kenner sind sich heute weitgehend einig: In den „Briefen zur ästhetischen Erzie-
hung“ (1795), ursprünglich ein Dankeschön an den spendablen Grafen von Augustusburg, 
entwickelte Schiller ein politisches Reformprogramm, das die ursprünglichen heroischen Ziele 
der Französischen Revolution auf nicht revolutionären Wegen erreichen helfen sollte. Es liegt 
zwar nahe, in der Rede von der „Erziehung“ im Titel dieses bis heute einflussreichen Textes 
Pädagogik zu vermuten: Es ging jedoch um eine gesellschaftliche und politische Veränderung 
durch Reform. Menschen sollten in freiem Spiel der Kräfte Freiheit erleben, auf diese Weise 
zu solchen Staatsbürgern gebildet werden, mit denen sich dann eine humane Gesellschaft auf-
bauen ließe. Also auch hier: kein Rückzug ins nur Ästhetische, sondern das genussvolle Ver-
spüren von Selbstgesetzgebung („Autonomie“) mit der deutlichen Hoffnung auf Transfer in 
die Gesellschaft. Und damit ist auch hier wie in der Antike „ästhetische Erziehung“ politische 
Bildung. Zu einem Pädagogikprogramm wurde dieser Ansatz bei den Nachfolgern von Kant 
und Schiller, etwa bei Herbart. Mit Schiller und Co. beginnt allerdings die nur in Deutschland 
stattgefundene Überhöhung von Kunst, die spezifische Deutung von Bildung, die dieses Wort 
bis heute fast unübersetzbar in andere Sprachen macht, die Überhöhung des Kulturbegriffs. 
Es geht um das Geistige, es geht um ästhetische Kultur. Und es geht letztlich um eine Elite, auf 
der die Hoffnung auf eine humane Verbesserung der Verhältnisse liegt. Man spricht von einer 
Kunst- und Bildungsreligion. Es lässt sich trotz dieser vorsichtigen Vorbehalte die Schillersche 
„ästhetische Erziehung“ als kulturelle Bildung im heutigen Sinne betrachten.
Wie das? Den Kulturbegriff verwendet man seit dieser Zeit zunehmend dann, wenn etwas 
gesellschaftliche Relevanz hat. Hier hat der später noch zu erwähnende Herman Nohl recht: 
Bildung wird zur subjektiven Seite von Kultur, Kultur beschreibt die objektive Seite von Bil-
dung, beides verstanden in einem emphatischen Sinn. Man kann es kurz so formulieren: Kunst 
ist nicht sofort „Kultur“, sie wird es erst durch den gesellschaftlichen Gebrauch. Und dass die 
generelle Zielstellung von Kant, Schiller und Humboldt Freiheit ist, dass es niemals zu einer 
Entgegensetzung von Gefühl und Verstand kommt, muss erwähnt werden. Halten wir also 
fest: Ästhetische Erziehung im Sinne von Schiller ist kulturelle Bildung im aktuellen Sinne ei-
ner humanistisch verstanden „Kultur“, die die individuelle mit der gesellschaftlichen Entwick-
lung verbindet. Doch geschieht noch etwas anderes: Es beginnt eine Auseinanderentwicklung 
der lange Zeit bedeutungsgleich verwendeten Begriffe „Kultur“ und „Zivilisation“: Während 
letzterer für die europäische Aufklärung und deren Errungenschaften steht, wird „Kultur“ im 
Laufe des 19. Jahrhunderts zu dem, was die einzigartige „Tiefe des deutschen Geistes“ erfasst. 
Einen wesentlichen Anteil an dieser Entwicklung hat die Romantik. Die Romantik greift die 
Zivilisationskritik von Rousseau auf und radikalisiert sie.
Hier finden wir dann auch den Kampf gegen den Königsberger Vernunftphilosophen, den 
Kampf gegen die heraufkommende Moderne, die Ästhetik als das „Andere der Vernunft“, das 
Volk, die Gemeinschaft (vgl. aktuell: Safranski, Romantik, 2007). Die Aristokratie der Ken-
ner wehrt sich dabei gegen eine aufkommende moderne Massengesellschaft, bevor sich diese 
voll entwickelt hat. Die Poesie und die Phantasie sollen an die Macht, sonst drohe Verarmung 
des Lebens, droht die Kälte des Verstandes, die Unterordnung unter den Pöbel, der Verlust 
des Nationalen, die Verkümmerung der Sinne. Hat Schiller schon erhebliche „Versprechun-
gen des Ästhetischen“ (Y. Ehrenspeck) formuliert und weitgehende Wirkungsbehauptungen 
über Kunst und Ästhetik aufgestellt, so wird all dies nunmehr ins Maßlose übersteigert. Man 
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findet hier fast alle Formeln, die bis heute gerne zur Legitimation von Kunst gebraucht wer-
den. Der Mechanismus ist wie folgt: Das Konstatieren unglaublicher Verfallsprozesse, ein 
Niedergang der Kultur, der Menschen, der Jugend, was alles durch ein Mehr an ästhetischer 
Praxis behoben werden kann. „Kulturpessimismus“ nennt man dies, und dieser geht Hand in 
Hand mit einem übersteigerten Kunstoptimismus. Das 19. Jahrhundert bringt eine dynami-
sche Entwicklung: Die Bevölkerung wächst sehr stark, die Industrialisierung setzt sich durch, 
ein allgemeines Schulwesen wird etabliert, die Kleinstaaterei wird beseitigt. Allerdings: Die 
„Versprechungen der Moderne“ (Wahl) auf Wohlstand, Freiheit, Gleichheit und Gerechtig-
keit erfüllen sich nicht. Und ein weiteres geschieht nicht in Deutschland: die Durchsetzung 
moderner politischer Verhältnisse. Hier kommt Deutschland zu spät, so wie es Helmut Pless-
ner in seiner 1935 geschriebenen und erst 1959 veröffentlichten Studie geschrieben hat. Man  
kann das Inhaltsverzeichnis dieses Buches (Die verspätete Nation. Über die politische Ver-
führbarkeit bürgerlichen Geistes) quasi als Checkliste für Modernisierungsfolgen und -defi-
zite lesen: u. a. die religiöse Funktion der deutschen Kultur, die Traditionslosigkeit und das 
Bedürfnis nach geschichtlicher Rechtfertigung des Lebens, autoritäre Biologie. Die Durchset-
zung des Kapitalismus hat wie überall natürlich ihren Preis. Aber nur in Deutschland fanden 
Rassismus, Antisemitismus, Irrationalismus, eine Kunst- und Bildungsreligion diesen Zulauf, 
der erst das Zweite (Kaiser-)Reich, dann den Ersten Weltkrieg und schließlich die nationalsozi-
alistische Barbarei ermöglicht hat (Stern: Kulturpessimismus als politische Gefahr, 1963). Das 
Zwischenspiel der demokratischen Weimarer Republik war bei dem größten Teil der geistigen 
Elite und speziell bei den Vertretern der musischen Bildung ungeliebt, sie wurde wenig un-
terstützt, dagegen oft genug aktiv bekämpft. Immerhin gab es eine Vielzahl gesellschaftlicher 
Bewegungen: Die Jugend-, die Arbeiter-, die Frauen-, die Freikörper-, die Kunsterzieherbewe-
gung. Der auch noch in der Bundesrepublik einflussreiche, politisch höchst problematische 
Pädagoge Herman Nohl wurde in der Weimarer Republik zu dem wichtigsten Theoretiker: In 
seinem Buch „Die deutsche Bewegung“ konstruierte er einen deutschen Sonderweg zwischen 
1770 und 1830, bei dem sich die tiefgründige deutsche Kultur als Gegenbewegung gegen die 
westeuropäische Aufklärung entwickelte. Die sozialen und pädagogischen Bewegungen rund 
um 1900 erproben in diesem Geiste eine politische und pädagogische Praxis und er selber 
lieferte diesen Bewegungen die geeignete Bildungstheorie, in der – natürlich – die musische 
Bildung eine entscheidende Rolle spielt. Eine Geschichtskonstruktion wie aus einem Guss, die 
auch nach dem Zweiten Weltkrieg ihren Reiz nicht verloren hat. Es liegt auf der Hand, dass 
man es hier damit zu tun hat, dass die Moderne nicht akzeptiert wird und daher auch kaum 
angemessen – gerade in ihren negativen Folgen – gestaltet werden kann (vgl. meinen Text 
„Kulturpädagogik und Schule in gesellschaftlichem Wandel“ in Deutscher Kulturrat (Hg.): 
Konzeption Kulturelle Bildung (III, 2005)). In diesem Denkkontext gibt es eine starke Kapi-
talismuskritik von rechts, die in späteren Jahren auch gewisse Formen des Antiamerikanismus 
gespeist hat. Es gibt Antisemitismus, es gibt die Idee des „Reiches“ (statt eines modernen Staa-
tes), es gibt die Idee des Volkes als Abstammungs- und Schicksalsgemeinschaft, also all das, was 
bis in die heutigen Tage eine zeitgemäße Zuwanderungs- und Integrationspolitik verhindert 
hat. Die „Neue Kulturpädagogik“, die sich in den 1970er Jahren entwickelte und die sich in 
Jugendkunstschulen, in soziokulturellen Zentren, in spannenden Aktionen einer offenen Kin-
derkulturarbeit und in der Stadtteilkulturarbeit ihre neuen Orte schaffte, setzte sich zu dieser 
Verständnisweise ästhetischer Bildung bewusst in Opposition. Weitere Traditionslinien sind 
bereits angedeutet. So etwa die Thematisierung von Jugendkulturen in der Jugendbewegung 
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– ebenfalls politisch schillernd zwischen rechts und links; reformpädagogische Ansätze unter-
schiedlicher Couleur, die alle gemeinsam hatten, von einem Kult des (unverdorbenen) Kindes 
auszugehen. Weitere wichtige Traditionslinien wären zu betrachten. So hatten alle künstleri-
schen Fächer das Problem, sich von ihrer „musischen Tradition“ zu emanzipieren. Musik spiel-
te in dieser Tradition immer schon eine wichtige, vielleicht die wichtigste Rolle. Aber auch 
die Kunsterzieher hatten das Problem, sich der ideologischen Vereinnahmung zu erwehren, 
wie diese publizistisch äußerst erfolgreich mit dem eigenartigen Buch über „Rem-brandt als 
Erzieher“ (Langbehn) geschehen ist. Hier brodelt dumpf eine rassistische Volksseele. „Kul-
turarbeit“ ist ein weiterer Oberbegriff. Dieser hat sehr starke sozialistische, zumindest sozial-
demokratische Züge. Brecht verwendet ihn schon in der Weimarer Zeit, die Gewerkschaften 
nutzten ihn und schließlich wird er zu einem Kernbegriff der Neuen Kulturpolitik, die ganz 
klare gesellschaftspolitische Ziele hatte. Man sieht: Begriffe haben ihre Geschichte. Manchmal 
erhalten sich geistige Traditionen auch dann, wenn inzwischen neue Generationen Verant-
wortung übernommen haben. 
Das Unbehagen an der Moderne, Verweigerungshaltungen, der Rückzug in die Gemeinschaft, 
die Sehnsucht nach dem Eigenen und Vertrauten: Verständlich ist dies alles. Richard Sennett 
etwa beschreibt eindrucksvoll die Folgen eines ungezügelten globalisierten Kapitalismus. 
Grund genug also für jede noch so harte Kritik. Doch muss man aufpassen, welche Wege man 
beschreitet. Auch der Fundamentalismus, so Thomas Meyer in einem schon älteren Buch, ist 
ein „Aufstand gegen die Moderne“. In der zeitgemäßen kulturellen Bildungsarbeit spielen die 
Künste eine wichtige Rolle. Man kann dabei ihre Notwendigkeit begründen, ohne kulturpes-
simistische Legitimationsslogans zu verwenden. Es gibt seriöse Wirkungsstudien, die überstei-
gerte und ungeprüfte „Versprechungen des Ästhetischen“ überflüssig machen. Der Kern der 
„musischen Bildung“, ein kreativer Umgang mit den eigenen schöpferischen Kräften – u. a. 
durch eine Begegnung mit Kunst und Künstlern –, die Ermutigung zur politischen Einmi-
schung: All dies ist heute aufgehoben in einem zeitgemäßen Konzept kultureller Bildung. 
„Aufgehoben“ ist dabei ganz so zu verstehen, wie es Hegel gelehrt hat: Beendet, auf eine neue 
Stufe gestellt, aber auch aufbewahrt. Dabei bleiben die unterschiedlichsten Möglichkeiten er-
halten: etwa die ästhetische oder die künstlerische Bildung. Alle Arbeitsformen und Zugänge 
haben ihren spezifischen Wert. Insbesondere müssen sich die Künstler und Künstlerinnen vor 
Begriffen wie „Bildung“ und „Erziehung“ nicht scheuen. Sie werden nicht instrumentalisiert. 
Man erinnere sich: Schiller sprach von ästhetischer Erziehung, und er hatte keine Pädagogen 
im Sinn. Erziehungs- und Bildungsprozesse ergaben sich bei ihm vielmehr alleine durch eine 
intensive Auseinandersetzung mit den Künsten. Das aktuelle Konzept kultureller Bildung 
kann sich zudem auf eine humanistische Traditionslinie stützen, bei der man vielleicht einen 
idealistischen Überschwang (wie bei Schiller) findet, der aber aufgrund einer Orientierung an 
einer wohlverstandenen aufgeklärten politischen Haltung nie in den Sumpf antidemokrati-
scher Entwicklungen geführt hat.
Daher erneut die Frage: Was ist kulturelle Bildung? Vor dem Hintergrund dieser historisch-
systematischen Vergegenwärtigung lässt sich nun auch dieser Begriff inhaltlich weiter pro-
filieren. Denn als bloßer Sammelbegriff für die unterschiedlichsten Formen eines Umgangs 
mit Kunst und Ästhetik ist er unterbestimmt. Daher hier drei weitere Präzisierungen. Eine 
erste Präzisierung erfolgte durch den Hinweis, dass mit „Kultur“ eine gesellschaftliche Rele-
vanz gefordert wird. Dies bedeutet etwa nicht eine Funktionalisierung von Kunst, sondern 
– durchaus im Sinne von Schillers ästhetischer Erziehung als „kultureller Bildung avant le  
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lettre“ – eine Orientierung an dem Ziel der individuellen und gesellschaftlichen Freiheit. Die 
Rolle der „Kulturgüter“ (Sitten, Gebräuche, aber auch Wissenschaften, Religion etc.), so wie 
sie im Laufe des 19. Jahrhunderts diskutiert wurde, führte zur Formulierung der Aufgabe der 
„Enkulturation“, einer Hineinentwicklung in die Gesellschaft durch Aneignung derjenigen 
Gegebenheiten, die die Gesellschaft in ihrer Geschichte zusammen gehalten haben. Dies war 
Kern der ersten Kulturpädagogik am Anfang des 20. Jahrhunderts. Zweifellos hat man sich 
damals einen Konsens über das „Kulturelle“ zu einfach vorgestellt. Doch wird „Enkulturation“ 
als eine der gesellschaftlichen Funktionen des Bildungs- und Erziehungssystems (über Qualifi-
kation, Legitimation, Allokation und Sozialisation) bis heute anerkannt. Aufgabe ist es daher, 
eine zeitgemäße Vorstellung dieses Kulturellen zu entwickeln. „Kulturelle Bildung“ als sou-
veräner Umgang mit dieser kulturellen Dimension von Gesellschaft macht daher Sinn, geht 
allerdings weit über die traditionellen Künste hinaus. Ein letzter Hinweis gilt einer aktuellen 
Verwendungsweise von „kultureller Bildung“ im Kontext der Geistes- und Kulturwissenschaf-
ten. Volker Steenblock (Theorie der kulturellen Bildung, 1999) sieht in der Bildungsaufgabe 
die entscheidende Legitimation für die Geistes- und Kulturwissenschaften heute, wobei Re-
flexion, Orientierung, Sinnstiftung, Bewertung und Kritik deren Funktionen sind. Kulturelle 
Bildung bezieht sich auf solche notwendigen Prozesse in Hinblick auf das von den Patholo-
gien der Moderne (Honneth) erheblich verunsicherte Individuum. Alle drei Aspekte machen 
„kulturelle Bildung“ zu einer anspruchsvollen, geradezu überlebensnotwendigen Disposition. 
Im Hinblick auf die ästhetische oder künstlerische Bildung wird deutlich, dass die Subsummie-
rung unter das Label „kulturelle Bildung“ die Erfüllung einiger weiterer Kriterien voraussetzt, 
die nicht notwendig bereits bei jedem gemeinsamen Singen, Plastizieren oder Tanzen erfüllt 
sind. Humanismus als Leitkultur, so nennt Julian Nida-Rümelin sein letztes Buch. Dies for-
muliert durchaus eine Leitlinie für eine richtig verstandene kulturelle Bildung mit künstleri-
schen Mitteln, die jede Mühe lohnt. 

Zuerst erschienen in politik und kultur, 01/2008

3 Kunst, Teilhabe und kulturelle Bildung

Die konstitutive Rolle von Kunst bei der Ausbildung von Welt-Anschauung 

Die drei in der Überschrift genannten Begriffe lassen sich auf unterschiedliche Weise mit-
einander kombinieren – und alle Kombinationen sind sinnvoll. Eine erste Formulierung 

lautet etwa: Durch Teilhabe an Kunst entsteht kulturelle Bildung. Diese Formulierung ist 
die Grundlage zumindest eines Teilbereichs dessen, was man „kulturelle Bildung“ nennen 
kann. Die Künste bilden, so die Überzeugung. Sie helfen bei der Entwicklung notwendiger 
Lebenskompetenzen. Man muss nur die Gelegenheit haben, an künstlerischen Prozessen 
rezeptiv oder aktiv zu partizipieren. Eine zweite Formulierung ist: Kulturelle Bildung ist die 
Voraussetzung für eine Teilhabe an Kunst. Auch dies ist eine gut belegte Aussage. So hat der 
Sozialpolitikforscher F. X. Kaumann gezeigt, dass es vier notwendige Voraussetzungen dafür 
geben muss, dass (in seinem Fall: soziale) Teilhabe gelingt: Es müssen rechtliche, geographi-
sche, ökonomische und bildungsmäßige Bedingungen erfüllt sein. Rechtlich: Es darf keine 
rechtlichen Beteiligungshindernisse geben. Dieses Kriterium ist etwa wichtig bei der Frage 
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der politischen Teilhabe, z. B. bei der Wahlberechtigung von Zuwanderern. Geographisch: 
Die Angebote müssen erreichbar sein. Dies ist durchaus relevant auch und gerade bei der 
kulturellen Teilhabe. Man schaue sich nur einmal in der eigenen Stadt die Lage der Theater, 
Museen, Musikschulen an, in welchen Stadtteilen sich diese Einrichtungen geradezu häufen 
– und wo es überhaupt keine derartigen Angebote gibt. Ökonomisch: Es sollte keine finan-
zielle Hemmschwelle geben. Auch dies ist bei dem Problem kultureller Teilhabe wichtig. 
Und schließlich die Bildung: Dass Kunst, speziell elaborierte Kunst oder Kunstformen aus 
anderen Ländern nicht ohne weiteres jedem Menschen zugänglich ist, hat sicherlich jeder 
schon einmal erlebt. Bildung – so ein Zwischenfazit – ist also sowohl Voraussetzung als auch 
Folge von Teilhabe. Man kann das eine nicht ohne das andere diskutieren. Und noch etwas 
ist den drei Begriffen gemeinsam: Sie sind alle höchstrangig als Menschenrecht abgesichert. 
So gibt es das Menschenrecht auf Bildung, es gibt das Menschenrecht auf kulturelle Teil-
habe, es gibt das Menschenrecht auf ein Genießen der Künste und es gibt schließlich das 
Recht, vom eigenen künstlerischen Schaffen profitieren zu dürfen. 
Neben der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in der sich all diese Einzelrechte fin-
den, gibt es eine Fülle weiterer Konventionen, Pakte und Verträge, in denen diese Anspruchs-
rechte mit hoher Verbindlichkeit bekräftigt werden: die Kinderrechtskonvention, der Pakt für 
soziale, ökonomische und kulturelle Rechte und neuerdings die Konvention zur kulturellen 
Vielfalt. Der Menschenrechtsstatus hat zudem weitere Konsequenzen: Eine erste ist die Zu-
sammengehörigkeit aller Menschenrechte. So dürfen etwa soziale, politische, kulturelle und 
ökonomische Teilhabe nicht auseinandergerissen werden. Die zweite wichtige Folge ist ihre 
Universalität: Menschenrechte gelten für alle Menschen ohne Ausnahme. Damit hat man eine 
starke Argumentation auf seiner Seite, wenn man für kulturelle Bildung plädiert. Es ergeben 
sich allerdings daraus bestimmte Verpflichtungen. Darauf wird zurückzukommen sein. Es gibt 
zahlreiche weitere Regelungen auf der Ebene Europas, des Bundes oder einzelner Länder, die 
all dies bekräftigen und die sogar bestimmte Leistungsansprüche präzisieren. Letzteres ist be-
sonders wichtig, da oft genug abstrakte Ansprüche nur durch entsprechende Finanzen „ma-
terielle Gewalt“ werden. So findet man in der Präambel des Sozialgesetzbuches (SGB) gute 
Aussagen zur sozialen Teilhabe. Dies ist wichtig, weil das Sozialgesetzbuch dasjenige Geset-
zeswerk sein dürfte, hinter dem die größten Haushaltstitel auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene stehen. Man findet in den ersten Paragraphen der Schulgesetze der Länder oder 
im ersten und elften Paragraphen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Bd. 8 des erwähnten 
SGB) wichtige Aussagen, die alle bekannten Slogans bekräftigen. Einige dieser Slogans sind 
sogar schon recht alt und haben trotzdem ihre Relevanz noch nicht eingebüßt. So sprach zur 
Zeit des Dreißigjährigen Krieges bereits Johan Komensky (Comenius) von einer „Bildung für 
alle“, also für Arme und Reiche, für Adlige und Leibeigene, für Jungen und Mädchen. Und 
Hilmar Hoffmann forderte bekanntlich – analog zu diesem Slogan – „Kultur für alle“, aller-
dings über 300 Jahre später. Auf der rechtlichen Ebene scheint also alles in Ordnung zu sein. 
Dass in der Realität dies nicht der Fall ist, dies muss eine ständige Herausforderung für die 
Politik, aber auch für die Einrichtungen und ihre Mitarbeiter sein. „Bildung für alle“: Wenn 
ein Menschenrechtsbeauftragter der Vereinten Nationen die Bundesrepublik aufsucht, um der 
Frage nachzugehen, ob die PISA-Ergebnisse etwas mit dem Menschenrecht auf Bildung zu tun 
haben, dann ist dies ein starkes Indiz für eine Problemlage (Overwien / Pregel (Hg.): Recht 
auf Bildung, 2007): Denn immerhin erreichten ca. 20 % der getesteten Jugendlichen nicht 
die unterste Kompetenzstufe des Lesens – und sind daher von jeder Form von Teilhabe weit-
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gehend ausgeschlossen. Wenn man zudem berücksichtigt, dass unter diesen 20 % bestimmte 
Bevölkerungsgruppen – etwa Jugendliche mit Migrationshintergrund – überproportional 
vertreten sind, dann passt auf diesen Befund durchaus der Begriff der „organisierten Diskri-
minierung“. Wer sich zudem Nutzerstudien von Kulturangeboten anschaut stellt fest, dass 
weder in Hinblick auf die Generationen, noch in Hinblick auf soziale Schichten oder ethni-
sche Indikatoren im jeweiligen Publikum auch nur annähernd ein Abbild unserer Gesellschaft 
vorliegt. Dies mag im Einzelfall zu begründen sein: Aufs Ganze gesehen und dies über Jahre 
hinweg ist dies – sanft formuliert – ein Problem. Dies wird inzwischen auch anerkannt. Denn 
nicht von ungefähr gibt es seit einigen Jahren erhebliche Anstrengungen im Kulturbereich, 
durch (importierte) education-Programme, durch spezifische Programme eines „audience 
developments“, durch ein erhöhtes Engagement in Sachen kultureller Bildung diese Tatsache 
zu ändern (Mandel: Kulturvermittlung 2006). Das ist auch gut so. Denn sehr leicht könnte 
die Legitimität einer öffentlichen Förderung – die immerhin von Steuergeldern aller Bürger 
finanziert wird – auf dem Spiel stehen. Man sieht: Die drei Begriffe in der Überschrift passen 
möglicherweise in der Realität weniger harmonisch zusammen, als man es beim ersten Lesen 
und in einer theoretisch-inhaltlichen Perspektive meinen könnte. Sie formulieren vielmehr 
einen ständigen Auftrag. Dieser Auftrag ist auch schwieriger, als manche wohlfeile Marke-
tingstrategie suggeriert. Und dies hat durchaus systematische Gründe. Ein erster Hinweis ist 
das, was der französische Soziologe Pierre Bourdieu mit einem gewissen Stolz die „vierte nar-
zisstische Kränkung“ des Menschen genannt hat. Welchen Rang diese Kränkung hat, erkennt 
man bei der Nennung der ersten drei Kränkungen: Zunächst hat nämlich Kopernikus gezeigt, 
dass der Mensch mitnichten im Mittelpunkt des Universums steht. Man fand heraus, dass er 
vielmehr einen winzigen Abfallbrocken einer unbedeutenden Sonne in einem Seitenarm der 
Galaxie bewohnt. Darwin zeigte einige hundert Jahre später, dass der Mensch zudem nicht die 
Krönung einer göttlichen Schöpfung ist, sondern seine unmittelbaren Vorfahren von Baum zu 
Baum hüpften. Und Freud zeigte kurze Zeit später, dass es weniger die strahlende Vernunft ist, 
die den Menschen steuert, sondern eher Regionen im Unterleib für sein Handeln verantwort-
lich sind. Die hochgelobte „Kultur“, auf die man gerade in Deutschland so stolz war, wurde so 
zu einem Ergebnis einer grandiosen Verdrängungsleistung vitaler Triebe. 
Und was zeigte Bourdieu? Dieser zerstörte in der vermutlich umfassendsten empirischen 
Untersuchung die Illusion der idealistischen Autonomieästhetik, dass nämlich die Künste 
ein Trainingsfeld für den freiheitlichen Menschen sind, wo dieser sich fit dafür macht, seine 
von der Ökonomie und Politik verhinderte Emanzipation doch noch zu entwickeln. Künste 
sind nämlich bei Bourdieu keine Medien der Befreiung und der Integration, sondern sie sind 
die effektivsten Methoden der Unterdrückung, zumindest dienen sie der Aufrechterhaltung 
der (ungerechten) Gesellschaftsordnung. Das „Komfortable“ an ihnen ist, dass all dies ohne 
teure Zwangsmaßnahmen funktioniert. Denn Menschen eignen sich stabile standortgemäße 
ästhetische Präferenzen bereits in jungen Jahren an und ändern sie später nur noch in wenigen 
Fällen. Die soziologische Empirie hat dann gezeigt, dass kulturelle Präferenzen der Menschen 
sehr eng mit ihrem ökonomischen und sozialen Status verbunden sind. Klammheimlich und 
freiwillig ordnet sich der brave Bürger also ein und unter einfach dadurch, dass er kulturell 
das nutzt, was er von Kindesbeinen gewohnt ist. Der „kleine Unterschied“ in ästhetischen 
Standards führt zu großen Unterschieden in Hinblick auf politische und ökonomische Teilha-
bechancen. Dies ist das „eherne Gesetz“, an dem sich der Kulturbereich abarbeiten muss: An-
scheinend hat jedes Kulturangebot sein dazu passendes Publikum. Gibt es keinen Ausweg aus 
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dieser Misere? Bourdieu zeigte – nun allerdings nicht als Soziologe, sondern als vom Präsiden-
ten beauftragter Bildungsplaner – einen Ausweg: Das Bildungssystem muss dafür sorgen, dass 
auch elaborierte ästhetische Codes jenseits von Klasse und Stand von Klein auf außerhalb der 
Familie angeeignet werden können. Dann hat der derart gebildete Mensch später die Chance, 
souverän zwischen Klassik und Jazz, zwischen Komödie und Konzert selbst auswählen zu kön-
nen. Der Kenner darf die „Wonnen der Gewöhnlichkeit“ (Thomas Mann) genießen, er darf 
sich sogar in die Niederungen der Trash-Kultur begeben. Denn es ist seine souveräne Entschei-
dung, für die er gute Gründe angeben kann. Die Macht der sozialen Distinktion durch eine 
mangelhafte ästhetische Bildung ist durchbrochen. Politisch ist diese Erkenntnis hochrelevant. 
Denn damit wird jede Form ästhetischer Früherziehung, wird jede gute Unterrichtsstunde in 
Musik, Theater und Bildender Kunst, wird jede Form aufsuchender Kulturarbeit von Kul-
tureinrichtungen nicht bloß zu einem persönlichkeitsfördernden Bildungserlebnis, sondern 
zugleich zu einem Baustein für eine „kulturelle Demokratie“ (so der Europa-Rat in den 1970er 
Jahren). Es bleibt allerdings auch dann noch einiges zu tun. Denn selbst bei Anerkenntnis 
der sozialen und politischen Funktion der Künste ist das Problem ihrer pädagogischen Wirk-
samkeit nicht gelöst. Man kann zwar pauschal behaupten, dass Künste bilden. Doch welche 
Künste bilden unter welchen Umständen wie? Da wäre zunächst die Frage der (unterschied-
lichen?) Bildungswirkungen der einzelnen Sparten. Es wäre die Frage, welche Unterschiede 
sich bei schöpferischem, nachschöpferischem, aktiv-rezeptivem oder bloß konsumptivem Um-
gehen mit Kunst ergeben. Es ergibt sich die Frage nach Genres, Stilen, Gattungen und ihren 
Bildungswirkungen. Platon akzeptierte bekanntlich die Musik und wollte das Theater aus der 
Polis (wegen seines schlechten Einflusses auf die Tugend der Bürger) verjagen. Heute fragt 
man (wie Adorno), ob mit Pop, Rock und Jazz der Untergang des Abendlandes bevorsteht, der 
nur durch einen Rückbezug auf das 19. Jahrhundert vermieden werden kann (so tendenziell 
der Vorschlag eines Kanons der Konrad-Adenauer-Stiftung). Was heißt eigentlich ästhetische 
Qualität und welcher Zusammenhang besteht zwischen dieser und der pädagogischen Wirk-
samkeit? Kann man Kindern oder ästhetisch ungeübten Menschen nur Einfachstes zumuten 
(und was wäre das)? 
All diese Fragen klingen zwar anspruchsvoll, doch sind sie im Rahmen von empirischen Unter-
suchungen gut zu bearbeiten – wenn nicht der Kunstdiskurs in Deutschland so stark ideolo-
gisch überfrachtet wäre. Denn bei allen Aussagen über Kunst gibt es – gerade in Deutschland 
– eine kaum zu überwindende hoch-ideologische Bedeutungsschicht bei allem Reden über 
Kunst, die vor allem im 19. Jahrhundert entstanden ist. Da jedes Reden über Kunst, Bildung 
und Teilhabe unvermeidlich in diese Ideologiegeschichte der Kunst verstrickt ist, soll dieser 
Zusammenhang kurz erläutert werden. Entstanden ist er in der „Sattelzeit“ (1770–1830), als 
sich nicht nur die Diskurse über Bildung, Kultur, Kunst, Ästhetik und Politik je für sich in ei-
ner spezifischen Weise formten, sondern auch auf komplizierte Weise überschnitten bzw. von-
einander abgrenzten. In Kürze: Der Kulturdiskurs beginnt mit Herder. Dieser trägt vielfältige 
Informationen (oft auch nur Spekulationen) über das Leben der Menschen in anderen Teilen 
der Welt zusammen und verwendet für die unterschiedlichen Lebensweisen den Begriff der 
Kultur. Herder führt so nicht nur den Kulturbegriff in die Sprache der Gebildeten ein, er ist 
dabei zugleich der Stammvater des ethnologischen Kulturbegriffs (Kultur = Lebensweise). Mit 
Kunst hatte dies zunächst überhaupt nichts zu tun. Der zweite Schlüsselbegriff ist „Bildung“. 
Dieser ist zwar bereits eingeführt, allerdings stark religiös überformt: In „Bildung“ steckt das 
Bild Gottes (imago dei), nach dem der Mensch von Gott geschaffen wurde. Begriffe versteht 
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man zudem immer auch, wenn man ihre Gegenbegriffe im jeweiligen Diskurs betrachtet. Der 
Gegenbegriff zu „Bildung“ (im nunmehr entstehenden „modernen“ Verständnis) ist Erzie-
hung. Dies meint im Verständnis der Aufklärung zwar auch die Formung des Menschen, doch 
wird diese durch den Erzieher bewirkt. Mit der (neuhumanistischen) Bildungstheorie wird 
der Akzent dagegen auf Selbstbildungsprozesse des Subjekts gelegt. Man kann diesen Paradig-
menwechsel am ersten deutschen Pädagogik- Lehrstuhl an der Universität Halle ablesen: Der 
Philanthrop (so hieß eine einflussreiche Gruppe von Bildungsreformern um Basedow, Campe 
und anderen in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts) Ernst Christian Trapp wurde nach 
kurzer Zeit durch den Neuhumanisten Friedrich Wolf abgelöst. Ein anderes Verständnis von 
Pädagogik, von Bildung, von universitärer Lehre (seminaristische Methode), ein anderes Ver-
ständnis der Universität (Einheit von Forschung und Lehre), eine andere Haltung zum Wissen 
(ist prinzipiell unabschließbar): All dies prägt nunmehr das geistige Klima. So lässt Goethe in 
den Wahlverwandtschaften Eduard sagen: „Es ist schlimm genug, dass man jetzt nicht mehr 
für sein ganzes Leben lernen kann. Unsere Vorfahren hielten sich an den Unterricht, den sie in 
ihrer Jugend empfangen; wir aber müssen jetzt alle fünf Jahre umlernen, wenn wir nicht ganz 
aus der Mode kommen“ (Phaidon-Ausgabe, Bd. 6, S. 191) – und wird so unbeabsichtigt zum 
Erfinder des Slogans von „lebenslangem Lernen in der Wissensgesellschaft“. Das Subjekt steht 
nunmehr im Mittelpunkt, ganz so, wie es Kant in seinen drei Kritiken beschreibt: Als erken-
nendes Subjekt konstruiert es erst seine Wirklichkeit, als handelndes Subjekt findet es in sich 
die ehernen Gesetzte der Sittlichkeit und als ästhetisches Subjekt gelangt es zu intersubjektiv 
gültigen Geschmacksurteilen. Ästhetik wird in kürzester Zeit geradezu zur Leitdisziplin. 
Doch wandelt sie in der kurzen Zeit nach ihrer Begründung durch Alexander Baumgarten 
Mitte des 18. Jahrhunderts ihren Charakter: Begründet wurde sie als Theorie (und Rehabilita-
tion) der sinnlichen Erkenntnis. Dieser Ansatz wehrte sich gegen die Dominanz des Rationa-
lismus, so wie er in Deutschland durch Christian Wolff in der Nachfolge von Leibniz vertreten 
wurde. Doch gab es gleichzeitig ein – ständig wachsendes – Interesse an einer Theorie des 
Schönen und Erhabenen. Hier hatten vor allem angelsächsische, aber auch französische Im-
porte einen großen Einfluss.
Es gab zudem eine Debatte über die geeignete Art einer kritischen Rezeption von Kunst (Äs-
thetik als Theorie der Kritik). Und schließlich gab es einflussreiche poetologische Entwürfe, 
also Anleitungen zum richten Verfertigen von Dichtung. Man stritt sich zudem über die Wirk-
samkeit der unterschiedlichen Kunstformen (zum Beispiel Lessing in seinem Laokoon). All 
dies war eingebettet in moralischpolitische Diskurse („Das Theater als moralische Anstalt“). 
Durchgesetzt hat sich – trotz der stark erkenntnisorientierten Ausrichtung von Kants Ästhe-
tik – schließlich ein Verständnis von Ästhetik in ihrem Bezug zu den Künsten. Schiller führte 
all diese Diskurse: den poetologischen, den Diskurs des Kunstschönen, des Erkennens, der 
Politik, der Bildung und der Lebensweise zusammen. Nicht von ungefähr gelten seine „Briefe 
zur ästhetischen Erziehung“ als das meist interpretierte philosophische Werk, oft allerdings 
bloß genutzt als Steinbruch für Sonderinteressen. So ist Schiller gerade kein Gewährsmann 
für eine weltabgewandte Kunst. Er ist kein Gewährsmann für eine Trennung von Ästhetik auf 
der einen und Ethik und Politik auf der anderen Seite. Ein Gewährsmann ist er allerdings für 
eine Überhöhung der „deutschen Kultur“, für eine folgenreiche Abgrenzung der Diskurse über 
„Kultur“ und „Zivilisation“. Das 19. Jahrhundert hat viele Hoffnungen auf bessere politische 
Verhältnisse zerstört. Das politisch chronisch erfolglose deutsche Bürgertum eignet sich die 
Künste als ihr Terrain an, ideologisierte sie, entwickelte Kunst zur Kunstreligion (alles sehr gut 
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nachzulesen in der Geschichte des 19. Jahrhunderts von Thomas Nipperdey) und schuf jene 
ideologische Kruste, an der bis heute jedes Reden über musische, ästhetische, künstlerische 
oder kulturelle Bildung leidet. Schiller könnte auch heute noch ein guter Gewährsmann sein, 
gerade wenn es um Teilhabe, Kunst und kulturelle Bildung geht. Es dürfte allerdings nicht 
der halbierte Schiller, der Schiller der deutschen Leitkultur, der ästhetizistisch verkürzte und 
apolitisch gedeutete Schiller sein. Kunst im heroischen Sinne von Schiller hat vielmehr eine 
spezifische kulturelle Aufgabe und ist daher notwendiger Bestandteil einer jeglichen kulturel-
len Bildung. 
Mit den Worten der Ästhetikerin A. Gethmann-Siefert (Einführung in die Ästhetik, 1995, S. 
268): „Die kulturelle Aufgabe der Kunst liegt im Bereich der Humanisierung der Natur, und 
zwar dient die Kunst dabei nicht allein der Bearbeitung der Natur zu Lebenszwecken, sondern 
der Gestaltung der Natur zum Zweck der Einrichtung des Menschen in einer menschlichen, 
ihm gemäßen Welt. Grundvoraussetzung dieser Bestimmung der geschichtlichgesellschaftli-
chen Funktion der Kunst ist die Annahme, dass der Mensch, der sich durch Arbeit in der 
Natur gegen die Natur durchsetzt, nicht nur die Überlebenschancen des Individuums und 
der Gattung sichert. Durch seine Fähigkeit zu freier Gestaltung und in der Ausbildung einer 
Tradition der Weltdeutung, in der die Kunst eine konstitutive Rolle (die Ausbildung einer 
Welt-Anschauung) übernimmt, wird menschliches Überleben gesichert.“

Zuerst erschienen in politik und kultur, 02/2008
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den, und spricht dort die Akteure aus dem kommunalen und freien Kulturmanagement so-
wie Künstlerinnen und Künstler an.262

Themenfeld: „Kulturpolitik und Kulturverwaltung“
In Hinblick auf die Kulturverwaltung macht die „Arbeitsgruppe Kultur“ darauf aufmerk-
sam, dass nur ein Fünftel der Befragten Kommunen über ein spezielles interkulturelles 
Konzept ihrer Arbeit verfügen. Dies geht einher mit einem eher geringen Kulturangebote 
für Migranten. Interkulturell orientierte Kultureinrichtungen werden primär in den Groß-
städten gefördert. Die „Arbeitsgruppe Kultur“ spricht sich in ihrem Bericht dafür aus, dass 
den Kürzungen der kommunalen Mittel für interkulturelle Projekte entgegengewirkt wer-
den muss. 

Als Zielbestimmungen werden in dem Bericht folgende Punkte genannt263:

•	 Integration muss in der Kulturverwaltung „zur ressortübergreifenden Quer-
schnittsaufgabe“ werden. Dies gelingt nur bei ressortübergreifendem Handeln bei 
Fragen der Verwaltung und Finanzierung. Dazu gehören auch die verstärkte Ko-
operation und Vernetzung der einzelnen Förderprogramme;

•	 als bedeutsam wird in dem Bericht die Sicherung öffentlicher und privater Förder-
strukturen für die Maßnahmen der kulturellen Integration erachtet;

•	 Kulturverwaltungen werden angehalten, Leitbilder, Organisationsziele und Kon-
zepte zur Integration und interkulturellen Öffnung zu entwickeln und entspre-
chende Maßnahmen der Personalentwicklung vorzusehen. Das bedeutet auch, dass 
die Kulturverwaltung interkulturelle Kompetenzen erlangen muss;

•	 Stärkung von Kultureinrichtungen und Kulturpolitik und Erarbeitung gemeinsa-
mer kulturpolitischer Handlungsempfehlungen;

•	 die stärkere Wahrnehmung der Migrantenorganisationen als wichtige Kooperati-
onspartner der Kulturverwaltung.

Die Bundesregierung wird ihrerseits eine Reihe von Maßnahmen umsetzen, die der Integ-
ration und der interkulturellen Bildung dienen. Dazu gehört beispielsweise die Einsetzung 
einer interministeriellen Arbeitsgruppe „Kultur und Integration“, um das Thema als ressort-
übergreifende Querschnittsaufgabe zu behandeln. Einbezogen werden die für Kulturpolitik 
(BKM), Bildungspolitik (BMBF), Jugendpolitik (BMFSFJ), Integrationspolitik und Aus-
wärtige Kulturpolitik (AA) zuständigen Ressorts. Die Bundesregierung wird den Gedanken 
der Integration in ihre Fördergrundsätze aufnehmen und diesen Zielen, wo sie Träger von 
kulturellen Projekten ist, Rechnung tragen. Hierfür nennt sie die „Initiative Musik“, die sich 
in modellhaften Projekten darum bemüht, über die Musik die Integration von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund zu erleichtern. Darüber hinaus wird die Bundesregierung bei der 

262	 Vgl. ebd.  
263	 Vgl. ebd. S. 134.
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Umsetzung der UNESCO-Konvention zur kulturellen Vielfalt prüfen, ob gesetzliche Rah-
menbedingungen gegebenenfalls verändert werden sollten. Sie wird dabei das Ziel verstärkter 
interkultureller Öffnung berücksichtigen.264

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Kultur“ zeigen, dass zum einen bereits Maßnahmen für 
die interkulturelle Öffnung von Kulturangeboten getroffen wurden, zum anderen dass wei-
tere Maßnahmen geplant sind. Die interkulturelle Öffnung insbesondere bei den Kulturein-
richtungen spielt eine wichtige Rolle. Wie im vorangegangen Kapitel bereits aufgezeigt wur-
de, müssen die Kultureinrichtungen neue Methoden erproben und Konzepte entwickeln, 
um auf die Veränderungen der Zusammensetzung ihres Publikums zu reagieren. Daher ist es 
notwendig, sich auf neue Zielgruppen zu verständigen und ihre Programme und Angebote 
dahingehend auszurichten. Dies gilt auch für die Kulturverwaltungen, die die Interessen von 
Migrantinnen und Migranten stärker in die Arbeit einbeziehen müssen. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Um insbesondere jungen Migrantinnen und Migranten stärker bei der Integration unter die 
Arme zu greifen, fördert das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
die so genannten Jugendmigrationsdienste, die jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund ein umfassendes Integrationsangebot zur Verfügung stellen. Im Bereich der Integra-
tion leisten die Jugendmigrationsdienste einen wertvollen Beitrag. Ihre Aufgabe ist es, die 
Integrationschance durch sprachliche, schulische, berufliche und soziale Integration zu er-
leichtern und dadurch Chancengleichheit herzustellen. So werden Neuzuwanderer indivi-
duell begleitet und Integrationskurse und Beratungsangebote für sie bereitgestellt. Darüber 
hinaus werden Einrichtungen in öffentlicher und freier Trägerschaft sowie Netzwerkpartner 
darin unterstützt, ihre Angebote interkulturell zu öffnen. Ziel ist es, die Lebensbedingungen 
für Jugendliche mit Migrationshintergrund zu verbessern und ihnen die Chance auf Teilha-
be zu gewährleisten. 
Unter Bundesministerin Renate Schmidt hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend bereits im Jahr 2003 ein Gutachten265 in Auftrag gegeben, dass die Bedeu-
tung von Kindertageseinrichtungen als Orte interkultureller Begegnung herausstellt. Kin-
dertageseinrichtungen fördern den Dialog, die Kommunikation und Kooperation zwischen 
den Eltern mit unterschiedlichem kulturellen Hintergrund. Dem Bereich der frühkindli-
chen Bildung für das Erlernen interkultureller Kompetenzen wird demnach eine zentrale 
Rolle zugewiesen, insbesondere auch im Hinblick auf die Förderung von Sprachkompeten-
zen, wie die Arbeitsgruppe „Von Anfang an deutsche Sprache fördern“ im Nationalen Integ-
rationsplan ausführlich darlegt. 

Arbeitsgruppe „Von Anfang an deutsche Sprache fördern“ 
Der Nationale Integrationsplan sieht einen besonderen Schwerpunkt für die Integration in 
dem frühzeitigen Erlernen der deutschen Sprache, die die Voraussetzung für eine gelingende 
Integration darstellt. So soll vor allem die Sprachentwicklung und der Spracherwerb der El-

264	 Ebd. S. 135.
265	 Ebd. S. 135.
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tern unterstützt, die Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen sowie im Übergang von 
Kindergarten zur Grundschule ausgebaut werden. Die Selbstverpflichtung des Bundes sieht 
vor, ein ESF-Programm266 für sozial benachteiligte Familien mit und ohne Migrationshin-
tergrund zur Integration und Förderung von benachteiligten Kindern vor. Zudem soll ein 
Aktionsprogramm „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme“ Er-
ziehungskompetenzen der Eltern fördern. Das Thema Integration und Sprachförderung soll 
stärker in die Bundesinitiative „Lokale Bündnisse“, in das Aktionsprogramm Mehrgenerati-
onenhäuser“ sowie in das Projekt „Lesart – von Anfang an!“ der Stiftung Lesen eingebunden 
werden. 
Im Themenfeld „Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespfle-
ge“ sieht die Bundesregierung ihre Selbstverpflichtung u. a. im quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Betreuung von Kindern unter drei Jahren, die Entwicklung pädagogischer För-
derkonzepte für Tageseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren, die Weiterentwicklung 
des Projekts „Sprachliche Förderung in der Kindertageseinrichtung“ sowie die Entwicklung 
von speziellen Fernsehsendungen für Kinder mit Migrationshintergrund (in Zusammenar-
beit mit den Rundfunkanstalten).

Arbeitsgruppe „Integration durch bürgerschaftliches Engagement und  
gleichberechtigte Teilhabe stärken“ 
Auch die Arbeitsgruppe „Integration durch bürgerschaftliches Engagement und gleichberech-
tigte Teilhabe stärken“ wurde vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend geleitet. Im Schlussbericht der Arbeitsgruppe heißt es, dass Integration dann erfolgreich 
gelingen kann, wenn das freiwillige Engagement in den klassischen Vereinen, Verbänden, Kir-
chen und Religionsgemeinschaften sowie in Migrantenorganisationen gleichberechtigt und 
eigenverantwortlich bei der Gestaltung der Gesellschaft einbezogen wird.267 Als Zielbestim-
mungen268 nennt die Arbeitsgruppe u. a.:

�� die interkulturelle Öffnung der Organisationen,
�� die Stärkung der gleichberechtigten Teilhabe und Eigenverantwortung von Frauen und 

Männern im Integrationsprozess,
�� die öffentliche Verantwortungsteilung durch Vernetzung deutscher Verbände und Migran-

tenorganisationen auf der Basis gegenseitigen Respekts, gegenseitiger Anerkennung und 
Akzeptanz, 

�� die Stärkung des Engagements gegen Fremdenfeindlichkeit,
�� die Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit von Organisationen und Ausbau von Medienin-

formationen über Aktivitäten von und mit Menschen mit Migrationshintergrund,
�� die Entwicklung der Anerkennungskultur.

266	 ESF-Programme werden durch den Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördert. Der 1957 ins Leben gerufene Eu-
ropäische Sozialfonds ist das wichtigste Finanzinstrument der Europäischen Union zur Investition in Menschen, 
beispielsweise in ihre Ausbildung, ihre Fähigkeiten oder Berufschancen. 

267	 Vgl. Die Bundesregierung: Der Nationale Integrationsplan: Neue Wege – Neue Chancen, Hg v. Presse- und In-
formationsamt der Bundesregierung, Berlin 2007, S. 173. www.bundesregierung.de/.../07/Anlage/2007-07-12-
nationaler-integrationsplan,property=publicationFile.pdf. (Stand: 4. Juni 2008)

268	 Vgl. ebd. S. 174. 
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Die Bundesregierung verpflichtet sich u. a., zivilgesellschaftliche Integration in Kontexten 
bürgerschaftlichen Engagements zu einem programmübergreifenden Fokus ihrer Förderpo-
litik zu entwickeln. Das bedeutet, dass vom Bund geförderte Projekte zum Thema bürger-
schaftliches Engagement einen angemessenen Teil an Migranten bzw. Migrantenorganisatio-
nen als Träger von Maßnahmen einbeziehen sollen. Interkulturelle Öffnung und Vernetzung 
sollen in Fördervereinbarungen verankert werden. Außerdem spricht sich die Bundesregie-
rung dafür aus, Forschungsförderung auf dem Gebiet des bürgerschaftlichen Engagements 
von Migrantinnen und Migranten zu verstärken. Das heißt, dass Erkenntnisse zum Umfang 
und Natur des freiwilligen Engagements von Migranten gesammelt werden müssen, um ihr 
Engagement zu stärken und zu fördern. Darüber hinaus erklärt die Bundesregierung, dass sie 
die interkulturelle Öffnung von Vereinen und Verbänden im bürgerschaftlichen Engagement 
mit einer in Auftrag gegebenen Expertise und Handreichung für Vereine, Verbände, Orga-
nisationen und Initiativen unterstützen will, um somit Wege zur besseren Partizipation von 
Migrantinnen und Migranten aufzuzeigen und Vernetzungsstrukturen zu befördern. 
Im Bereich der interkulturellen Bildung verpflichtet sich die Bundesregierung Projekte zu 
fördern, die interkulturelles und interreligiöses Lernen unterstützen und den Umgang mit 
interethnischen Konflikten in der Einwanderungsgesellschaft thematisieren. Darüber hin-
aus sollen in den Bildungsangeboten interkulturelle Kontakte angeregt bzw. ihre Vorrausset-
zungen reflektiert werden. 269

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Arbeitsgruppe „Gute Bildung und Ausbildung sichern, Arbeitsmarktschancen erhöhen“ 
Nicht nur der Sprachförderung, sondern der Bildung allgemein wird im Nationalen Integra-
tionsplan große Bedeutung beigemessen. So hat die Arbeitsgruppe „Gute Bildung und Aus-
bildung sichern, Arbeitsmarktchancen erhöhen“, unter der Leitung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales u. a. die Themenfelder „Integration und Bildung“, „Integration und 
Ausbildung“ und „Integration und Arbeitsmarkt“ bearbeitet. Auf Grundlage dieser Bereiche 
verpflichtet sich die Bundesregierung frei werdende Haushaltsmittel für die Verbesserung der 
Bildung zu nutzen. Darüber hinaus soll das Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Be-
treuung“ bis zum Jahr 2009 im vereinbarten Umfang fortgesetzt werden. Die Förderung des 
Modellprogramms „Schulverweigerung – die 2. Chance“ soll Schulverweigerern Chancen 
geben, sich wieder in die Schule zu integrieren. Für den Bereich der interkulturellen Bildung 
wird das bereits genannte Portal „LIFT – Lernen, Integrieren, Fördern und Trainieren“ unter-
stützt, das Angebote zur Entwicklung von Medien- und Selbstlernkompetenzen, zur Sprach-
förderung und zur interkulturellen Bildung bereitstellt. Ziel ist die Förderung von Basiskom-
petenzen, insbesondere bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 
Für den Bereich „Integration und Arbeitsmarkt“ erklärt die Arbeitsgruppe das Ziel, die Ar-
beitsmarktschancen für Migrantinnen und Migranten zu verbessern. Dies soll insbesondere 
durch die Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen erreicht werden. Bei der Vergabe von 
Arbeitsplätzen sollen verstärkt die Potentiale der Bewerberinnen und Bewerber angesprochen 
werden, wie sprachliche oder interkulturelle Kompetenzen. Die Bundesregierung setzt sich 

269	 Vgl. ebd. S. 175. 
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dafür ein, dass verstärkt Menschen mit Migrationshintergrund eingestellt werden, sei es in 
Unternehmen oder in öffentlichen Einrichtungen. Unterstützt wurde dies durch die Kampag-
ne „Vielfalt am Arbeitsplatz / Vielfalt als Beschäftigungsressource“ in 2007 und 2008, die die 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktsituation für Migrantinnen und Migranten verbessern sollte. 

Die Bundesbeauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration

Arbeitsgruppe „Medien – Vielfalt nutzen“ 
Unter der Leitung der Bundesbeauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integration erar-
beitete die Arbeitsgruppe „Medien – Vielfalt nutzen“ Konzepte und Zielbestimmungen, wie 
kulturelle Vielfalt in den Medien thematisiert und kommuniziert werden kann. 

Themenschwerpunkte waren270: 

•	 Möglichkeiten und Erfordernisse einer Programmplanung und Berichterstattung, 
die kulturelle Vielfalt im Programm als Normalität im Programm abbildet, Chan-
cen einer Einwanderungsgesellschaft aufzeigt und Hintergründe und Lösungsan-
sätze bei Konflikten verdeutlicht;

•	 Aspekte der Personalgewinnung und Personalentwicklung, insbesondere Maßnah-
men zur Verbesserung und Verstärkung der Ausbildung von Migrantinnen und 
Migranten zu Journalisten sowie der interkulturellen Ausrichtung von allgemeinen 
Aus- und Fortbildungsangeboten;

•	 Defizite in der Medienforschung und Möglichkeiten der Medienkompetenz von 
Migrantinnen und Migranten;

•	 Spezifische mediale Angebote für migrantische Zielgruppen, insbesondere multi-
linguale Programme und Integrationspotentiale fremdsprachiger „Ethnomedien“.

Die daraus folgenden Zielbestimmungen bestehen u. a. in der Forderung, Migration und In-
tegration als Querschnittsthema der Medien in ihrer Bandbreite zu behandeln, mehr Mig-
ranten und Migrantinnen in den Redaktionen der Medien einzustellen, in der vermehrten 
Ausbildung von Migrantinnen und Migranten zu Journalisten und Medienschaffenden, in 
der interkulturellen Qualifizierung von Mitarbeitern und Führungskräften, in der Inten-
sivierung und Ausweitung der Forschung zu Mediennutzung von Migrantinnen und Mig-
ranten, der Förderung von Medienkompetenz durch digitale Integration, der Stärkung der 
Kooperation zwischen deutschen und fremdsprachigen Medien, in der Unterstützung des 
Dialogs der Kulturen sowie der Öffnung der Rundfunk- und Fernsehräte für Migrantinnen 
und Migranten, um damit Mitentscheidungen zu gewährleisten.271

Die Bundesregierung verpflichtet sich ihrerseits im Bereich Medien den interkulturellen 
Dialog zu verstärken. So prüft die Bundesregierung im Rahmen der Ernst-Reuter-Initiative 

270	 Vgl. ebd. S. 157–158. 
271	 Vgl. ebd. S. 159–160. 
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des Auswärtigen Amtes die Förderung der Zusammenarbeit deutscher und türkischer Medien, 
etwa in Form von Workshops oder einer deutsch-türkischen Fernsehkonferenz mit Programm-
verantwortlichen. 
Darüber hinaus fördert der Bund bereits unter dem Leitmotiv „Integration durch Kommunika-
tion und Qualifikation“ als Modellprojekt des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge die 
Sendereihe eines deutsch-türkischen Fernsehsenders, die türkischen Zuwanderern Hilfestellung 
bei Alltagsfragen geben soll. Die Themen der Beiträge sind an der Erstinformationsbroschüre 
für Zuwanderer orientiert und sprechen Bereiche wie „Arbeit und Beruf “, „Schule und Studi-
um“, „Sprachförderung“ oder „Kinder und Familie“ an. Das interaktive Medienangebot soll 
Zugewanderte zudem motivieren, die deutsche Sprache zu erlernen und sich weiterzubilden. 
Auf der Basis dieser Erfahrungen sollen weitere Kooperationen geprüft werden. Diese könnten 
sich sowohl auf finanzielle Unterstützung als auch auf fachliche Beratung erstrecken.272

Nach Abschluss der Berichte der Arbeitsgruppen, hat die Bundesregierung nachträglich eine 
weitere Selbstverpflichtung eingebracht. In dieser wird erklärt, dass die Bundesregierung ein 
bundesweites Netzwerk „Bildungs- und Ausbildungspaten für Migrantinnen und Migranten“ 
aufbauen wird. Schwerpunkte des Netzwerkes sind die Begleitung von Kindern bis zum Ende 
des Grundschulalters durch Bildungs-, Erziehungs- und Lesepaten, die Unterstützung von Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen beim Übergang von der Schule in den Beruf sowie die 
Förderung und Unterstützung der Ausbildungsbereitschaft von Unternehmern, Handwerkern 
und Selbstständigen aus Zuwandererfamilien.273

Die Erstellung des Nationalen Integrationsplans hat gezeigt, dass sich Bund, Länder, Kom-
munen und Zivilgesellschaft dem Thema Integration angenommen haben und sich somit 
im politischen Bewusstsein etwas verändert hat. Damit aber der Nationale Integrationsplan 
nicht nur Ausdruck von Symbolpolitik ist, ist es wichtig, dass nun auch die Forderungen und 
Handlungsempfehlungen tatsächlich umgesetzt werden und zudem das Thema Vielfalt Quer-
schnittssaufgabe in allen Politikfeldern wird. Hierzu wird sich die Bundesregierung zusammen 
mit Vertretern der Länder, Kommunen und zivilgesellschaftlichen Verbände aller Interessens-
gruppe einmal im Jahr treffen und eine Bestandsaufnahme zu den bereits erzielten Ergebnissen 
vornehmen. 

Bundesministerium für Bildung und Forschung

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hatte im Rahmen der Erstellung des Nati-
onalen Integrationsplans die Leitung der Arbeitsgruppe „Wissenschaft – weltoffen“ inne. Dis-
kutiert wurde u. a. die Integration ausländischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die 
Situation und Perspektiven ausländischer Studierender und zugewanderter Hochqualifizierter, 
Fragen der Verbesserung der Bildungsbeteiligung von Bildungsinländern sowie Aspekte der 
Entwicklung der Migrations- und Integrationsforschung. In diesem Zusammenhang fördert das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung das 2008 begonnene Projekt der Kulturpoliti-
schen Gesellschaft „Das Studium und der Arbeitsmarkt für kulturvermittelnde und interkultu-
rell orientierte Tätigkeitsfelder in Deutschland“. In diesem Forschungsvorhaben wird in einem 

272	 Vgl. ebd. S. 159–160. 
273	 Vgl. ebd. S. 176. 
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ersten Schritt eine Bestandsaufnahme aktueller Aus- und Fortbildungsangebote an deutschen 
Hochschulen vorgenommen und deren jeweilige Profile analysiert. Anschließend wird der Ar-
beitsmarkt für kulturvermittelnde und interkulturell orientierte Tätigkeitsfelder untersucht. Zu 
den zu untersuchenden Bereichen gehören der öffentliche, frei-gemeinnützige und privatwirt-
schaftliche Kulturbereich. Die Ergebnisse dieser Analysen sollen die Grundlage für einen Dialog 
zwischen Vertretern der Studiengänge und Akteure auf dem Arbeitsmarkt bilden.
Neben dem Bereich der Forschung setzt sich das Bundesministerium für Bildung und For-
schung seit Jahren auch für die Förderung der kulturellen Bildung und in diesem Zusammen-
hang auch mit Fragen der interkulturellen Bildung auseinander. So förderte bzw. fördert das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung beispielsweise das Projekt „Kunst-Code“, das 
Modelle interkultureller Arbeit in Jugendkunstschulen und kulturpädagogischen Einrichtun-
gen evaluiert. Dieses Projekt wurde vom Bundesverband der Jugendkunstschulen und kultur-
pädagogischen Einrichtungen von 2005 bis 2008 durchgeführt und wird im Abschnitt Zivilge-
sellschaft noch ausführlich vorgestellt werden. 
Zudem förderte das Bundesministerium für Bildung und Forschung das Projekt „Bundesweite 
Bestandsaufnahme zur Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen – Schwerpunkt: Kinder 
und Jugendliche mit Migrationshintergrund“ der Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel & Theater, 
das sich schwerpunktmäßig mit der Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund befasste und sich zum Ziel gesetzt hat, Informationen darüber zu erhalten, ob 
Angebote der öffentlichen und freien Kultureinrichtungen insbesondere Kinder und Jugendli-
che mit Migrationshintergrund ereichen und von ihnen genutzt werden. Dieses Projekt wurde 
von 2006 bis 2008 durchgeführt und die Ergebnisse in der Publikation „Theater Interkulturell. 
Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen“274 veröffentlicht. 
Welche Bedingungen es für eine nachhaltige interkulturelle Bildung bedarf, das wird der Deut-
sche Kulturrat in den kommenden drei Jahren untersuchen. In dem vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung geförderten Projekt „Strukturbedingungen für eine nachhaltige 
interkulturelle Bildung“ wird es darum gehen, ein Gesprächsforum von Migrantenorganisatio-
nen und anderen Kulturverbänden zu initiieren um gemeinsam und auf Augenhöhe Interessen, 
Probleme und Bedarfe zu identifizieren. Damit soll das Thema Integration bzw. interkulturelle 
Bildung nachhaltig in der kulturpolitischen Debatte verankert und der Austausch mit Mig-
rantenorganisationen bzw. Migrantenverbänden und den Verbänden der kulturellen Bildung 
aufgebaut und gefördert werden.
Wie die „Bildungsangebote von Kulturinstitutionen unter besonderer Berücksichtigung von 
Migranten“ tatsächlich aussehen, das untersucht das Zentrum für Kulturforschung in seinem 
gleichnamigen Projekt, das ebenfalls vom Bundesministerium für Bildung und Forschung ge-
fördert wird. Eine bundesweite Infrastruktur-Erhebung soll aufzeigen, welche Kulturinstituti-
onen Angebote kultureller Bildung unterbreiten und welche Rolle dabei die Partizipation von 
Migranten spielt. 
Wie die Lebenswelten von Jugendlichen mit Migrationshintergrund insbesondere in Groß-
städten aussehen, das versucht das „Bundesweite Schülerfilm- und Videozentrum“ in Hannover 
mit dem Projekt „Film up – Interkulturell“ zu zeigen. Mit Förderung des Bundesministeriums 

274	 Klaus Hoffmann, Rainer Klose (Hg.): „Theater interkulturell. Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen“, 
Schibri-Verlag, Uckerland 2008.
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für Bildung und Forschung sollen die unterschiedlichen Lebenswelten der Jugendlichen fil-
misch dargestellt und aufgezeigt werden, wie soziale und sprachliche sowie Herkunftsbarrieren 
überwunden werden. 
Im Bereich Sprach- und Leseförderung von Kindern insbesondere mit Migrationshintergrund 
fördert das Bundesministerium für Bildung und Forschung die Projekte „Entwicklung kulturel-
ler und sprachlicher Kompetenz von Schülern in Deutschland durch kreative Auseinanderset-
zung mit Kulturprojekten als Kinder-Kultur-Reporter“ sowie „Deutschland liest. Treffpunkt 
Bibliothek“, das vom Deutschen Bibliotheksverband durchgeführt wird.
Im Rahmen des Programms „Jedem Kind ein Instrument“275, das in Nordrhein-Westfalen und 
in Hamburg durchgeführt wird, fördert das Bundesministerium für Bildung und Forschung die 
wissenschaftliche Begleitforschung an beiden Standorten. Das Forschungsprogramm soll dem 
Ziel dienen, bisherige Forschungsergebnisse angesichts einer umfangreichen Stichprobe weiter 
zu entwickeln und einer umfassenden empirischen Prüfung zu unterziehen. Das Projekt „Je-
dem Kind ein Instrument“ ermöglicht zum einen Kindern aus bildungsfernen Schichten und 
mit Migrationshintergrund Zugang zum Instrumentalunterricht, zum anderen trägt es durch 
die Auswahl verschiedener europäischer Instrumente dem Integrationsgedanken von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund Rechnung. 
Auch um den Bereich interkulturelles Lernen und Neue Medien kümmert sich das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung im Rahmen seiner Projektförderungen. Dazu gehören 
insbesondere das Projekt „come_IN – Interkulturelles Lernen mittels computergestützter Pro-
jektarbeit an Schulen unter besonderer Berücksichtigung von Kindern und Erwachsenen mit 
Migrationshintergrund“ der Universität Siegen sowie das Nachfolgeprojekt „Interkulturelle 
Computer-Clubs come_IN“, das von 2008 bis 2010 gefördert wird. Das Projekt come_IN un-
tersuchte im Zeitraum von 2005 bis 2008, wie Personen unterschiedlicher Generationen und 
aus verschiedenen Kulturen mit Hilfe moderner Informations- und Kommunikationstechno-
logien gemeinsam Lernen können, um so bessere Bildungs- und Berufschancen zu ermöglichen. 
In dem Projekt wurde untersucht, welche Themen besonders geeignet sind für das gemeinsame 
Lernen von Kindern und Eltern unterschiedlicher Herkunft. Im Rahmen des Projektes wur-
den die Erfahrungen eines interkulturellen Computerclubs an einer Bonner und einer Siegener 
Grundschule untersucht und auf ihre Übertragbarkeit hin überprüft. Das Nachfolgeprojekt 
wird das Projekt „Interkulturelle Computerclubs come_IN“ zum einen um einen zusätzlichen 
Standort ausweiten und darüber hinaus ein so genanntes stadtteilbasiertes Mesh-Netzwerk ent-
wickeln. Dieses Netzwerk soll den Computerclubs sowie den Anwohnern des Stadtteils die 
Möglichkeit geben, sich drahtlos miteinander zu vernetzen und zu kommunizieren. 
Neben Projekten und Forschungsvorhaben fördert das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung auch eine Reihe von Wettbewerben wie 

�� das Theatertreffen Deutschsprachiger Schauspielstudierender,
�� das nationale und internationale Filmfestival „up-and-coming“,

275	 Auf das Projekt „Jedem Kind ein Instrument“ wird an anderer Stelle ebenfalls eingegangen. Der Deutsche Kul-
turrat hat im Jahr 2007 eine Stellungnahme zu dem Projekt „Jedem Kind ein Instrument“ verabschiedet, in der er 
fordert, dass die Fachverbände der kulturellen Bildung stärker bei dem Projekt einbezogen werden. Die Stellung-
nahme ist im Anhang auf S. 414f. abgedruckt.
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�� das Theatertreffen der Jugend,
�� das Treffen Junge Musik-Szene,
�� das Treffen Junger Autoren,
�� den Bundeswettbewerb „Kunststudentinnen und Kunststudenten stellen aus“ und 
�� den Bundeswettbewerb „Komposition“. 

In jedem dieser kulturellen Wettbewerbe werden gezielt auch Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund angesprochen. 

Auswärtiges Amt 

Die Mittlerorganisationen der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik
Als ein Hauptziel der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik wird die Förderung der deut-
schen Sprache im Ausland, die Förderung der europäischen Integration z. B. durch die Einfüh-
rung von EU-weit gültigen Rahmenbedingungen für die Aus- und Weiterbildung sowie die 
Unterstützung zum Erhalt der kulturellen Vielfalt auf der Welt z. B. durch Unterstützung der 
Restaurierung bedrohter Kulturstätten in Entwicklungsländern angesehen. 
Im Bereich des kulturellen Austauschs leisten die Mittlerorganisationen entscheidende Kultur-
vermittlungsarbeit vor Ort. Die wichtigsten Bereiche der Auswärtigen Kultur- und Bildungs-
politik sind der Kulturdialog mit einem regen Kulturaustausch, die gesellschaftspolitische 
Zusammenarbeit sowie die Zusammenarbeit in Bildung und Wissenschaft. Die Mittlerorgani-
sationen, die durch das Auswärtige Amtes gefördert und unterstützt werden sind u. a.: 

�� die Alexander von Humboldt-Stiftung,
�� der Deutsche Akademische Austauschdienst, 
�� das Goethe-Institut,
�� das Institut für Auslandsbeziehungen und 
�� die Deutsche UNESCO-Kommission.

Neben diesen großen, vom Auswärtigen Amt geförderten Einrichtungen, gibt es darüber hi-
naus eine Reihe von Einrichtungen, die sich ebenfalls intensiv der auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik annehmen. Dazu zählen neben den Kirchen in zunehmendem Maße die 
Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit wie z. B. die Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ). In seiner Stellungnahme zur Neuausrichtung der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspolitik erklärt der Deutsche Kulturrat, dass auch die Kultur-
organisationen einen wichtigen Beitrag zum interkulturellen Austausch leisten: 

„Nicht zu vernachlässigen sind die direkten kulturellen Austauschbeziehungen zahlreicher 
Kulturinstitutionen, Verbände, Netzwerke, Stiftungen sowie das Engagement der Städte 
und Gemeinden im Bereich der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik. Städtepartner-
schaften, Begegnungen und der Austausch von Bürgerinnen und Bürgern aus Partnerstäd-
ten sind eine unmittelbare Form der Auswärtigen Kultur- und Bildungsbeziehungen, die 
zum einen einen wesentlichen Anteil am Deutschlandbild im Ausland haben, zum anderen 
unmittelbar Kultur vermitteln und zwar von der Breitenkultur vor Ort über die freie 
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Kulturszene bis hin zu professionellen Künstlerinnen und Künstlern. Von großer Bedeutung 
ist zudem der kulturelle Jugendaustausch, der durch das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend gefördert wird. Gerade der Begegnung von Kindern und Ju-
gendlichen kommt eine herausragende Bedeutung zu.“276

In diesem Zusammenhang kommt den Anbietern der kulturellen Bildung eine wichtige 
Funktion zu, da sie zum Aufbau der kulturellen Infrastruktur in den Partnerländern bei-
tragen, so der Deutsche Kulturrat in seiner Stellungnahme. Dazu gehören insbesondere die 
deutschen Schulen im Ausland. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zum interkulturellen Dia-
log und für das Verständnis zwischen den Kulturen. Deutsche Schulen im Ausland sind zum 
einen Bildungsorte für die dort lebenden Deutschen, zum anderen werden sie aber zu einem 
großen Teil auch von Einheimischen besucht. Derzeit unterstützt das Auswärtige Amt ins-
gesamt 117 deutsche Auslandsschulen in 61 Ländern. Davon sind 50 Begegnungsschulen, 
42 deutschsprachige Schulen, 23 landessprachige Schulen mit verstärktem Deutschunter-
richt und zwei selbständige Berufsschulen. Von den 70000 Schülerinnen und Schülern, 
die an eine Auslandschule gehen, sind 53000 nichtdeutscher Staatsangehörigkeit.277 Durch 
den dort automatisch stattfindenden interkulturellen Dialog werden wie selbstverständlich 
interkulturelle Kompetenzen erlernt und angewendet. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass 
ein großer Teil der Schüler aus den Gastländern später für das Studium nach Deutschland 
kommt bzw. umgekehrt viele deutsche Schüler nach ihrem Abschluss wieder zurück ins 
Ausland gehen. Dadurch wird die Mobilität zwischen den einzelnen Ländern und Kulturen 
gefördert.
Die Arbeit der deutschen Auslandschulen fußt auf den formulierten Leitlinien der „Kon-
zeption 2000“. Diese unterstreichen neben der Bedeutung des „normalen“ Schulalltags die 
Begegnung mit der Gesellschaft und der Kultur des Gastlandes, die Sicherung und den Aus-
bau der Schulversorgung deutscher Kinder im Ausland sowie die Förderung des Deutsch-
unterrichts im ausländischen Schulwesen. Das Auslandsschulwesen ist eine Gemeinschafts-
aufgabe von Bund und Ländern. Koordinierendes Gremium ist der viermal jährlich tagende 
Bund-Länder-Ausschuss für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA).
Außenminister Frank-Walter Steinmeier hat in seinem Artikel „Plattform für viele Part-
ner schaffen Zum Stellenwert von Kultur- und Bildungspolitik“ in der Ausgabe 04/2007 
der Zeitung  politik und kultur des Deutschen Kulturrates herausgestellt, dass die deutschen 
Schulen im Ausland in Hinblick auf eine interkulturelle und internationale Lerngemein-
schaft eine wichtige Rolle spielen. Er schreibt:

276	 Deutscher Kulturrat: Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur geplanten Neuausrichtung der Auswär-
tigen Kultur- und Bildungspolitik vom 23.10.2006, Berlin 2006. http://www.kulturrat.de/detail.php?detail= 
871&rubrik=4 (Stand: 5. Juni 2008). Die gesamte Stellungnahme ist im Anhang abgedruckt.

277	 Vgl. Internetseite des Auswärtigen Amtes unter: http://www.diplo.de/diplo/de/Aussenpolitik/KulturDialog/
SchulenJugendSport/Auslandsschulen.html#t1 (Stand: 4. Juni 2008)
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„Hierin liegt das besondere Verdienst unseres weltweiten Auslandsschulnetzes und all’ 
der Schulen, in denen junge Menschen aus aller Welt erste Kontakte mit unserer Sprache, 
unseren Bildungsinhalten und -angeboten knüpfen können. Sie sind Orte des praktischen 
Kulturdialogs und leisten einen wichtigen Beitrag zur kulturellen, zur sozialen und wirt-
schaftlichen Entwicklung im jeweiligen Land – und in Deutschland.“278

2.4.2 Deutscher Bundestag

Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Demographischer Wandel –  
Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft, an den Einzelnen und die Politik“

Der im Jahr 2002 vorgelegte Schlussbericht der Enquete-Kommission „Demographischer 
Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft, an den Einzelnen und 
die Politik“ des Deutschen Bundestages geht in einem eigenen Kapitel auf die Migrations- 
und Integrationssituation in Deutschland ein. In dem Bericht wird die Bevölkerungsstruk-
tur Deutschlands skizziert und auf die einzelnen Gruppen wie Arbeitsmigranten, Flüchtlinge 
und Asylsuchende, Aussiedler und illegale Zuwanderer eingegangen, um die Heterogenität 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen der Integration deutlich zu machen. Während in 
den westdeutschen Bundesländern teilweise ein Ausländeranteil von bis zu 20 % vorherrscht, 
fällt dieser in den ostdeutschen Bundesländern mit teilweise 3 %279 gering aus. 

Themenfeld „Bildung“
Die Enquete-Kommission legt dar, dass die Gruppe der Kinder und Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund sehr heterogen ist. Die Kinder und Jugendlichen, die hier geboren wur-
den, haben meist weniger Probleme mit der Schule als jene, die erst später nach Deutschland 
eingewandert sind. Bildungs-, Sprach- oder Leistungsdefizite aus schulischer Sicht treten 
demnach vor allem bei Seiteneinsteigern auf, bei Schülerinnen und Schülern aus neuzuge-
wanderten Migrantengruppen oder aus solchen mit spezifischen Bildungsbenachteiligungen. 
So wird in dem Bericht erklärt, dass für diese Personengruppen oft umfangreiche schulische 
Stütz- und Fördermaßnahmen erforderlich sind, besonders dann, wenn die sprachlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten anfangs so gering sind, dass dem Regelunterricht nicht gefolgt 
werden kann.280 Noch schwieriger wird die Integration der Schülerinnen und Schüler, wenn 
neben sprachlichen Defiziten auch fachliche Lücken vorhanden sind, sei es, weil es im Her-
kunftsland noch kein ausreichend differenziertes Bildungssystem gibt oder die zugewander-

278	 Frank-Walter Steinmeier: Plattform für viele Partner schaffen. Zum Stellenwert von Kultur- und Bildungspolitik, 
in: Deutscher Kulturrat: politik und kultur, 04/2007, hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler, Berlin 2007, 
S. 1. http://www.kulturrat.de/puk_liste.php?detail=58&rubrik=puk (Stand: 5. Juni 2008)

279	 Vgl. Deutscher Bundestag: Schlussbericht der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel – Herausfor-
derungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und die Politik“, Drucksache 14/8800, Berlin 
2002, S. 115. http://dip.bundestag.de/btd/14/088/1408800.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

280	 Vgl. ebd. S. 122.
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ten Kinder und Jugendliche dort keinen Zugang zu Schulen hatten. Um diese Kinder mit 
einzubeziehen, bedarf es speziellem Unterrichtsmaterial und entsprechend geschulter Lehr-
kräfte, so die Enquete-Kommission. 

Für eine gelingende Integration von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit Mig-
rationshintergrund nennt die Enquete-Kommission folgende Handlungsfelder281:

•	 Bildungsmöglichkeiten, die auf die Bedürfnisse der Zugewanderten zugeschnitten 
sind und die Mehrsprachigkeit und interkulturelle Begegnung fördern. Diese müs-
sen innovativ entwickelt und – nach ihrer Evaluation – verstärkt angeboten werden; 

•	 es empfiehlt sich die Eingliederung der Kinder und Jugendlichen aus Migranten-
familien in Regelklassen, da ein ethnisch separiertes Bildungssystem oder ethnisch 
separierte Klassen Kinder und Jugendliche aus Migrantenfamilien benachteiligen 
und ethnische Segmentationen verstärkt; 

•	 die Ausweitung interkultureller Kompetenz der Beschäftigten in den Bereichen 
Bildung und Betreuung (Kindertageseinrichtungen und Schulen), der Kinder- und 
Jugendhilfe (offene Jugendarbeit) und der Sozialen Arbeit (wie z. B. Familienhilfe, 
Gemeinwesenarbeit) erachtet die Enquete-Kommission als sehr sinnvoll; 

•	 für erwachsene Zuwanderer sind Sprach- und Integrationskurse einzurichten. Die 
Teilnahme von Frauen sollte dabei besonders gefördert werden;

•	 das Potential der Mehrsprachigkeit von Migrantinnen und Migranten sollte aner-
kannt und gefördert werden.

Themenfeld: „Integration“
In Hinblick auf die Akzeptanz von Zuwanderung in der Aufnahmegesellschaft wird in dem 
Bericht deutlich, dass „identifikative Integration [...] von Seiten der Aufnahmegesellschaft ein 
klares Identifizierungsangebot“282 erfordert. 

„Das kann erfolgen auf der Basis der grundlegenden Akzeptanz der Einwanderungssitua-
tion, eines klaren Leitbildes der Integration und mit einem Bild von Deutschen, die nicht 
deutscher Herkunft sein müssen.“283 

Des Weiteren wird die Notwendigkeit eines aktiven gesellschaftlichen Zusammenhalts un-
terstrichen. „Zivilgesellschaftliches Engagement ist Kernbestandteil einer pluralistischen Inte-
gration.“284

281	 Vgl. ebd. S. 135. 
282	 Ebd. S. 123.
283	 Ebd.  
284	 Ebd. S. 124. 
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Dem interkulturellen Lernen in der Schule wird besonders die Fähigkeit zur Integration 
beigemessen. So heißt es in dem Schlussbericht der Enquete-Kommission:

„Interkulturellem Lernen in der Schule kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. In-
terkulturelles Lernen ist das gemeinsame Lernen von Kindern und Jugendlichen unter-
schiedlicher nationaler oder ethnischer Herkunft. Es nimmt Bezug auf die jeweiligen, auch 
kulturell geformten Erfahrungen. Interkulturelles Lernen orientiert sich an Gemeinsam-
keiten auf der Basis der Akzeptanz von Unterschieden und versucht zur Gestaltung neuer 
Lern- und Lebensmöglichkeiten beizutragen. Es setzt sich mit Formen der Abwertung und 
Ausgrenzung anderer kultureller Prägungen auseinander und hat zum Ziel, ethnozentri-
sche Welt- und Menschenbilder zu reflektieren und zu überwinden. Interkulturelle Päda-
gogik sensibilisiert auch dafür, dass Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
Hilfestellungen gewährt werden müssen, um ihnen Perspektiven zu erschließen, das heißt 
Wege in die gemeinsame Gesellschaft zu finden. Die Vermittlung unterschiedlicher Pers-
pektiven, z. B. auch eines positiven Einflusses nichteuropäischer Zivilisationen auf Europas 
Entwicklung, und die Erhöhung der Dialogfähigkeit der Schülerinnen und Schüler tragen 
zu einem reicheren kulturellen und sozialen Leben aller bei.“285

Für den Bereich der Integration nennt die Enquete-Kommission folgende Handlungsemp-
fehlungen286:

•	 „Migrantinnen und Migranten sind Freiräume zur Bewahrung ihrer kulturellen 
Identität innerhalb einer demokratischen Kultur zu gewähren. Zweisprachigkeit und 
Bi-Kulturalität können die Integration fördern.

•	 Migrantenvereine, deren Aktivitäten zur Binnenintegration und nicht zur Verstär-
kung ethnischer Unterschiede und Segregation beitragen, sollten in die Integrationsar-
beit einbezogen werden.

•	 Es ist in der Bundesrepublik Deutschland ein für Einheimische und Zugewanderte 
verbindlicher Konsens der kulturellen Integration – unter Beachtung der Werteord-
nung des Grundgesetzes – zu formulieren. Migrantinnen und Migranten können da-
bei Aspekte ihrer Kultur, sofern diese mit dem demokratischen Grundkonsens kompa-
tibel sind und ihrer Partizipation am gesellschaftlichen Leben nicht im Wege stehen, 
beibehalten und pflegen“.287 

Als letzten Punkt regt die Enquete-Kommission an, möglicherweise Integration als Staatszielbe-
stimmung ins Grundgesetz zu verankern, weil sie eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt.

285	 Ebd. S. 126.
286	 Ebd. S. 135. 
287	 Ebd.
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Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Kultur in Deutschland“ 

Als Bereiche von besonderer Bedeutung der „Kultur in Deutschland“ betrachtet die Enquete-
Kommission die Bereiche Interkultur, Migrantenkulturen und interkulturelle Bildung. Die 
Enquete-Kommission behandelt das Thema Interkultur und interkulturelle Bildung in ih-
rem Schlussbericht in insgesamt zwei Kapiteln: im Abschnitt „Förderbereiche von beson-
derer Bedeutung“ sowie im Kapitel „Kulturelle Bildung“. Im ersten Teil geht es primär um 
die allgemeinen Rahmenbedingungen der Bereiche Interkultur und Migrantenkulturen, im 
zweiten um die Rahmenbedingungen der interkulturellen Bildung. 
Den Begriff Interkultur definiert die Enquete-Kommission als Austausch zwischen und 
das Miteinander von Kulturen sowie als wechselseitigen Dialog und Lernprozess288. Der 
Bereich Migrantenkulturen umfasst „die soziokulturellen Ausdrucksformen und kollektiven 
Identitäten, die sich in den unterschiedlichen Milieus der Migranten entwickelt haben und sich 
durch neue Erfahrungen und den Austausch mit dem Aufnahmekontext weiterentwickeln“289. 
Insgesamt acht Handlungsempfehlungen hat die Enquete-Kommission für diese beiden 
Handlungsfelder formuliert. Dazu zählt neben der Forderung an Bund und Länder nach 
Erarbeitung eines Berichtes zur gegenwärtigen Situation der Förderung von Interkultur und 
Migrantenkulturen in Deutschland u. a. auch die Forderung an die Kommunen, vermehrt 
Menschen mit Migrationshintergrund für den Besuch von Theatern, Opernhäusern Kultur-
einrichtungen zu gewinnen.290 
Im Zusammenhang mit der Teilhabe an Kultureinrichtungen und kulturellen Bildungsan-
geboten hat sich die Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ in ihrem Schlussbericht 
auch mit den Rahmenbedingungen der kulturellen Bildung und in diesem Zusammenhang 
explizit mit der interkulturellen Bildung beschäftigt. Die Enquete-Kommission vertritt die 
Meinung, dass interkulturelle Bildung, als Teil der kulturellen Bildung, Bildungsansätze für 
den pädagogischen Umgang mit der Vielfalt der Kulturen beinhaltet und darüber hinaus 
kulturspezifische Kenntnisse über diese Vielfalt vermitteln muss291. Insgesamt fünf Hand-
lungsempfehlungen an Bund, Länder und Kommunen beschreibt die Enquete-Kommission. 
So wird den Ländern empfohlen, die Evaluierung der interkulturellen Angebote und die In-
tensivierung der Bildungsforschung zu Fragen der Integration zu verstärken. Die Kommissi-
on unterstreicht zudem die Notwendigkeit der Deutschkenntnisse von Kindern vor Eintritt 
in die Schule. Diese sollen durch eine Sprachstandserhebung für alle drei- bis fünfjährigen 
Kinder durchgeführt werden. Die Ganztagsschule soll als Chance für den interkulturellen 
Austausch verstanden und interkulturelle Bildungsarbeit in den Unterricht (beispielsweise 
in Theaterprojekte) integriert werden. Für eine gelingende Integration wird darüber hinaus 
eine engere Zusammenarbeit zwischen Schule und Eltern mit Migrationshintergrund vorge-
schlagen. Dies kann beispielsweise durch die vermehrte Gewinnung von Lehrern und Sozial-
pädagogen mit Migrationshintergrund erzielt werden.292 

288	 Ebd.  
289	 Ebd. 
290	 Ebd.  
291	 Vgl. ebd. S. 405–406. 
292	 Vgl. ebd. S. 407. 
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2.4.3 Bundesjugendkuratorium

Die Zukunft der Städte ist multiethnisch und interkulturell
Im Februar 2005 hat sich das Bundesjugendkuratorium in seiner Stellungnahme „Die Zu-
kunft der Städte ist multiethnisch und interkulturell“293 zur Integrationsaufgabe der Städte 
geäußert. Auf diese Stellungnahme wurde bereits ausführlich in der „Konzeption Kulturelle 
Bildung III. Kulturelle Bildung in der Bildungsreform“294 hingewiesen. Deswegen werden 
hier nur die wichtigsten Punkte in Erinnerung gerufen. Das Bundesjugendkuratorium (BJK) 
unterstreicht in dieser Stellungnahme, dass das Thema Integration und Interkulturalität ein 
wichtiges Thema für eine zukunftsfähige Gesellschaft darstellt, dass es aber eine Reihe von 
Defiziten gibt, denen entgegengewirkt werden muss. 

So 
•	 nehmen Eltern mit Migrationshintergrund weniger die Angebote der frühkindli-

chen Bildung in den Kindergärten wahr, 
•	 machen weniger Kinder mit Migrationshintergrund das Abitur bzw. ein großer Teil 

verlässt sogar ohne Abschluss die Schule, 
•	 sinkt die Ausbildungsquote von Jugendlichen mit Migrationshintergrund,
•	 nehmen Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund weniger an den An-

geboten der Einrichtungen der Jugendarbeit teil,
•	 gibt es eine vermehrte Abschottung zwischen deutschen Jugendlichen und Jugend-

lichen mit Migrationshintergrund.

Als zentrale Forderungen, um diesen Defiziten entgegen zu wirken, nennt das Bundesju-
gendkuratorium u. a. die:

�� interkulturelle Öffnung der Verwaltungen, der Einrichtungen und der Dienste in der Ju-
gendhilfe,

�� Gleichberechtigung und Förderung für die ethnischen Selbstorganisationen,
�� Einführung des Cultural Mainstreaming als Grundprinzip.

Abschließend wird in dem Bericht darauf aufmerksam gemacht, dass es einer interkulturel-
len Öffnung der Verwaltung und Einrichtungen bedarf, um eine Politik der Anerkennung 
für die unterschiedlichen Lebensformen und der unterschiedlichen kulturellen Hintergrün-
de zu verwirklichen.295

293	 Vgl. Bundesjugendkuratorium: „Die Zukunft der Städte ist multiethnisch und interkulturell“, 2005. http://www.
dji.de/bjk/bjk_stellungnahme_migration_integration_jugendhilfe_2005.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

294	 Gabriele Schulz: Rahmenbedingungen kultureller Bildung, in: Kulturelle Bildung in der Bildungsreformdiskussi-
on. Konzeption Kulturelle Bildung III, hg. v. Deutschen Kulturrat, Berlin 2005, S. 88.

295	 Vgl. Bundesjugendkuratorium: „Die Zukunft der Städte ist multiethnisch und interkulturell“, 2005, S. 16.  http://
www.dji.de/bjk/bjk_stellungnahme_migration_integration_jugendhilfe_2005.pdf (Stand: 4. Juni 2008)
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Pluralität ist Normalität für Kinder und Jugendliche. Vernachlässigte Aspekte und  
problematische Verkürzungen im Integrationsdiskurs
Im Nachgang an den Nationalen Bildungsbericht aus dem Jahr 2006 und den Nationalen 
Integrationsplan, hat sich das Bundesjugendkuratorium im April 2008 mit der Stellung-
nahme „Pluralität ist Normalität für Kinder und Jugendliche. Vernachlässigte Aspekte 
und problematische Verkürzungen im Integrationsdiskurs“296 zu Wort gemeldet. Mit dieser 
Stellungnahme wird auf bisher nicht berücksichtigte Punkte eingegangen und verkürzende 
Darstellungen in der Diskussion kritisch beleuchtet. Als einen wichtigen Punkt sieht es das 
Bundesjugendkuratorium an, dass Kinder aus Zuwandererfamilien nicht über die Herkunft 
ihrer Eltern ethnisiert, sondern als Teil der deutschen Gesellschaft mit besonderem kulturel-
len Hintergrund angesehen werden sollen: 

„Zu verändern hat sich also die Haltung, mit der man sich in Alltagssituationen begeg-
net, insbesondere aber in konflikthaften Auseinandersetzungen. Dies gilt insbesondere für 
die öffentlichen Institutionen, d. h. für Kindertageseinrichtungen, für die Schulen, für die 
Kinder- und Jugendarbeit und die Ausbildungsstätten. Die Veränderung des Blicks auf Mi-
granten ist aus unserer Sicht ein zentraler Beitrag zur Integration.“297 

Des Weiteren kritisiert das Bundesjugendkuratorium, dass es sich bei der aktuellen For-
schung um eine „Kulturalisierung“ handelt. In qualitativen und quantitativen Forschungsde-
signs fehle eine adäquate Messung und Abbildung, um kulturelle Unterschiede aufspüren zu 
können – gleichwohl wird in der Interpretation der Befunde auf kulturelle Unterschiede Be-
zug genommen. Ebenfalls mahnt das Bundesjugendkuratorium an, dass Integration bislang 
zu wenig als partizipative Integration behandelt wird. Dabei sei es wichtig, dass sich Jugend-
verbände und Jugendorganisationen weiter den Migrantenjugendorganisationen öffnen und 
den Dialog suchen. In Bezug auf den Förderbedarf von Kindern mit Migrationshintergrund 
erklärt das Bundesjugendkuratorium abschließend, dass die Förderung individuell und in 
kleinen Lerngruppen stattfinden muss. Zudem sollten mehrsprachige Erzieher, Lehrer, Sozi-
alarbeiter, Sozialpädagogen, Schulpsychologen und Berufsberater gesucht, gefördert und aus-
gebildet werden, so dass sie gemeinsam in den Schulen arbeiten können. Darüber hinaus soll 
die interkulturelle Bildung als Querschnittsfeld in der Bildung angesehen und beispielsweise 
in den Fächern Deutsch oder Musik eingebracht werden. Wie auch der Deutsche Kulturrat 
in seiner Stellungnahme „Interkulturelle Bildung: Eine Chance für unsere Gesellschaft“ for-
dert, regt das Bundesjugendkuratorium an, vermehrt Fachkräfte mit Migrationshintergrund 
für die Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe zu gewinnen, da eigene Migrationserfahrungen 
besondere Sensibilität für Migrationsprozesse ermöglichen.

296	 Bundesjugendkuratorium: „Pluralität ist Normalität für Kinder und Jugendliche. Vernachlässigte Aspekte und 
problematische Verkürzungen im Integrationsdiskurs“, München 2008.

297	 Ebd. S. 3. 
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2.4.4 Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) 
war bis Ende 2007 das ständige Gesprächsforum für alle Bund und Länder gemeinsam 
berührenden Fragen zur Bildungsplanung und Forschungsförderung. Zudem förderte die 
BLK auch eine Reihe von Modellvorhaben im Bereich Kultur. Aufgrund der Föderalis-
musreform aus dem Jahr 2006, wurde die Arbeit der BLK eingestellt. Die Nachfolge in 
Sachen Forschungsförderung hat nun die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) 
übernommen. 

Forum Bildung
Im Jahr 2001 hatte das Forum Bildung298 der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung insgesamt zwölf Empfehlungen für eine Reform im deut-
schen Bildungswesen vorgelegt. Darin ging es u. a. neben dem lebenslangen Lernen, den 
Chancen Neuer Medien auch um die Bildung und Qualifizierung von Migrantinnen und 
Migranten. Das Forum Bildung erklärte, dass die Förderung und Integration von Migrantin-
nen und Migranten zentrales Element von Bildung in allen Bildungsbereichen werden müs-
se. Für die Integration von Migrantinnen und Migranten käme der Bildung eine besondere 
Rolle zu, da sie Offenheit und Akzeptanz unterschiedlicher Kulturen fördern könnte. „An-
dere Kulturen und Sprachen sind als Bereicherung und Chance für ausländische und deutsche 
Kinder zu verstehen.“299 Dafür sei es aber notwendig, dass das deutsche Bildungssystem auch 
sicherstellt, dass alle Migrantinnen und Migranten ausreichende Kenntnisse der deutschen 
Sprache erwerben können. Kindertageseinrichtungen und Grundschulen sind in diesem Zu-
sammenhang besonders entscheidend, da dort die Weichen für die Bildungsbiographie der 
Kinder aus Zuwandererfamilien gestellt werden: 

„Erforderlich ist in allen Fächern eine stärkere Konzentration auf das Erlernen der ge-
sprochenen und geschriebenen deutschen Sprache, deren Beherrschung entscheidend für 
den späteren Bildungserfolg ist.“300

298	 Unter dem Vorsitz der damaligen Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn und Bayerns Wissenschaftsmi-
nister Hans Zehetmair erarbeitete das Forum Bildung von 2000 bis 2002 den Rahmen für eine Bildungsreform. 
Beteiligt waren neben Vertretern von Bund und Ländern auch Sozialpartner, Wissenschaftler, Kirchenvertreter 
und Bildungsexperten. Im Mittelpunkt der Arbeit des Forum Bildung standen fünf bildungsbereichsübergreifen-
de Themenschwerpunkte: 1. Bildungs- und Qualifikationsziele von morgen 2. Förderung von Chancengleichheit 
3. Qualitätssicherung im internationalen Wettbewerb 4. Lernen, ein Leben lang 5. Neue Lern- und Lehrkultur.

299	 Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung: Empfehlungen des Forum Bildung, 
Bonn 2001, S. 21. http://www.blk-bonn.de/papers/forum-bildung/ergebnisse-fb-band01.pdf, (Stand: 4. Juni 
2008)

300	 Ebd. S. 22. 
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Das Forum Bildung empfahl daher Bund, Ländern und Kommunen:

•	 Aufnahme der Förderung von Migrantenkindern in die Schulprogrammentwick-
lung als Kriterium für die Qualität von Schulen,

•	 Berücksichtigung der Kinder aus Aussiedlerfamilien bei der Entscheidung über 
Sonderzuweisungen an Bildungseinrichtungen,

•	 Verstärkung des interkulturellen Lernens in allen Bildungseinrichtungen mit 
Schwerpunkt auf Elementar- und Primarbereich unter Bezugnahme auf die dort 
vertretenen Sprachen und Kulturen,

•	 verstärkte Förderung der Mehrsprachigkeit unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Muttersprache vom Kindergarten an, 

•	 Ausbau des Deutschunterrichts in allen Fächern der Schule,
•	 Aufnahme von Lehrenden mit Migrationshintergrund in die Kollegien aller Bil-

dungseinrichtungen,
•	 Verstärkung der Elternarbeit, Maßnahmen zur Heranführung von zugewanderten 

Eltern an schulische Arbeit und an deutsche Kultur,
•	 lokale Zielvereinbarungen für die Förderung von Migrantenkindern in Schule und 

Berufsausbildung, Unterstützung lokaler Netzwerke zur Verbesserung der Bil-
dungs- und Ausbildungschancen von Migrantinnen und Migranten,

•	 Verbesserung der Bildungsberatung für erwachsene Migrantinnen und Migranten,
•	 Ausbau des zielgruppen- und situationsgerechten Deutschunterrichts für Erwach-

sene unter Nutzung des deutschsprachigen Umfeldes,
•	 stärkere Thematisierung der Förderung von Migrantinnen und Migranten in der 

Aus- und Weiterbildung der in der Bildung tätigen Personen, 
•	 Verstärkung der Bedeutung von Deutsch als Fremdsprache.301

Modellprojekte zur Migration und Integration der BLK
Neben der Bundesregierung, hat auch die Bund-Länder-Kommission zahlreiche Modellpro-
jekte zum Thema Migration und Integration gefördert.

Förderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund (FörMig)
Dieses BLK-Programm, das eine Laufzeit bis August 2009 hat, konzentriert sich auf die 
sprachliche Bildung und Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund. Beteiligt sind Projektträger aus Berlin, Bremen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz. Programmträger ist das „Institut für internationale und interkulturell Ver-
gleichende Erziehungswissenschaften“ der Universität Hamburg. Themenschwerpunkte des 
Programms sind Sprachförderung auf Basis individueller Sprachstandsfeststellung, durch-
gängige Sprachförderung, sprachliche Bildung und Förderung im Deutschen, in den Her-
kunftssprachen und in den Fremdsprachen, und Berufsbildung und Übergänge in den Beruf.

301	 Vgl. ebd. S. 22–23.
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Demokratie lernen und leben
An dem Programm „Demokratie lernen & leben“ beteiligten sich in 13 Bundesländern insge-
samt rund 200 allgemein bildende und berufliche Schulen. Die Laufzeit des Programms be-
trug fünf Jahre, von 2002 bis 2007. Bei diesem Programm ging es um die gezielte Förderung 
demokratischer Kultur unter Einbeziehung des sozialen und gesellschaftlichen Umfeldes der 
Schulen und ihrer Schüler. Vor allem sollte das Programm durch die Demokratisierung von 
Unterricht und Schulleben die Bereitschaft junger Menschen zur aktiven Mitwirkung an der 
Zivilgesellschaft fördern. Das Programm ist auch eine Antwort auf Gewalt, Rechtsextremis-
mus, Rassismus und Antisemitismus unter Jugendlichen sowie jungen Erwachsenen und auf 
die seit Jahren zunehmende Politik(er)verdrossenheit und Politikdistanz.302 

2.5 Länderpolitik

2.5.1 Selbstverpflichtungen der Länder zum „Nationalen Integrationsplan“

Bildung, Sprachförderung, Kultur und Medien sind Schlüsselbereiche für die Integration 
von Migrantinnen und Migranten. Für diese Bereiche sind aufgrund der föderalen Struk-
turen in Deutschland die Länder zuständig. Demnach kommt den Ländern eine besondere 
Verantwortung in der Integrationspolitik zu. Am 14. Juni 2007 haben alle 16 Ministerpräsi-
denten eine Erklärung zum Nationalen Integrationsplan verabschiedet, in der Maßnahmen 
der Länder aufgezeigt und Selbstverpflichtungen benannt wurden.
In ihrer Erklärung verständigten sich die Länder darauf, dass das Thema Integration eine 
Querschnittsaufgabe darstellt und alle Bereiche der Landespolitik und Ressorts betrifft. Sie 
machten aber auch deutlich, dass aufgrund der heterogenen Zuwanderungssituation und der 
integrationspolitischen Infrastrukturen innerhalb der Länder vielfältige integrationspoliti-
sche Ansätze entwickelt werden müssen. So haben einige Bundesländer spezifische Integrati-
onsbeiräte, Beauftragte für „Integration, Ausländer und Aussiedler“ oder sogar einzelne Mi-
nisterien wie das Land Nordhein-Westfalen, das einen eigenen Minister für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration eingesetzt hat. 
Um den Bereich der Integration auf Länderebene voranzutreiben und die Zusammenarbeit 
der Bundesländer auf diesem Gebiet zu verbessern, hat sich im September 2008 die erste Inte-
grationsministerkonferenz konstituiert. Die zuständigen Fachminister wollen sich analog zu 
den Fachministerkonferenzen anderer Ressorts zukünftig zweimal jährlich treffen. Zudem 
soll ein Kriterienkatalog erarbeiten werden, mit dem Fortschritte bei der Integration von Mi-
granten objektiv gemessen werden können. 

Themenfeld „Kulturelle Bildung“
Grundsätzlich erklären die Ministerpräsidenten der Länder, dass die Vielfalt der Kulturen 
in den einzelnen Bundesländern als Chance begriffen werden und kulturelle Bildung den In-
tegrationsprozess unterstützen müsse. Darüber hinaus unterstreichen sie, dass Offenheit für 

302	 Vgl. BLK-Programm: Demokratie lernen und leben. http://www.blk-demokratie.de/index.php?id=83 (Stand: 4. 
Juni 2008)
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die kulturellen Leistungen und das daraus resultierende Verständnis der Kulturen Einzug in 
die Felder der kulturellen Bildung finden muss. Dies soll in den staatlichen Bildungs- und Er-
ziehungseinrichtungen berücksichtigt werden.303 Zudem werden sich die Kultusminister der 
Länder nachdrücklich dafür einsetzen, frei werdende Mittel im Schwerpunkt für die Verbes-
serung von Bildung und damit der kulturellen Bildung zunutzen.304 Obwohl die Arbeitsgrup-
pe „Integration und Kultur“ für die Ländern noch weitere Handlungsempfehlungen, u. a. 
die Erarbeitung von künstlerisch-kulturellen Bildungskonzepten mit dem Schwerpunkt 
interkultureller Respekt305, das Entgegenwirken des Ausfalls insbesondere der künstlerisch-
musischen Fächer, die stärkere Vernetzung der Schulen mit Kulturinstitutionen wie Muse-
en und Theatern, die Öffnung kulturellen Schaffens von Migranten im Unterricht sowohl 
in Lehrbüchern als auch als Mittler in den Schulen, und die Verankerung der europäischen 
Migrationsgeschichte in das Curriculum formuliert hat, haben sich die Ministerpräsidenten 
bisher nur auf die oben genannten Punkte verständigt.

Themenfeld „Kulturpolitik und der Kulturverwaltung“
Selbstverpflichtungen im Bereich Kulturpolitik und der Kulturverwaltung haben die Länder 
nicht vorgenommen. Die Arbeitsgruppe „Integration und Kultur“ hat aber eine Reihe von 
Empfehlungen an die Länder und Kommunen gerichtet. Dazu gehört die Entwicklung eines 
umfassenden Integrationskonzeptes und die Übernahme einer initiierenden und steuernden 
Funktion im Bereich Integration, wie es Nordrhein-Westfalen erarbeitet hat. In Nordrhein-
Westfalen gibt es bereits einige Projekte und Initiativen auf kulturpolitsicher Ebene. Diese 
sind u. a. das Internetportal www.nrw-kulturen.de, das die Vernetzung zwischen Kultur-
schaffenden und Institutionen fördert, das „Kommunale Handlungskonzept Interkultur“, 
an dem die Pilotkommunen Arnsberg, Castrop-Rauxel, Dortmund, Essen, Hagen und 
Hamm teilnehmen und die kulturelle Partizipation sowie die kulturelle Eingliederung von 
Menschen mit Migrationshintergrund unterstützt, die Route der Migration NRW und das 
Landesprogramm „Schule und Kultur“.306 Nordrhein-Westfalen ist in seinen Bemühungen 
um ein Integrationskonzept bereits sehr weit fortgeschritten, was vor allem der Tatsache ge-
schuldet ist, dass in diesem Bundesland, insbesondere im Ruhrgebiet, besonders viele unter-
schiedliche Nationalitäten leben. Die kulturelle Vielfalt im Ruhrgebiet ist auch ein Themen-
schwerpunkt der Kulturhauptstadt 2010.

Themenfeld „Bildung“
Im Bereich der Bildung haben sich die Länder u. a. auf folgende Punkte verständigt:

Frühzeitige Förderung in Kindertagesstätten 
Die Länder haben sich auf einen gemeinsamen Rahmen zur „Ausformung und Umset-
zung des Bildungsauftrages der Kindertageseinrichtungen im Elementarbereich“ geeinigt. 

303	 Vgl. Die Bundesregierung: Der Nationale Integrationsplan: Neue Wege – Neue Chancen, hg. v. Presse- und In-
formationsamt der Bundesregierung, Berlin 2007, S. 27. www.bundesregierung.de/.../07/Anlage/2007-07-12-
nationaler-integrationsplan,property=publicationFile.pdf. (Stand: 4. Juni 2008)

304	 Vgl. ebd. S. 131. 
305	 Vgl. ebd. 
306	 Vgl. ebd. S. 135. 
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Schwerpunkt dieses Rahmens ist die Vermittlung grundlegender Kompetenz und die Ent-
wicklung und Stärkung persönlicher Ressourcen.307 Der sprachlichen Bildung kommt da-
bei eine besondere Bedeutung zu. Die Länder streben an, das Thema sprachliche Bildung als 
Querschnittsaufgabe in die Konzepte der Kindertagesstätten zu implementieren. Zu einer 
noch besseren Förderung der Sprache, streben die Länder zusätzliche Fördermaßnahmen für 
Einrichtungen für Kinder mit Migrationshintergrund an. Diese Maßnahmen sollen konti-
nuierlich überprüft und die Informationen zwischen den Ländern ausgetauscht werden.

Sprachförderung / Mehrsprachigkeit 
Die Länder verpflichten sich, in den kommenden fünf Jahren notwendige Fortbildungsmaß-
nahmen für Lehrer anzubieten, um ihrem Auftrag zur Sprachvermittlung im Unterricht nach 
zu kommen und gerecht zu werden.308 Darüber hinaus verpflichten sie sich, auf Grundlage 
der Bildungsberichterstattung in einen kontinuierlichen Meinungsaustausch zur Förderung 
der Mehrsprachigkeit einzutreten.309 

Ganztagsschulen 
Die Länder sehen in den Ganztagschulen große Potentiale, um viele Kinder zu erreichen und 
sprachliche, soziale und kulturelle Defizite aufzuarbeiten. Die Länder erklären in ihrem Be-
richt, dass die Anzahl der Schulen mit ganztägigen Angeboten in den kommenden Jahren 
erhöht wird. Darüber hinaus verpflichten sie sich, „über das Ganztagsangebot regelmäßig im 
Rahmen der Bildungsberichterstattung zu berichten“310.

Verbesserung des Schulerfolgs und der Durchlässigkeit des Schulsystems
Die Länder verfolgen das Ziel, innerhalb der nächsten fünf Jahre die Quote der Schulabbre-
cher und Wiederholer deutlich zu senken. Zudem soll die Durchlässigkeit des Schulsystems 
aktiv gefördert werden. Die Übergangsquoten, insbesondere der Kinder mit Migrationshin-
tergrund, sollen systematisch erfasst werden mit dem Ziel der Angleichung an den Durch-
schnitt aller anderen Kinder und Jugendlichen.311 

Schule als Ort der Integrationsförderung
Die Länder sprechen sich dafür aus, dass die Schulen, die einen besonders hohen Anteil an 
Kindern mit Migrationshintergrund haben, eine Aufstockung des Personals oder Unterstüt-
zung durch sozialpädagogische Fachkräfte der Jugendhilfe erhalten. Darüber hinaus werden 
sich die Länder dafür einsetzen, dass die Module zum Erwerb interkultureller Kompetenzen 
von Lehrerinnen und Lehrern schnell umgesetzt werden.312

307	 Vgl. ebd. S. 25. 
308	 Vgl. ebd. 
309	 Vgl. ebd. S. 26. 
310	 Vgl. ebd.
311	 Vgl. ebd.
312	 Vgl. ebd. S. 27. 
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2.5.2 Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland (KMK) 

Bereits im Jahr 1964 verabschiedete die KMK erstmals eine Empfehlung zur interkulturellen 
Bildung. Darin regte sie neben der Schulpflichtregelung die Förderung der deutschen wie 
der jeweiligen Muttersprache in der Schule an. Ein 1971 verabschiedeter Bericht empfahl 
Maßnahmen, um Kindern ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Mög-
lichkeit zu geben, die deutsche Sprache zu erlernen, einen Schulabschluss zu erreichen sowie 
die Kenntnisse in der Muttersprache zu erhalten. Mit dem Positionspapier „Kultur und aus-
ländische Mitbürger“ aus dem Jahr 1985 wurde das gegenseitige Verständnis und ein vorur-
teilsfreier Dialog über kulturelle Werte zwischen den Kulturen proklamiert. Dieses Positi-
onspapier wurde 1992 durch die „Erklärung zu Toleranz und Solidarität“ ergänzt.

Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule
Im Jahr 1996 hat die KMK die Empfehlung „Interkulturelle Bildung und Erziehung in der 
Schule“ verabschiedet. Als Voraussetzung für die interkulturelle Bildung in der Schule wer-
den die Gleichwertigkeit eines jeden Menschen und die Achtung der je eigenen kulturellen 
Orientierung betont. Auf dieser Grundlage sollen u. a. kulturelle Sozialisation und Lebens-
zusammenhänge bewusst gemacht, Kenntnisse über andere Kulturen erworben, Neugier, 
Offenheit und Verständnis für andere kulturelle Prägungen entwickelt und sich mit ande-
ren kulturellen Lebensformen und -orientierungen auseinandergesetzt werden.313 Die KMK 
erklärt weiter, dass die Schule dazu beitragen muss, dass Minderheiten vor Ausgrenzungen 
geschützt werden und kulturelle Vielfalt als Bereicherung und wünschenswerte Herausfor-
derung empfunden wird. Dies wird als Schlüsselkompetenz für alle angesehen. Weiter müsse 
der interkulturelle Aspekt als Querschnittsaufgabe aller Fächer in der Schule verstanden wer-
den. Dazu gehöre auch, dass die Lehrerinnen und Lehrer zur interkulturellen Erziehung aus-
gebildet werden. In Hinblick auf die Methodik und Didaktik der interkulturellen Bildung, 
erklärt die KMK in dieser Stellungnahme weiter, dass interkulturelle Bildung und Erziehung 
den didaktischen Prinzipien des fächervernetzenden, problemorientierten und handelnden 
Lernens folgen müsse: 

„Projektunterricht, die Öffnung der Schule, die Einbeziehung der Lebenswirklichkeit und 
der Erfahrungen der Schülerinnen und Schüler sind unverzichtbare Vorgehensweisen, um 
Eigeninitiative, Eigenaktivität und Eigenverantwortung anzuregen und zu fördern.“314 

Die KMK sieht in ihrer Empfehlung die interkulturelle Bildung in der Schule als ein „ent-
wicklungsfähiges Konzept“ an. 

313	 Vgl. Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder der Bundesrepublik Deutschland: „Interkulturelle Bil-
dung und Erziehung in der Schule“, 1996, S. 5–6. http://www.kmk.org/doc/beschl/671-1_Interkulturelle%20
Bildung.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

314	 Ebd. S. 9.
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Einiges von dem, was die KMK als Weiterentwicklung vorgeschlagen hat, ist in den Bil-
dungsplänen der Länder umgesetzt worden. Dazu zählen u. a. die Genehmigung von Schul-
büchern unter dem Gesichtspunkt der vorurteilsfreien Darstellung von Gesellschaften und 
Kulturen oder die Evaluation von laufenden und Initiierung von neuen Pilotvorhaben und 
Modellprojekten.315 Wie der Nationale Integrationsplan gezeigt hat, gibt es nach wie vor gro-
ßen Handlungsbedarf insbesondere bei der Beschäftigung von Lehrkräften mit Migrations-
hintergrund in allen Unterrichtsfächern oder die Intensivierung der Zusammenarbeit mit 
sozialpädagogischen Fachkräften, Einrichtungen der Jugendarbeit, soziokulturellen Initiati-
ven und Ausländerbeiräten.316

Die PISA-Studie aus dem Jahr 2000 zeigt, dass in Deutschland ein eklatanter Zusammen-
hang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolgen, insbesondere bei Kindern und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund, vorherrscht. Die KMK legte daraufhin bereits im 
Dezember 2001 eine Liste mit sieben Handlungsfeldern vor. Darin werden die Frühförde-
rung, die Verbesserung der Sprach- und Lesekompetenz und die bessere Verzahnung zwi-
schen der Grundschule und den vorschulischen Einrichtungen angesprochen. In Bezug auf 
das Thema Integration ist insbesondere auf das Handlungsfeld „Maßnahmen zur wirksamen 
Förderung bildungsbenachteiligter Kinder, insbesondere auch der Kinder und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund“ hinzuweisen. Die Ergebnisse der PISA-Vergleichsstudie 2006 
haben zwar ergeben, dass die vermehrten Bemühungen im Bereich der Bildungsbenachtei-
ligung zumindest partiell Wirkung gezeigt haben, indem sich beispielsweise die Lesekom-
petenz verbessert hat. Die Ungleichheit beim Bildungserfolg zwischen Schülerinnen und 
Schülern mit und ohne Migrationshintergrund bleibe aber bestehen und es bedarf weiterhin 
intensiver Anstrengungen, wie es im Bildungsbericht 2008 gefordert wird.
Im Jahr 2006 hat die Kultusministerkonferenz gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung einen Beschluss317 zum Nationalen Bildungsbericht 2006 verab-
schiedet. Darin wird unterstrichen, dass es bisher noch unzureichend gelingt, Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund vergleichbare Bildungserfolge zu ermöglichen. Um 
diesem Defizit entgegen zu wirken, fordern die Kultusministerkonferenz und das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung, dass die Ausgaben pro Bildungsteilnehmer angesichts 
der demographischen Entwicklung gesteigert, die Bildungspolitik künftig noch stärker mit 
anderen Politikfeldern verknüpft und die Stärkung der Bildungsforschung verbessert werden 
müssen.318 

Integration als Chance – gemeinsam für mehr Chancengerechtigkeit
Anknüpfend an die Selbstverpflichtungen der Länder zum Nationalen Integrationsplan, 
haben die Kultusministerkonferenz und Vertreter der Organisationen von Menschen mit 
Migrationshintergrund im Dezember 2007 die gemeinsame Erklärung „Integration als 

315	 Ebd. S. 13. 
316	 Vgl. ebd.
317	 Bundesministerium für Bildung und Forschung / Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bun-

desrepublik Deutschland: Nationaler Bildungsbericht 2006. Gemeinsame Schlussfolgerung des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung und der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland, 07.12.2006, Brüssel 2006.

318	 Ebd. S. 1.
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Chance – gemeinsam für mehr Chancengerechtigkeit“319 vorgelegt. Darin wird die Bedeu-
tung der Bildung für eine erfolgreiche Integration von Kindern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund unterstrichen und noch einmal die Selbstverpflichtungen der Länder 
hervorgehoben, die u. a. den Ausbau der Betreuungsangebote in Kindertageseinrichtungen, 
die Bildungs- und Erziehungspläne für den vorschulischen und schulischen Bereich, die 
Sprachförderung, den Ausbau von Ganztagsschulen und die Verminderung der Quoten von 
Schulabbrechern betreffen.
Die KMK unterstreicht in der Erklärung, dass Schulen mit einem hohen Anteil an Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund auch einen höheren Aufwand betreiben müs-
sen, um Integrationsarbeit im erforderlichen Umfang leisten zu können. 

„Es besteht deshalb Einigkeit, dass für diese Schulen auch spezifische Mittel bereitgestellt 
werden, sei es durch Senkung der Frequenzen, Erhöhung des Lehrpersonals oder Unterstüt-
zung der Lehrkräfte durch sozialpädagogische Fachkräfte der Jugendhilfe. Diese Schulen 
benötigen besonders qualifiziertes Personal. Dem kann zum einen durch Kräfte, die über 
besondere interkulturelle Kompetenzen verfügen (z. B. Integrationslotsen), zum anderen 
durch eine Erhöhung des Anteils von Lehrkräften, Erzieherinnen und Erziehern oder Sozi-
alarbeiterinnen und Sozialarbeitern mit Migrationshintergrund Rechnung getragen wer-
den, sowie auch durch eine konsequente Fortbildung. Module zum Erwerb interkultureller 
Kompetenzen sind in den neuen Standards für die Ausbildung der Lehrkräfte bereits fest-
geschrieben. Die Länder werden die dort beschriebenen Maßnahmen zügig umsetzen.“320 

Auch die Sprachlernmöglichkeiten für Eltern mit Migrationshintergrund werden in der Er-
klärung betont. Zugleich sollen dadurch die Eltern aktiver am Schulleben ihrer Kinder teil-
nehmen. Geplant ist auch eine verstärkte Information der Eltern – auch in den Herkunfts-
sprachen – über die Bildungsmöglichkeiten ihrer Kinder. So erklären die Verbände, dass sie 
die Beratung der Familie mit Migrationshintergrund zur Förderung der frühkindlichen 
Sprachentwicklung verstärken und Leseempfehlungen aus ihrem jeweiligen Kulturkreis für 
die Kinder und Jugendlichen bereitstellen, Informationen über die Nutzung öffentlicher Bi-
bliotheken und Büchereien adressatengerecht aufbereiten sowie den Eltern Hinweise für eine 
kindgerechte Mediennutzung geben werden. Ziel ist es, Kenntnisse über den Spracherwerb 
zu vermitteln und Verständnis für die sprachlichen Bedürfnisse ihrer Kinder aufzubauen.
Die Unterzeichner dieser Erklärung haben sich darauf verständigt, dass nach Ablauf von 
zwei Jahren, sprich im Jahr 2009 eine gemeinsame Einschätzung zur Umsetzung der getrof-
fenen Vereinbarung vorgenommen werden soll.

319	 Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder der Bundesrepublik Deutschland: „Integration als Chance 
– gemeinsam für mehr Chancengerechtigkeit“. Gemeinsame Erklärung der Kultusministerkonferenz und der 
Organisationen von Menschen mit Migrationshintergrund, Bonn 2007. http://www.kmk.org/aktuell/141207-
chancengleichheit.pdf (Stand: 20. November 2008)

320	 Ebd. S. 3.
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2.5.3 Jugendministerkonferenz

Demographischer Wandel und der Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe
In ihrer bereits im vorangegangenen Kapitel erwähnten Stellungnahme zum Thema „De-
mographischer Wandel und der Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe“ aus dem Jahr 2006 
fordert die Jugendministerkonferenz, dass besonders junge Menschen mit Migrationshin-
tergrund gefördert werden und die Integrationsbemühungen zu verstärken sind. So heißt es 
weiter, dass die zu bewältigenden Integrationsaufgaben zu einer steigenden und veränderten 
Nachfrage nach Angeboten und Leistungen der Jugendsozialarbeit führen werden. Da die 
mangelnde Sprachkompetenz ein zentrales Integrations- und Bildungshindernis bei Famili-
en mit Migrationshintergrund darstellt, müsse Sprachförderung zum Standardangebot von 
Kindertagesbetreuung, Jugendarbeit und Familienförderung werden. Da Kindertagesstätten 
ausländische Kinder und ihre Mütter besonders leicht erreichen, sind sie deshalb als Orte der 
Förderung besonders gut geeignet. Auch müssten Integrationsprozesse durch bürgerschaftli-
ches Engagement noch stärker unterstützt werden.321

Projekte der Stiftung Lesen zielen genau auf dieses Handlungsfeld. Mit ihren Vorleseparten 
in Kindertageseinrichtungen und Buchpaketen, unterstützen sie die Arbeit in Kindertages-
einrichtungen, indem sie Sprach- und Lesekompetenz vermitteln.

2.5.4 Enquete-Kommissionen der Länder 

Baden-Württemberg 
In ihrem Schlussbericht „Demographischer Wandel – Herausforderung an die Landespoli-
tik“ formuliert die Enquete-Kommission des Landtags Baden-Württemberg eine Reihe von 
Handlungsempfehlungen im Bereich „Migration und Integration“. So heißt es u. a., dass die 
Integrationsmaßnahmen von „Spätaussiedlern“ und „bleibeberechtigten Ausländern“ in die 
Gesellschaft, in den Hochschulen, im Arbeitsmarkt, bei der Existenzgründung und in der 
Sprachförderung verstärkt werden müsste. Zudem sollen Modelle angeregt werden, in denen 
Sprachförderung als Schlüssel zur Integration durch Nachbarschaftshilfe vermehrt betrieben 
und die Zusammenarbeit und der Dialog mit Organisationen von Migrantengruppen vor 
allem bei der Entwicklung von Integrationskonzepten ausgebaut und intensiviert werden. 
Damit bei den ausländischen Mitbürgern eine größere Akzeptanz und ein besseres Verständ-
nis behördlicher Entscheidungen erreicht werden kann, sollen die interkulturellen Kompe-
tenzen bei der Polizei, in den Bildungseinrichtungen und der übrigen Verwaltung – z. B. 
durch verstärkte Ansprache von Migrantinnen und Migranten bei der Bewerbung auf offene 
Stellen – gestärkt werden.322 

321	 Jugendministerkonferenz: Demografischer Wandel und seine Auswirkungen auf die Kinder- und Jugendhilfe, 
TOP 10, Beschluss vom 18./19. Mai 2006, Hamburg 2006. http://www.agj.de/pdf/5-5/hh_jmk_top-10.pdf 
(Stand: 4. Juni 2008)

322	 Baden-Württembergischer Landtag: Schlussbericht der Enquete-Kommission „Demografischer Wandel – Her-
ausforderungen an die Landespolitik. Demografische Ausgangslage – Bevölkerungsentwicklung – Hand-
lungsempfehlungen“, Drucksache 13/4900, Stuttgart 2005, S. 46. www.landtag-bw.de/WP13/Drucksachen/ 
4000/13_4900_D.PDF (Stand: 3. Juni 2008) 
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Hessen
Auch der Schlussbericht „Demographischer Wandel in Hessen: Ideen für unsere Zukunft“ 
der Enquete-Kommission des Hessischen Landtags weist ein eigenes Kapitel zum Thema 
„Migration“ auf. Die Kommission unterstreicht, dass Migration in Hinblick auf den de-
mographischen Wandel unter mehreren Aspekten zu berücksichtigen sei: in Bezug auf die 
Schrumpfung der Bevölkerungszahl, die Alterung der Bevölkerung, der insbesondere in 
Hessen auffälligen Binnenmigration, der Integration der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund in Gesellschaft und Arbeitsmarkt und der Anwerbung (hoch-)qualifizierter 
Arbeitskräfte für bestimmte Wirtschaftsbranchen.323 In dem Bericht wird unterstrichen, 
dass für die Zukunftsfähigkeit des Landes Hessen von entscheidender Bedeutung ist, dass 
Arbeitsplätze für Menschen mit unterschiedlichen Qualifikationen erhalten bleiben und 
neue geschaffen werden. 
Wie bereits im vorangegangenen Kapitel aufgezeigt, enthält der Schlussbericht der En-
quete-Kommission des hessischen Landtags eine Reihe von Sondervoten der einzelnen 
Fraktionen. So fordert die CDU in Hinblick auf die Integration durch Bildung die früh-
zeitige Erkennung von Sprachdefiziten durch bestimmte Screening-Verfahren, die geziel-
te Sprachförderung von Kindern aus Zuwandererfamilien, freiwillige „Vorlaufkurse“ für 
noch nicht schulpflichtige Kinder, verpflichtende schulische Sprachkurse sowie Intensiv-
kurse für Migranten im schulpflichtigen Alter. Um die Deutschkenntnisse von Kindern 
mit Migrationshintergrund wirkungsvoll zu verbessern, sollen beispielhafte Projekte wie 
„Mama lernt Deutsch“ weiter fortgeführt und intensiviert werden.324

Die Voten der Fraktionen SPD und Bündnis 90 / Die Grünen unterstreichen insbeson-
dere die zentralen Aufgaben der Kommunen im Integrationsprozess. In Hinblick auf 
die Integration von Migrantinnen und Migranten müssen, so die beiden Fraktionen, die 
Kommunen unterstützt und gefördert werden. Im Bereich der Bildung sprechen sich die 
SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen dafür aus, dass islamischer Re-
ligionsunterricht in deutscher Sprache abgehalten werden sollte. Darüber hinaus sollte die 
Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern mit Migrationshintergrund gefördert und ver-
stärkt Menschen mit Migrationshintergrund dazu ermutigt werden, Lehramtsstudiengän-
ge aufzunehmen.325 
Die FDP-Fraktion im Hessischen Landtag fordert für eine erfolgreiche Integrationspolitik, 
dass alle Migrantinnen und Migranten verpflichtend an einem Integrationskurs teilneh-
men sollen, in dem sie in die rechtlichen, politischen und gesellschaftlichen Gegebenheiten 
der Bundesrepublik eingeführt werden. Außerdem sollen die im Zuwanderungsgesetz vor-
gesehenen Sprachkurse ausgebaut und zusätzliche Anreize für eine Teilnahme an Sprach-
kursen geschaffen werden, beispielsweise über eine Kostenbeteiligung an den Kursen.326

Dass eine Enquete-Kommission so unterschiedliche Handlungsempfehlungen ausspricht, 
ist selten und zeigt die weit auseinanderliegenden Positionen zu diesem Thema. 

323	 Vgl. Hessischer Landtag: Schlussbericht der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel – Herausforde-
rung an die Landespolitik“, Drucksache 16/7500, Wiesbaden 2007, S. 51.

324	 Vgl. ebd. S. 68.
325	 Vgl. ebd. S. 69.
326	 Vgl. ebd. S. 71.
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Niedersachsen
Der niedersächsische Enquete-Bericht „Demographischer Wandel – Herausforderung an ein 
zukunftsfähiges Niedersachsen“ weist im Gegensatz zu den Berichten der anderen Länder 
kein eigenes Kapitel „Migration und Integration“ auf. Die Frage nach der Situation von Men-
schen mit Migrationshintergrund, die in Niedersachsen leben, wird in einzelnen Handlungs-
feldern wie beispielsweise der frühkindlichen Bildung mit berücksichtigt, also integriert 
betrachtet. So heißt es in dem Schlussbericht der Enquete-Kommission, dass beispielsweise 
Kindertagesstätten die Chance bieten, Kindern bereits frühzeitig interkulturelle Kompeten-
zen zu vermitteln: 

„Insbesondere die ethnisch-kulturellen Unterschiede bieten vielfältige Möglichkeiten, das
Bildungsangebot in den Kindertagesstätten zu erweitern. Dazu sollten diese Unterschie-
de als Bereicherung aufgefasst und gezielt thematisiert werden. Insbesondere im musi-
schen Bereich bieten sich hierzu Möglichkeiten. In kindgerechter Form sollen sich die 
Kindertageseinrichtungen mit der unterschiedlichen Herkunftskultur der Kinder und der 
ethnisch-kulturellen Situation der Kinder mit Migrationshintergrund in Deutschland 
auseinandersetzen.“327

Sachsen
Der Expertenbericht „Demographischer Wandel in Sachsen“ weist ebenfalls kein eigenes 
Kapitel zum Thema „Migration und Integration“ auf. Das mag an der Tatsache liegen, dass 
Sachsen einen sehr geringen Migrantenanteil hat und daher das Thema nur eine untergeord-
nete Rolle spielt. 

2.5.5 Ausgewählte interkulturelle Programme der Länder

In vielen Ländern gehören integrationspolitische Maßnahmen bereits zum Alltag. So wer-
den Projekte ins Leben gerufen und finanziert und immer häufiger Integrationsbeiräte 
eingesetzt, wie beispielsweise in Nordrhein-Westfalen oder Hamburg. Niedersachsen hat 
an der Universität Oldenburg den ersten Studiengang „Interkulturelle Bildung und Bera-
tung“ am interdisziplinären Zentrum für Bildung und Kommunikation eingerichtet, der 
sich insbesondere an Zuwanderer richtet. Berlin bietet mit seinen „Interkulturellen Gär-
ten“ eine Plattform zum interkulturellen Dialog, in dem Familien aus allen Ländern und 
Kulturen zusammen mit Einheimischen Beete nach den Traditionen ihrer Heimat bepflan-
zen. Als herausragendes Beispiel wird auch der Berliner Karneval der Kulturen angesehen. 
 

327	 Niedersächsischer Landtag: Bericht der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel – Herausforderung an 
ein zukunftsfähiges Niedersachsen, Drucksache 15/3900, Hannover 2007, S. 262. http://www.landtag-nieder 
sachsen.de/infothek/dokumente/dokumente_index.htm (Stand: 3. Juni 2008)
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Initiiert wurde der Karneval 1996 von der Werkstatt der Kulturen, die in Berlin Neukölln 
ein Ort des Dialogs und der Begegnung von Menschen unterschiedlicher Herkunft, Kultu-
ren und Religionen ist. Die Werkstatt selber versteht sich als Zentrum des wechselseitigen 
Kulturtransfers, sie will das künstlerische Potential der in Berlin lebenden Zuwanderer för-
dern, sichtbar und erlebbar machen.
Im Folgenden werden exemplarisch einige Maßnahmen und Initiativen der Länder Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen und des Saarlandes vorgestellt, die sich mit der Vermittlung in-
terkultureller Kompetenzen befassen.

Hamburg
Im Dezember 2006 hat der Hamburger Senat eine Mitteilung an die Bürgerschaft verab-
schiedet, die Handlungskonzepte zur Integration von Zuwanderern beinhaltet. Diese Mit-
teilung hat zum Ziel, die seit Einsetzung des Integrationsbeirates im Jahr 2002 laufenden 
Integrationskurse zu konkretisieren und Maßnahmen in dem Bereich messbar werden zu 
lassen. Die genannten Handlungsfelder sind u. a. Sprache, Bildung und Ausbildung, Beruf-
liche Integration, Soziale Integration und das Zusammenleben in der Stadt. Die Mitteilung 
formuliert den Leitsatz, dass kulturelle Vielfalt eine Bereicherung, Chance und Herausforde-
rung darstellt. Integration ist dann gelungen, wenn u. a. die deutsche Sprache erlernt wurde 
und eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Leben gewährleistet wird. 
Die Mitteilung unterstreicht insbesondere die Bedeutung der frühkindlichen Bildung und 
die darin enthaltene Sprachförderung. Auch das Erlernen interkultureller Kompetenzen als 
verpflichtender Teil der Aus- und Fortbildung von Erzieher(innen) soll in den Bildungsplä-
nen etabliert werden.328

Bereits 1997 hat Hamburg in seinem Schulgesetz das Aufgabengebiet „Interkulturelle Er-
ziehung“ aufgenommen. Ziel ist es, in der Unterrichtsplanung aller Fächer – sowohl der 
sprachlichen als auch der gesellschafts- und naturwissenschaftlichen Fächer – interkulturelle 
Erziehung mit einzubeziehen. Aspekte der Mehrsprachigkeit, der Vielfalt der Religionen und 
der Umgang mit unterschiedlichen Normen sollen in den Unterricht aufgenommen werden, 
um so die Auseinandersetzung mit anderen kulturellen Prägungen zu fördern und Raum zur 
Reflektion zu geben. 
Für die Lehrerausbildung heißt es in der Mitteilung an die Hamburger Bürgerschaft, dass im 
Zuge der Umstellung der Studiengänge auf konsekutive Strukturen bis zum Jahr 2007 das 
Thema „Interkulturelle Bildung“ bei der Planung der Ausbildungsmodule für Bachelor- und 
Masterstudiengänge verbindlich berücksichtigt werden soll. Außerdem wird geprüft, inwie-
fern das Thema „Umgang mit kultureller Heterogenität“ in der zweiten Phase der Lehreraus-
bildung verankert werden kann. Im Rahmen der Lehrerfortbildung des Landesinstituts wer-
den die Lehrkräfte für den Unterricht in „Deutsch als Zweitsprache“ bzw. für den Unterricht  
 

328	 Vgl. Behörde für Soziales, Familie und Gesundheit und Verbraucherschutz der freien und Hansestadt Hamburg: 
„Hamburger Handlungskonzept zur Integration von Zuwanderern“, hg. v. der Freien und Hansestadt Hamburg, Be- 
hörde für Soziales, Familie und Gesundheit und Verbraucherschutz, Drucksache 18/5530, Hamburg 2007, S. 6. 
http://fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/behoerden/soziales-familie/zuwanderung/service/konzept,property= 
source.pdf (Stand: 4. Juni 2008)
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in den Herkunftssprachen und in Vorbereitungsklassen qualifiziert. Darüber hinaus wird 
geprüft, ob die Qualifizierung in „Deutsch als Zweitsprache“ als verpflichtender Baustein im 
Rahmen der Lehrerausbildung eingeführt werden kann. 329

Nordrhein-Westfalen
Das Land Nordrhein-Westfalen hat ein interministerielles Papier „Den demographischen 
Wandel in Nordrhein-Westfalen gestalten. Herausforderungen annehmen – Chancen nut-
zen“ verabschiedet330. Darin wird unterstrichen, dass Zuwanderung Integrationsmaßnahmen 
erfordert, die von Seiten der Migranten als auch der Aufnahmegesellschaft aktiv gestaltet 
werden müssen: 

„Zuwanderungs- und Integrationspolitik in diesem Querschnittsverständnis muss Chan-
cengleichheit und Gleichberechtigung fördern sowie einen Beitrag zur gesellschaftlichen 
Teilhabe und politischen Partizipation der Zugewanderten leisten.“331 

Als bereits laufende Maßnahmen wird in dem Bericht332 u. a. das Netzwerk der lokalen „Re-
gionalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfami-
lien“ (RAA) genannt. Die 1980 gegründete RAA erarbeitet und erprobt innovative Konzep-
te im Bereich interkultureller Bildung und Erziehung. Die regionalen Arbeitsstellen setzen 
sich für das interkulturelle Miteinander ein, beraten Schulen, fördern die Integration von 
Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien im schulischen und außerschulischen 
Bereich und bieten Fortbildungsveranstaltungen für Schulen, Jugend- und Integrationsarbeit 
an.
Als Handlungsempfehlungen werden in dem Bericht „Den demographischen Wandel in 
Nordrhein-Westfalen gestalten. Herausforderungen annehmen – Chancen nutzen“ des Wei- 
teren die Erarbeitung neuer Handlungskonzepte für die Migrationssozialarbeit, die Ent-
wicklung eines Konzeptes zur Förderung der Effizienz und Effektivität von Integrationsar-
beit in den Kommunen, die Förderung der Bildungschancen für Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund sowie die Förderung einer zielgruppenübergreifenden Antidiskrimi-
nierungspolitik genannt.333 

329	 Behörde für Soziales, Familie und Gesundheit und Verbraucherschutz der freien und Hansestadt Hamburg: Ham-
burger Handlungskonzept zur Integration von Zuwanderern, hg. v.  Freien und Hansestadt Hamburg, Behörde 
für Soziales, Familie und Gesundheit und Verbraucherschutz, Drucksache 18/5530, Hamburg 2007, S. 8. http://
fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/behoerden/soziales-familie/zuwanderung/service/konzept,property=source.pdf 
(Stand: 4. Juni 2008)

330	 Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen / Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und 
Familie des Landes Nordrhein-Westfalen (Hg.): „Den demographischen Wandel in Nordrhein-Westfalen gestal- 
ten. Herausforderungen annehmen – Chancen nutzen“. Arbeitsergebnis der Interministeriellen Arbeitsgruppe 
„Demographischer Wandel“, Düsseldorf 2005. www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_222 
23_22224_2.pdf (Stand: 3. Juni 2008)

331	 Ebd. S. 21. 
332	 Vgl. ebd. S. 22–23.
333	 Ebd. S. 23. 
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Zentrales Ziel des Landes Nordrhein-Westfalen ist es, Kindern aus Zuwandererfamilien fun-
dierte Deutschkenntnisse zu vermitteln, die es ihnen erlauben, sich besser als bisher aktiv 
am Unterricht und am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen. In Übereinstimmung mit der 
Integrations-Offensive des Landtags NRW fördert das Land zudem Integrationsvereinba-
rungen mit Zuwanderinnen und Zuwanderern in verschiedenen Städten bzw. Projekten. Ne-
ben der allgemeinen Förderung der sprachlichen, schulischen und beruflichen Orientierung 
werden individuelle Hilfepläne und sozialpädagogische Coachings angeboten. Die Wohl-
fahrtsverbände führen in Nordrhein-Westfalen in einer Reihe von Kommunen Modellpro-
jekte zur Integration von Neuzuwanderern mit Hilfe von Integrationsverträgen durch, die 
das Landeszentrum für Zuwanderung NRW evaluiert. 
Zur Unterstützung der Integrationsarbeit der Kommunen wurde die „Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung“ beauftragt, Handlungsempfehlungen für die 
Kommunen in Form eines Organisationshandbuches „Integration – effektiv organisiert“ 
zu erstellen. Über die Landesstelle Unna-Massen wurden auf wissenschaftlicher Basis Emp-
fehlungen für die Durchführung von sozialen Orientierungskursen erarbeitet. Diese Kurse 
wurden von den dort vertretenen Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege modellhaft mit 
Zugewanderten, die die Landesstelle in Unna-Massen durchlaufen, erprobt und evaluiert. 
Im Bereich der kulturellen und politischen Partizipation unterstützt das Land Nordrhein-
Westfalen insbesondere die Migrantenorganisationen. So sind neben den bisherigen Auslän-
derbeiräten in 60 Städten zudem bereits Integrationsräte gewählt worden. Zudem fördert 
das Land Migrantenorganisationen sowie ihre Qualifizierung im Bereich Vereins- und Pro-
jektmanagement, die zu den Kernaufgaben des Landeszentrums für Zuwanderung gehört. 
Die Landesstiftung Zentrum für Türkeistudien hat ein Internetangebot „mso-online.de“ 
eingerichtet, das der wechselseitigen Kontaktaufnahme zwischen Migrantenorganisationen 
sowie dem Austausch und der Vernetzung zwischen Migrantenorganisationen und anderen 
Institutionen, Organisationen und Einzelpersonen dient.334 
Im Jahr 2006 hat das Land Nordrhein-Westfalen den „Aktionsplan Integration“ beschlossen, 
mit dem sich die Landesregierung ein integrationspolitisches Arbeitsprogramm gegeben hat. 
Mit diesem Plan, der insgesamt 20 Selbstverpflichtungen der Landesregierung enthält, soll 
die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund verbessert werden. Dabei stehen 
Bildung und Erziehung im Vordergrund der nordrhein-westfälischen Integrationspolitik, 
die sowohl Zugewanderte als auch Einheimische fördern und fordern möchte. Dazu gehören 
insbesondere die vorschulische Sprachförderung bei Vierjährigen, der Ausbau der Ganztags-
schulangebote, die vor allem Kinder aus bildungsfernen Elternhäusern Unterstützung bieten 
sowie Angebote, die das Zusammenleben der Menschen in den Kommunen verbessern sol-
len. In diesem Zusammenhang wird die Landesregierung auch die Regionalen Arbeitsstellen 
zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien („RAA“) zu einem 
Netzwerk „Integration durch Bildung“ weiterentwickeln, um das vorhandene Know-how zu 
bündeln und für Kommunen und Kreise außerhalb des RAA-Verbundes zugänglich zu ma-
chen.
Im Rahmen dieses Aktionsplans hat die Landesregierung Nordrhein-Westfalen auch eine 
interministerielle Arbeitsgruppe „Integration“ eingerichtet, die unter der Federführung des 

334	 Ebd. S. 2.
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Integrationsministeriums regelmäßig alle relevanten Integrationsthemen diskutiert und die 
Umsetzung des Aktionsplans Integration koordiniert. 
Im August 2008 hat Nordrhein-Westfalen als erstes Land einen Integrationsbericht vorge-
legt. Der Bericht „Nordrhein-Westfalen: Land der Integrationschancen. 1. Integrationsbe-
richt der Landesregierung“335 gibt neben einer Bestandsaufnahme der bereits umgesetzten 
Ziele des Integrationsplans zudem eine Übersicht über die Bevölkerungsentwicklung in 
Nordrhein-Westfalen und die Lebenslage der Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. Dar-
über hinaus werden in einem Abschnitt die wichtigsten bundespolitischen Maßnahmen und 
Gesetzesänderungen im Hinblick auf Zuwanderung und Integration vorgestellt.
Seit 2003 fördert das Land Nordrhein-Westfalen ganz konkret den interkulturellen Dialog, 
indem Kunst- und Kulturprojekte, die kulturelle Elemente unterschiedlicher Nationalitäten 
kombinieren, gefördert werden. Das in der Staatskanzlei ansässige Referat für kulturelle In-
tegration fördert Projekte der Sparten Theater, Musik, Bildende Kunst, Performance, Tanz, 
multi-mediale Projekte / Neue Medien sowie spartenübergreifende und kulturpädagogische 
Projekte. Die aus den Projekten gewonnenen Erfahrungen werden zusammen mit den Kom-
munen, den Kultureinrichtungen und den Kultursekretariaten regelmäßig ausgewertet und 
jährlich neue Schwerpunkte gesetzt, damit die kulturelle Integration auf eine stabile Grund-
lage gestellt, neue Anregungen für ein friedliches Miteinander der Kulturen Land gegeben 
und die integrativen Potentiale von Kunst und Kultur genutzt werden. Darüber hinaus leitet 
das Referat für kulturelle Integration das Projekt www.nrw-kulturen.de336, das Informatio-
nen über Kulturschaffende und Initiativen bereitstellt und eine Übersicht über Literatur so-
wie über Veranstaltungen gibt, die von den Kulturinstitutionen in NRW organisiert werden. 
Mit dieser Internetseite wird auch ein Beitrag zur Vernetzung bereits bestehender Institutio-
nen gegeben. Ähnlich wie das Portal www.mso-online.de können auch auf der Internetseite 
www.nrw-kulturen.de Institutionen, Gruppen, Projekte und Veranstaltungsorte eingetragen 
und aktualisiert werden.
 
Saarland
In den letzten Jahren hat das Saarland vermehrt ein Augenmerk auf die Integration zuge-
wanderter Menschen gerichtet. So hat die saarländische Landesregierung im Jahr 2001 ein 
eigenes Referat für Integration eingerichtet und damit eine institutionelle, organisatorische 
und personelle Voraussetzung für eine gezielte Planung und Steuerung der Integration im 
Saarland geschaffen. Für das Saarland bedeutet das Thema Integration ein Querschnittsthe-
ma, weshalb das Referat eng mit dem Ministerium für Bildung, Familie, Frauen und Kultur, 
zusammenarbeitet und somit die Vernetzung mit anderen integrationspolitischen Hand-
lungsfeldern wie Bildung, Familien- und Frauenpolitik, der Kinder- und Jugendhilfe und 
dem Bereich der Kultur sichergestellt ist. Zu den Aufgaben des Referates gehören vorrangig 
Grundsatzfragen der Integration, die Erstellung und Umsetzung von Integrationskonzepten 
und deren Umsetzung sowie die Förderung von Integrationsmaßnahmen und -projekten.

335	 Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen (Hg.): „Nord-
rhein-Westfalen: Land der Integrationschancen. 1. Integrationsbericht der Landesregierung“, Düsseldorf 2008. 
www.mgffi.nrw.de/pdf/integration/Integrationsbericht_final150808.pdf (Stand: 15. September 2008)

336	 Die Internetseite NRW-Kulturen ist einzusehen unter: www.nrw-kulturen.de



●   ●   ●   ●   ●   ●   ●   ● 203interkulturelle bildung

Im Jahr 2005 hat die saarländische Landesregierung dann erstmals ein Landesintegrations-
konzept337 verabschiedet. In dem Konzept werden die Ziele und Grundsätze der Integrati-
onspolitik, integrationspolitische Handlungsfelder der einzelnen Ministerien, die jeweiligen 
Bedarfsituationen und Angebote sowie Maßnahmen und Perspektiven beschrieben. 
Schwerpunkte des Integrationskonzeptes ist u. a. der Erwerb der deutschen Sprache, die vor-
schulische Erziehung und Schule, die Kinder- und Jugendhilfe, der Arbeitsmarkt und Aus-
bildungssystem, die Aufgaben der Vereine und Verbände, Medien- und Öffentlichkeitsarbeit 
sowie die Organisation der Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe. In dem Konzept 
wird unterstrichen, dass die saarländische Landesregierung eine Integrationspolitik verfolgt, 
die den zugewanderten Menschen helfen soll, sich in den neuen gesellschaftlichen und kul-
turellen Gegebenheiten zurecht zu finden und ihre Umgebung als Heimat zu erfahren und 
anzunehmen.338 Da viele Angebote und Hilfen nichtöffentlicher Träger von Dienstleistun-
gen vorrangig die Bedürfnisse der einheimischen Bevölkerung berücksichtigen, wird in dem 
Konzept darauf hingewiesen, dass sich die Angebote stärker auf spezifische Anforderungen 
der zugewanderten Bevölkerungsgruppen einstellen müssen. 
Für eine gelingende Integration hält das Saarland so genannte Fachdienste für Integration 
erforderlich. Dazu gehören Integrationslotsen, Migrationserstberatung, die Jugendmigrati-
onsdienste sowie Fachdienste der „nachholenden Integration“, die sich insbesondere an Zu-
wanderer richten, die bereits seit einigen Jahren im Saarland leben. Diese Fachdienste sollen 
bereits begonnene Integrationsprozesse evaluieren und begleiten sowie Integrationsprozesse 
bei bisher nicht beratenen Zuwanderern initiieren. Neben diesen Fachdiensten bietet das 
Saarland eine Reihe von Projekten an, die

�� zur interkulturellen Öffnung von öffentlichen und nichtöffentlichen Organisationen und 
Institutionen beitragen,

�� Ehrenamtsstrukturen aufbauen und begleiten,
�� Kinder, Jugendliche und Frauen als besondere Zielgruppe ausweisen,
�� das Zusammenleben im Gemeinwesen fördern,
�� Integrationshindernisse vor allem im Bereich Fremdenfeindlichkeit und Extremismus ab-

bauen,
�� Begegnungen von einheimischer und zugewanderter Bevölkerung fördern, 
�� Beratung in migrationsspezifisch bedingten Konfliktsituationen anbieten sowie
�� die Bildungschancen zugewanderter Kinder fördern.339

Diese Projekte sollen dazu u. a. dienen, gesellschaftliche Gruppen, Organisationen, Insti-
tutionen und Einzelpersonen zu Fragen der Einwanderung zu informieren, interkulturelle 
Jugendsozialarbeit zu stärken sowie die berufliche Bildung und die gesellschaftliche und po-
litische Partizipation der Zuwanderer zu fördern.

337	 Ministerium für Inneres, Familie, Frauen und Sport des Saarlandes (Hg.): Integrationskonzept der Saarländischen 
Landesregierung, Saarbrücken 2005. http://www.saarland.de/dokumente/ressort_inneres_familie_frauen_und_
sport/Integrationskonzept_Endversion.pdf (Stand: 11. September 2008)

338	 Vgl. ebd. S. 6.
339	 Vgl. ebd. S. 14.
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In Hinblick auf gesellschaftliche Partizipation misst das Saarland Verbänden und Vereinen 
eine wichtige Schlüsselfunktion zu, da sie ein hohes Begegnungspotential in sich tragen und 
das Zusammenleben und Zusammenwachsen einer Gesellschaft fördern: „Vereine und Ver-
bände stellen somit einen wichtigen gesellschaftlichen Integrationsfaktor mit einem großen Re-
servoir an ,Integrationshelfern‘ dar.“340 Dafür bedarf es, so das Landesintegrationskonzept, ei-
nerseits der Sensibilisierung von Vereinen, damit sie sich stärker als bisher den Zuwanderern 
öffnen, andererseits auch der Sensibilisierung der Zuwanderer selbst, damit deren Hemm-
schwelle, am örtlichen Vereinsleben teilzunehmen, überwunden wird.341

Mit dem Landesintegrationskonzept wird somit nicht nur eine Arbeitsgrundlage zur Weiter-
entwicklung der Integrationsbemühungen der Landesverwaltung gewährleistet, sondern es 
dient auch der Orientierung von Institutionen und Organisationen, die sich im Bereich der 
Integration engagieren. 
Neben der Verabschiedung des Landesintegrationskonzeptes wurde erstmals auch eine Lan-
desintegrationsbeauftragte eingesetzt. Die Landesintegrationsbeauftragte soll Informationen 
über alle integrationspolitisch relevanten Aktivitäten der Ministerien, insbesondere in Bezug 
auf die Umsetzung des Landesintegrationskonzeptes, zusammenführen. Vor allem bei der 
Planung neuer Vorhaben und Maßnahmen mit integrationspolitischer Relevanz wird dem 
Austausch und der Abstimmung unter allen an der Integrationspolitik beteiligten Ressorts 
eine hohe Relevanz beigemessen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Einbeziehung sich 
neu entwickelnder integrationspolitischer Handlungsfelder, die in das Integrationskonzept 
des Saarlandes aufgenommen werden.

2.6 Kommunalpolitik

„Nach Prognosen wird sich der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in einzelnen 
Kommunen, insbesondere in westdeutschen Großstädten, in Zukunft auf mehr als 50 % an der 
Gesamtbevölkerung entwickeln“342, so der Beitrag der „Arbeitsgruppe Kultur“ des Nationa-
len Integrationsplans. Diese gesellschaftlichen Veränderungen gilt es in den Kommunen zu 
gestalten und Konzepte zu erarbeiten, wie die Integration und der interkulturelle Dialog in 
den Kommunen gestaltet werden kann. Integration wird insbesondere vor Ort, also in den 
Kommunen, gelebt und realisiert. Dabei kommt es insbesondere darauf an, dass trotz der 
abnehmenden finanziellen Handlungsmöglichkeiten der Kommunen, Teilhabe am gesell-
schaftlichen und kulturellen Leben und Bildungschancen der Menschen mit Migrations-
hintergrund ermöglicht werden. 
In diesem Zusammenhang sind insbesondere die Volkshochschulen zu nennen, die mit 
speziellen Programmen den Spracherwerb fördern. Neben Deutschkursen werden in vielen 
Volkshochschulen die bereits erwähnten „Mama lernt Deutsch“-Kurse angeboten. Diese 

340	 Ebd. S. 38.
341	 Ebd. S. 39.
342	 Vgl. Beitrag zur Arbeitsgruppe 5 des Nationalen Integrationsplans „Integration vor Ort“. Abzurufen auf der Inter-

netseite des Deutschen Städte- und Gemeindebundes unter: http://www.dstgb.de/homepage/positionspapiere/ 
positionspapier_zum_integrationsgipfel_am_14_07_2006/index.html (Stand: 4. Juni 2008)
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Kurse sollen neben der reinen Sprachvermittlung Mütter mit den Abläufen und dem Um-
feld des Schulalltags ihrer Kinder vertraut machen und dadurch eine bessere Unterstützung 
der Kinder ermöglichen. Zu nennen sind aber auch die Kindertageseinrichtungen, in denen 
die frühkindliche Bildung und hier insbesondere der Spracherwerb der Kleinkinder geför-
dert wird. 

In Bezug auf die Integration von Migranten im sozialen und städtischen Raum haben 
die Kommunen bereits zahlreiche Maßnahmen ergriffen:

•	 Kooperation, Abstimmung und Vernetzung der Integrationsarbeit zwischen den un-
terschiedlichen Akteuren im Quartier (Stadt, Wohnungswirtschaft, Wohlfahrtsver-
bände, Polizei, Schulen, Kirchen),

•	 Beteiligung und Einbeziehung von Migrantenorganisationen und Migrantenfami-
lien in die Stadtteilarbeit, z. B. bei der Umsetzung von Maßnahmen im Programm 
„Soziale Stadt“,

•	 Öffnung von Schulen im Stadtteil als Stadtteilschule, Nutzung von Schulen und 
Kindergärten im Quartier als Zugang zu Migrantenfamilien für Gespräche über Er-
ziehungsfragen, zur Herstellung von Kontakten zu anderen Beratungseinrichtungen, 
zur Sensibilisierung für die Notwendigkeit von Sprachförderung für Eltern und Kin-
der,

•	 Ortsnahe Angebote zur Sprachförderung im Quartier, z. B. in Schulen und Kinder-
gärten,

•	 Schaffung interkultureller Begegnungsstätten mit Betreuungs- und Beratungsange-
boten im Quartier,

•	 gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der ethnischen bzw. sozialen Mischung in den 
Stadtquartieren.343

Politische Partizipation von Migrantinnen und Migranten erzielen die Kommunen bereits 
seit den 1960er Jahren durch Einrichtung so genannter Ausländerbeiräte, die die Aufgabe 
haben, in den Gemeinden und Gemeindeverbänden die Interessen der ausländischen Ein-
wohner zu vertreten. Darüber hinaus beraten die Ausländerbeiräte die Organe der Gemeinde 
in allen Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen.

2.6.1 Selbstverpflichtungen der kommunalen Spitzenverbände zum  
„Nationalen Integrationsplan“

Auch die Kommunen waren an der Arbeit am Nationalen Integrationsplan beteiligt und 
haben Maßnahmen und Selbstverpflichtungen formuliert. Die Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände, zu welcher der Deutsche Städtetag, der Deutsche Städte- und Ge-

343	 Vgl. ebd.
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meindebund sowie der Deutsche Landkreistag gehören, hat in ihrem Beitrag vornehmlich 
Empfehlungen an seine Mitgliedsverbände formuliert. Diese sehen u. a. vor:

�� die Verankerung der Integration als ressortübergreifende Aufgabe, 
�� die Verstärkung und Initiierung der Vernetzung gesellschaftlicher, politischer und wirt-

schaftlicher Akteure, 
�� die Erhöhung des Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund in den kommunalen 

Verwaltungen, 
�� die Fortbildung der Mitarbeiter zur Erlangung interkultureller Kompetenzen, die Unter-

stützung des bürgerschaftlichen Engagements von, für und mit Migranten, 
�� die stärkere Einbeziehung von Migranten in Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse in 

die Bereiche des sozialen und politischen Lebens sowie 
�� die Einbeziehung der Kompetenzen der Zuwanderer u. a. als Multiplikatoren und Kon-

fliktmoderatoren. 

Im Bereich Bildung empfiehlt die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
ihren Mitgliedern, Zuwanderer bei der Wahrnehmung von Bildungsangeboten des Bundes 
und der Länder zu unterstützen und darüber hinaus die Bildungsangebote der Kommunen 
mit denen des Bundes und der Länder zu vernetzen. Im Bereich der sozialräumlichen Inte-
gration sollen niedrigschwellige soziale und kulturelle Angebote die Lebensqualität in den 
Quartieren und dadurch auch die Identifikation mit den Quartieren stärken. So sollen auch 
Programme des Bundes und der Länder, wie das Programm „Soziale Stadt“ oder Programme 
des Europäischen Sozialfonds (ESF) stärker gebraucht werden. Als Selbstverpflichtung nennt 
die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, das Integrationsbemühen ihrer 
Mitgliedsverbände zu begleiten, in dem sie Erfahrungsaustausch und Best-Practice Beispiele 
liefert und darüber hinaus als Sprachrohr für die kommunalen Belange und Änderungsbe-
darfe gegenüber dem Bund und den Ländern fungiert. 

2.6.2 Deutscher Städtetag

Bereits 1992 hat der Kulturausschuss des Deutschen Städtetages Empfehlungen erarbeitet, 
die sich mit dem Thema kulturelle Vielfalt in den Städten auseinandersetzen. Zwölf Jahre 
später, also 2004, hat der Kulturausschuss in Hinblick auf die seither veränderten Rahmen-
bedingen und gesellschaftliche Zusammensetzung ein weiteres Positionspapier erarbeitet: 
„Kulturelle Vielfalt in der Stadtgesellschaft – Chance und Herausforderung für die kommu-
nale Politik und kommunale Kulturpolitik“. Ziel des Positionspapiers war es, das komplexe 
Themenfeld „Migration / kulturelle Vielfalt / Integration“ abzustecken und damit den Städ-
ten Hintergrundinformationen für die Entwicklung eigener und individueller Integrations-
konzepte zur Verfügung zu stellen.
Anknüpfend an die Selbstverpflichtungen der kommunalen Spitzenverbände im Nationalen 
Integrationsplan, hat der Deutsche Städtetag eine Broschüre herausgegeben, in der die tägli-
che Integrationsarbeit der Städte und Kommunen dargestellt wird. Der Deutsche Städtetag 
fordert darin die systematische Entwicklung der interkulturellen Kulturarbeit, die interkul-
turelle Öffnung kommunaler Kultureinrichtungen, die Berücksichtigung der Spartenaffi-
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nitäten von Jugendlichen, die Verankerung der kulturellen Bildung in der Schule und die 
Entwicklung interkultureller Kompetenzen in Kindertageseinrichtungen.344 
Der Deutsche Städtetag hat sich bei seiner Hauptversammlung „Städte schaffen Integration 
– Stadtpolitik in Zeiten der Globalisierung“ im Mai 2007 intensiv mit dem Leitthema Inte-
gration auseinandergesetzt.345 

Als Ergebnis wurden für die zukünftigen Herausforderungen der Städte in Hinblick  
auf das Thema Migration u. a. folgende Aufgaben346 genannt:

•	 Vor allem die Städte sind dauerhafte Einwanderungsräume. Integrationsbemühun-
gen müssen deshalb neben den neu zuwandernden auch den bereits in den Städten 
lebenden Migranten gelten;

•	 Die demographischen Herausforderungen für die Städte ergeben sich nicht nur aus 
sinkenden Bevölkerungszahlen, sondern vor allem durch Veränderungen in der Be-
völkerungsstruktur (Alterung, Familienstrukturen, Migration);

•	 Voraussetzung für gelingende Integration ist eine höhere Qualität der Bildungssys-
teme. Gleichzeitig muss die Benachteiligung von Kindern und Jugendlichen aus so-
zial schwachen Familien oder aus Migrantenfamilien verringert werden;

•	 Die Mischung von einheimischer Bevölkerung und Zuwanderern in Stadtteilen ist 
noch keine Garantie für erfolgreiche Integration. Umgekehrt behindert die räumli-
che Trennung beider Gruppen nicht automatisch die Integration.

2.6.3 Städtetag Nordrhein-Westfalen

Auch der Städtetag Nordrhein-Westfalen hat sich zum Thema interkultureller Dialog ge-
äußert. In seinem „Kölner Appell. Interkulturelle Arbeit in den Städten. Verbindendes su-
chen, Verschiedenheiten zulassen“347 erklärt der Städtetag Nordrhein-Westfalen, dass es die 
Aufgabe der Stadtpolitik sei, die Vielfalt, insbesondere die kulturelle Vielfalt als Gewinn 
und Bereicherung für das städtische Leben anzuerkennen und zu nutzen sowie dazu bei-
zutragen, dass sich diese Vielfalt in einem offenen Klima entfalten kann. Insbesondere die 

344	 Vgl. Deutscher Städtetag: „Integration von Zuwanderern. Erfahrungen und Anregungen aus der Praxis in den 
Städten“, Berlin/Köln 2007. Abzurufen auf der Internetseite des Deutschen Städtetages unter: http://www. 
staedtetag.de/10/schwerpunkte/artikel/00008/zusatzfenster32.html (Stand: 4. Juni 2008)

345	 Deutscher Städtetag: „Städte schaffen Integration – Stadtpolitik in Zeiten der Globalisierung“, Hauptversamm-
lung 2007, München 2007. Vgl. abzurufen auf der Internetseite des Deutschen Städtetages unter: http://www.
staedtetag.de/10/schwerpunkte/artikel/00009/index.html (Stand: 3. Juni 2008)

346	 Vgl. Deutscher Städtetag: „Städte wollen Bemühungen um Integration weiter verstärken – Bereitschaft zur Verän-
derung ist gefragt“. Abschluss der Hauptversammlung des Deutschen Städtetages in München, München, 24. Mai 
2007. http://www.staedtetag.de/10/presseecke/pressedienst/artikel/2007/05/24/00466/index.html (Stand: 4. 
Juni 2008)

347	 Städtetag Nordrhein-Westfalen: „Kölner Appell. Interkulturelle Arbeit in den Städten. Verbindendes suchen, Ver-
schiedenheiten zulassen“, April 2008.
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Arbeit der Kulturakteure in den Städten unterstreicht der Städtetag Nordrhein-Westfalen, 
da sie unterschiedliche kulturelle Ausdrucksformen und integrative Angebote in einer of-
fenen Stadtgesellschaft fördern und mitgestalten. Kunst und Kultur besitzen das Potential, 
Bezüge herzustellen und aus Altem, Fremden und Anderem Neues zu entwickeln und dabei 
Grenzen territorialer, ethnischer oder auch sozialer Art zu überschreiten, so der Städtetag 
Nordrhein-Westfalen. Kommunale Kulturarbeit hat somit unter anderem auch den Auf-
trag, die kulturelle Vielfalt in einem interkulturellen Ansatz zu fördern. Dazu muss sie die 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen wahrnehmen und die Kultur der ethnisch-nationalen 
Minderheiten genauso fördern wie die Selbstvergewisserung der Bevölkerung der Mehrhei-
ten. 

Weiter heißt es: 

„Soziale, lokale, regionale und globale Traditionen in allen Kultursparten dürfen anderer-
seits nicht isoliert nebeneinander stehen. Kulturelle Vielfalt ist ohne eine beständig gepfleg-
te dialogische Offenheit kulturpolitisch nicht haltbar. Es sind deshalb möglichst intensive 
Verbindungen der unterschiedlichen ethnisch-nationalen Gruppen herzustellen, die diese 
Praktiken pflegen. Es geht um die Auseinandersetzung mit dem „Anderen“. Interkultu-
relle Kulturarbeit sollte das Ziel verfolgen, Verbindendes zu suchen und Verschiedenheiten 
zuzulassen.“348

Der Kulturpolitik werden in diesem Zusammenhang auch Aufgaben der Integrationspolitik 
zugesprochen. So muss die Kulturpolitik als ein bedeutender Integrationsfaktor agieren, der 
auf der Ebene der künstlerischen Produktion der sinnlichen, mentalen und intellektuellen 
Wahrnehmung und Auseinandersetzung arbeitet.

Abschließend fordert der Städtetag Nordrhein-Westfalen – unter Berufung auf die 
UNESCO-Konvention zur kulturellen Vielfalt – dass

•	 die Städte der interkulturellen Arbeit in der Kulturpolitik der Städte einen noch 
größeren Stellenwert einräumen sollten;

•	 die kommunalen Kultureinrichtungen die kulturelle Vielfalt in der Stadt beachten 
und bei Vergabe- bzw. Budgetentscheidungen berücksichtigen sollten; 

•	 die Kultur- und Bildungseinrichtungen sich in Programm und Repertoire entspre-
chend aufschließen, weil interkulturelle Lernorte und Vermittlungsprozesse für 
Kinder und Jugendliche gestärkt werden müssen.

  

348	 Ebd. S. 2.
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•	 eine angemessene Partizipation der Migranten und Minderheiten angestrebt wer-
den müsse;

•	 das Land Nordrhein-Westfalen sein Arbeitsfeld „kulturelle Integration“ mit den 
Städten ausbauen, Basisinformationen erheben und spezifische Landesförderpro-
gramme auflegen sollte; 

•	 die Lehrpläne und Curricula das Lernfeld „interkulturelle Kompetenz“ aufnehmen 
sollten;

•	 das bürgerschaftliche Engagement vor Ort und die Wirtschaft, in allen Bereichen 
Verantwortung für die Förderung kultureller Vielfalt übernehmen und in einen in-
terkulturellen Dialog eintreten sollten.349

Mit diesem Appell regt der Städtetag Nordrhein-Westfalen wichtige Impulse an, die im Hin-
blick auf einen gelingenden interkulturellen Dialog in den Kommunen von großer Bedeu-
tung sind. 

2.6.4 Ausgewählte interkulturelle Programme der Städte 

Stuttgart
Wenn es um Best-Practice Beispiele für gelungene Integrationsarbeit der Städte geht, werden 
zumeist zwei Beispiele angeführt: Nürnberg und Stuttgart. Im Jahr 2005 gewann Stuttgart, 
neben Solingen, dem Landkreis Hersfeld-Rotenburg und der Gemeinde Belm den vom Bun-
desministerium des Innern und der Bertelsmann Stiftung ausgeschriebenen Wettbewerb 
„Erfolgreiche Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Integrationspolitik“350, mit 
dem Kommunen ausgezeichnet werden, die sich durch eine besonders gelungene Integrati-
onsarbeit auszeichnen. 
Seit 2001 hat Stuttgart ein gesamtstädtisches Integrationskonzept, das „Bündnis für Integ-
ration“. Integration besteht für die Stadt Stuttgart aus zwei Teilaspekten: Zum einen in der 
Herstellung von Chancengleichheit in Beruf und Ausbildung, Bildung und Erziehung, Woh-
nen, sozialer Versorgung und Freizeit. Zum anderen meint die kulturelle Integration den Pro-
zess der Aneignung der Grundwerte der pluralistischen Aufnahmegesellschaft. Dazu gehö-
ren auch die Befähigung (Sprache und Verständigungsmöglichkeiten) und die Bereitschaft 
(Motivation, Identifikation mit den Grundwerten der Gesellschaft), sich in die Gesellschaft 
einzubringen.351

349	 Vgl. ebd. 
350	 Die Bertelsmann-Stiftung hat zusammen mit dem Bundesministerium des Innern die Broschüre „Erfolgreiche 

Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Integrationspolitik“ herausgegeben, die die Ergebnisse des 
Wettbewerbs dokumentiert und darüber hinaus Handlungsempfehlungen für eine gelinge kommunale Integra-
tionspolitik. 

351	 Vgl. Zentrale Trägerkoordination (ZTK) (Hg.): Leitlinien zur Integration und interkulturellen Orientierung der 
Kinder- und Jugendhilfe in Stuttgart, Stuttgart 2005, S. 9. http://www.stuttgart.de/sde/global/images/mdb/
publ/9491/3533.pdf, (Stand: 4. Juni 2008)
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Das Ziel der Stadt Stuttgart ist es, neben der Förderung der Partizipation und Chancen-
gleichheit, Menschen unterschiedlicher Herkunft die Nutzung der städtischen kulturellen 
Vielfalt für die Erweiterung der persönlichen und beruflichen Kompetenzen zu ermöglichen. 
Die Strategien, um diese Ziele zu erreichen, sind Sprach- und Bildungsförderung in Schulen 
und in der Erwachsenenbildung, gesellschaftliche und politische Partizipation von Migran-
ten und ihren Organisationen, die interkulturelle Öffnung von öffentlichen Institutionen 
sowie die interkulturelle Qualifizierung der Verantwortlichen vor Ort. 
Der Sprachförderung wird beim Integrationskonzept der Stadt Stuttgart eine wichtige Rolle 
zugeschrieben. Bereits 2002 wurden Leitlinien zur Sprachentwicklung und Sprachförderung 
verabschiedet. Diese Leitlinien, die trägerübergreifend erarbeitet wurden, bestimmen die 
Sprachförderung als einen ganzheitlichen und sozialen Prozess, der Unterschiede und Viel-
falt anerkennt. Sprachförderung wird als ein Teil des (interkulturell orientierten) Bildungs- 
und Erziehungsauftrags der Kindertageseinrichtungen angesehen, der sich an alle Kinder 
richten muss. Sprachförderung wird als Voraussetzung für Chancengleichheit angesehen. 
In Stuttgart zeigt sich ganz besonders, dass die Kultur als Mittler für den interkulturellen Di-
alog geeignet ist. Die Stadt Stuttgart hat eine Reihe von Initiativen ins Leben gerufen, die sich 
der interkulturellen Kulturarbeit verschrieben haben. Ein Beispiel ist das viel erwähnte „Fo-
rum der Kulturen Stuttgart e.V.“ Als Dachverband von zahlreichen Migrantenvereinen und 
interkulturellen Institutionen dient es der Vernetzung aller international und interkulturell 
arbeitenden Vereine und Institutionen in der Region rund um Stuttgart. Die Zeitschrift „Be-
gegnung der Kulturen. Interkultur in Stuttgart“, Kulturfestivals und Themenreihen tragen 
zur Integration sowie zur gesellschaftlichen und kulturellen Teilhabe der Migrantinnen und 
Migranten bei. Darüber hinaus hat die Zentrale Trägerkoordination des Jugendamtes Stutt-
gart eine Broschüre veröffentlicht, in der eine Leitlinie zur Integration der interkulturellen 
Orientierung der Kinder- und Jugendhilfe formuliert wurde. Diese Leitlinie wurde im April 
2005 vom Gemeinderat beschlossen und bündelt fachpolitische Strategien, Anforderungen 
und Ansätze für eine interkulturelle Orientierung für die gesamte Kinder- und Jugendhilfe 
in Stuttgart. Grundsätzlich wird in der Leitlinie der Gedanke unterstrichen, dass Integration 
alle Bereiche des Zusammenlebens umfasst. So heißt es: „Integration geht alle an: eine inter-
kulturelle Orientierung als Querschnittsaufgabe in allen Handlungsfeldern ist erforderlich“.352 
In Hinblick auf die interkulturelle Qualifizierung der Fachkräfte der Kinder- und Jugendhil-
feeinrichtungen wird in der Leitlinie erklärt, dass interkulturelle Kompetenz eine Schlüssel-
kompetenz darstellt. Interkulturelle Kompetenz wird definiert als die Fähigkeit einer Person, 
„in einer kulturellen Überschneidungssituation unabhängig, kultursensibel und wirkungs-
voll zu handeln“.353

Im Jahr 2006 hat das „Forum der Kulturen“ gemeinsam mit dem Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend den ersten Bundesfachkongress Interkultur veranstaltet. 
Ziel der Tagung war es, die Debatten zur Kultur- und Bildungspolitik sowie zur Integrations- 
und Entwicklungspolitik zusammenzuführen.

352	 Leitlinien zur Integration und interkulturellen Orientierung der Kinder- und Jugendhilfe, Stuttgart 2005, S. 6. 
http://www.stuttgart.de/sde/menu/frame/top.php?seite=http%3A//www.stuttgart.de/sde/publ/gen/9491.
htm (Stand: 4. Juni 2008)

353	 Ebd. S. 16. 
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Nürnberg
Die Stadt Nürnberg hat eine lange Tradition im Bereich der kommunalen Integrationspoli-
tik, was mit der Tatsache zusammenhängt, dass fast ein Drittel der Nürnberger Bevölkerung 
einen Migrationshintergrund aufweist. Seit 30 Jahren wird durch Ausländerbeiräte, Aussied-
lerbeauftragte und die Einrichtungen einer referatsübergreifenden verwaltungsinternen „Ko-
ordinierungsgruppe Integration“, die aktive Integrationsarbeit in Nürnberg befördert. Ziel 
ist es, eine Öffnung der Angebote der Kulturdienststellen für die nichtdeutsche Bevölkerung 
und die Notwendigkeit interkultureller Arbeit zu erzielen, um die Begegnung von Deutschen 
und Zuwanderern zu ermöglichen und ein gegenseitiges Verständnis der Kulturen herbeizu-
führen. Dazu gehören regelmäßige interkulturelle Angebote, Kulturimporte aus den Her-
kunftsländern, Förderung der interkulturellen Szene, Beschäftigung von Mitarbeitern mit 
Migrationshintergrund und gute Kontakte mit den Migrantenorganisationen. Nürnberg 
will von einem bloßen Nebeneinader zu einem interkulturellen Dialog gelangen und das u. a. 
mittels interkultureller Kulturarbeit. So heißt es im Leitbild des Amtes für Kultur und Frei-
zeit (KUF), das Einrichtungen wie Kulturläden, Tafelhallen und das „Kulturzentrum 4“ 
beheimatet: „Wir setzen besondere Akzente bei den Themenfeldern Menschenrechte, interkul-
turelle Kulturarbeit und Kinderkultur.“354 Somit ist die interkulturelle Orientierung für die 
verschiedenen Einrichtungen des KUF seit langem selbstverständlich.

Braunschweig
Bereits seit 1945 zeichnet sich die Braunschweiger Bevölkerung durch kulturelle Vielfalt 
aus. Heute leben mehr als 140 Nationalitäten in Braunschweig. Die Mehrzahl von ihnen 
kommt aus Polen und der Türkei355. Seit 2007 hat sich Braunschweig auf ein Handlungskon-
zept „Integration durch Konsens“ verständigt, über das sich auf der Internetseite der Stadt 
www.braunschweig.de informiert werden kann. Neben einem interkulturellen Leitbild der 
Stadt, findet sich eine erste Bestandsaufnahme im Rahmen der kommunalen Integrations-
planung mit Daten und Fakten zum Thema Migration sowie der Braunschweiger Appell356, 
der von Rita Süssmuth und dem Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig unterschrieben 
wurde. Die Integrationsarbeit der Stadt Braunschweig zeichnet sich durch ein breites Spek-
trum an Angeboten zur Integration von Zugewanderten aus, das von vielen verschiedenen 
Trägern gestaltet wird, aus. Darüber hinaus soll unter dem Motto „Integration durch Kon-
sens – Handlungskonzept für Braunschweig“ ein breit angelegter Planungsprozess die ge-
meinsamen Integrationsbemühungen befördern. Dazu gehört neben der bereits erwähnten 
Bestandsaufnahme und dem Braunschweiger Appell das Forum Migration, bestehend aus 
Vertreterinnen und Vertretern von Migrantenorganisationen, Wohlfahrtsverbänden, Bil-
dungseinrichtungen, Verwaltung und Politik, das in verschiedenen Arbeitsgruppen Hand-

354	 Vgl. Leitbild des Amtes für Kultur und Freizeit Nürnberg (KUF) auf der Internetseite unter: http://www.kubiss.
de/kultur/info/kuf/das_amt/html/leitbild.html (Stand: 4. Juni 2008)

355	 Vgl. Sozialreferat der Stadt Braunschweig: „Materialien zur Situation von Personen mit Migrationshintergrund 
in der Stadt Braunschweig – Erste Bestandsaufnahme im Rahmen der kommunalen Integrationsplanung“, Braun-
schweig 2007, S. 12. http://www.braunschweig.de/gesellschaft_soziales/integration/Bestandsaufnahme_Migra 
tion_21.08.07.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

356	 Stadt Braunschweig: „Braunschweiger Appell: Integration durch Konsens“, Braunschweig 2007. http://www.
braunschweig.de/gesellschaft_soziales/integration/braunschweiger_appell.html (Stand: 4. Juni 2008)



handlungsfelder kultureller bildung ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●212

lungsfelder wie Kinder, Jugendliche, Familie, Bildung und Sprache, Arbeitsmarkt und sozi-
ale Lage und Kultur bearbeitet. Die Ergebnisse sollen dann an die Verwaltung weitergeleitet 
werden, die als Grundlage für die politische Diskussion im Stadtrat dienen soll. Ziel ist ein 
städtisches Handlungskonzept zur Integration in Braunschweig, das auf den Erfahrungen 
der Migrantinnen und Migranten und der in diesem Bereich Tätigen beruht und konkrete 
Maßnahmen vorschlägt. Das verstärkte Engagement Braunschweigs, interkulturelle Kon-
zepte zu entwickeln, geht auch zurück auf die Bewerbung zur Kulturhauptstadt 2010. Der 
Aspekt „Integration“ war ein wesentlicher Bestandteil ihrer Bewerbung.

Neben Stuttgart, Nürnberg und Braunschweig haben auch u. a. Städte wie Bremen, Es-
sen, Frankfurt, Freiburg, Mannheim oder Solingen das Thema Integration als eine Quer-
schnittsaufgabe ihrer kommunalen Arbeit etabliert. Diese Städte haben in ihre Verwal-
tungsstrukturen das Thema Integration eingewoben und sich zum Ziel gesetzt, Integration 
als Gesamtstrategie zu verfolgen, den Integrationsprozess inhaltlich voranzutreiben und zu 
koordinieren. Dafür wurden Gremien und Arbeitsstrukturen geschaffen, die den Transfer 
zwischen Verwaltungsspitze, Fachreferaten, Politik, Institutionen, Freien Trägern und Mig-
rantenorganisationen sicherstellen. 
Mannheim beispielsweise hat ein „Handlungskonzept für Interkulturelle Kulturarbeit“357 
erarbeitet in dem Ziele und Maßnahmen festgeschrieben sind. So soll die interkulturelle 
Kulturarbeit in den Mannheimer Kultureinrichtungen verankert, die Vielfalt der in Mann-
heim lebenden Kulturen und Künstler gefördert und die interkulturelle Kompetenz der 
Veranstalter und Besucher von kulturellen Angeboten gestärkt werden. Dafür sollen Mar-
ketingskonzepte angepasst, das Thema Migration Mainstreaming in den kommunalpoliti-
schen Leitlinien zur Kulturförderung verankert und Kooperationen angeregt werden. Wie 
diese Ziele und Maßnahmen umgesetzt werden obliegt den einzelnen Kultureinrichtungen. 
Das Mannheimer Handlungskonzept verweist aber darauf, dass dem Kulturausschuss der 
Stadt Mannheim regelmäßig über die umgesetzten Maßnahmen Bericht erstattet werden 
muss.
Für das Jahr 2010 hat Essen, das stellvertretend für das Ruhrgebiet Kulturhauptstadt Euro-
pas 2010 wird, beispielsweise eine Reihe von Projekten geplant, die sich dem interkulturellen 
Dialog verschrieben haben. So planen die Veranstalter im Handlungsfeld „Stadt der Kultu-
ren“ u. a. die Projekte Twins2010, in denen sich verschiedene Partnerstädte zu Kulturprojek-
ten zusammenfinden, sowie das Kultur-Festival Melez, bei dem interkulturelle Kunst- und 
Kulturprojekte vorgestellt werden. 
Interkulturelle Kulturarbeit in den Kommunen ist ein wichtiger Schlüssel für das Zusam-
menwachsen der Kulturen und damit für die Integration in eine durch kulturelle Vielfalt 
geprägte Gesellschaft. Damit meint interkulturelle Kulturarbeit nicht nur die gegenseiti-
ge Öffnung verschiedener kultureller Hintergründe und Traditionen, sondern auch das 
gemeinsame aktive und künstlerische Schaffen. Interkulturelle Kulturarbeit hat die Auf-

357	 Kulturamt der Stadt Mannheim: „Handlungskonzept Interkulturelle Kulturarbeit“, Beschlussvorlage 308/2007, 
erarbeitet vom Netzwerk Interkultur, verabschiedet vom Gemeinderat der Stadt Mannheim am 02.10.2007, 
Mannheim 2007.  http://web.mannheim.de/webkosima/webkosima_vorlagen/308_2007.pdf  (10. Oktober 
2008)
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gabe zum einen die Verbindung zwischen den unterschiedlichen Gruppen in einer Stadt 
beispielsweise über Ausstellungen, Filme, Konzerte herzustellen, um das gegenseitige Ver-
ständnis zwischen den Kulturen und darin inbegriffen die Auseinandersetzung mit dem 
jeweils „Anderen“ zu fördern. Zum anderen gehört zur interkulturellen Kulturarbeit auch 
Förderung gemeinsamer Projekte, um so den interkulturellen Dialog zwischen den in einer 
Stadt lebenden Kulturen zu fördern. Es ist festzustellen, dass der Stellenwert des Themas 
Integration auf kommunaler Ebene in den vergangenen Jahren sehr gestiegen ist und sich die 
einzelnen Kommunen aktiv um eine funktionierende Integrationspolitik bemühen.

2.7 Medien

Wie bereits in Hinblick auf den „Nationalen Integrationsplan“ aufgezeigt wurde, wird den 
Medien eine entscheidende Rolle für eine gelingende Integration und für die Vermittlung 
von interkulturellen Kompetenzen zugesprochen. So hat die Europäische Kommission im 
Jahr 2004 in ihrer Mitteilung „Aktive Bürgerschaft konkret verwirklichen: Förderung der 
europäischen Kultur und Vielfalt durch Programme im Bereich Jugend, Bürgerbeteiligung, 
Kultur und audiovisuelle Medien“ erklärt: „Angesichts des starken kulturellen und sozialen 
Einflusses der audiovisuellen Medien, bietet dieser Sektor eine außergewöhnliche Plattform 
für den interkulturellen Dialog und um gegenseitiges Kennenlernen und Verständnis zu 
fördern. Das neue Gemeinschaftsprogramm in diesem Bereich sollte daher darauf abzielen, 
Bedingungen zu schaffen, die den Europäern ermöglichen, Geschichten, Dokumentarfilme 
and andere Werke zu sehen, die ihr Leben und ihre Geschichte sowie das Leben und die Ge-
schichte ihrer Nachbarn widerspiegeln.“358

Wie aber innerhalb der Mitgliedstaaten das Verständnis zwischen den Kulturen und damit 
die Akzeptanz und die Bereitschaft zum interkulturellen Dialog zwischen den Kulturen in-
nerhalb einer Gesellschaft gefördert wird, entscheidet die Art und Weise wie Migrantinnen 
und Migranten abgebildet und ihre Integration in den Medien dargestellt wird. So können 
durch die Berichterstattung Vorurteile und Barrieren aufgebaut, umgekehrt aber auch Ver-
ständnis und Offenheit gegenüber anderen Kulturen gefördert werden. 
In den letzten Jahren wurde immer wieder kritisiert, dass sich die Berichterstattung in den 
Medien häufig auf Defizitdarstellungen oder auf „Horrorszenarien“, wie bei der Berichter-
stattung über die so genannten Ehrenmorde, beschränkt. Einen ersten Umbruch gab es mit 
der Vergabe des Grimme-Preises an die TV-Serie „Türkisch für Anfänger“, deren komplexe 
und vorurteilsfreie Darstellung einer türkischen und deutschen Familie als positives Beispiel 
gewertet wurde.
Einfluss auf die Inhalte und die Ausgestaltung der Programme haben bei den öffentlich-
rechtlichen Sendern u. a. die Rundfunkräte. In diesen Gremien sitzen neben Vertretern der 

358	 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Mitteilung der Kommission „Aktive Bürgerschaft konkret ver-
wirklichen: Förderung der europäischen Kultur und Vielfalt durch Programme im Bereich Jugend, Bürgerbetei-
ligung, Kultur und audiovisuelle Medien,“ KOM(2004) 154 endg., Brüssel 2004, S. 3. http://eur-lex.europa.eu/
LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:52004DC0154:DE:HTML (Stand: 15. September 2008)
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Länder und der Kirchen mitunter auch die Ausländerbeauftragten der Länder bzw. Städte 
oder, wie beim Westdeutsche Rundfunk, ein Vertreter der Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Migrantenvertretungen NRW (LAGA-NRW). Noch kann aber nicht davon 
gesprochen werden, dass in jedem Rundfunkrat ein Vertreter sitzt, der die Interessen der Mi-
grantinnen und Migranten vertritt. Ausnahmen bilden der bereits genannte Westdeutsche 
Rundfunk, der Hessische Rundfunk, Radio Bremen, der Rundfunk Berlin-Brandenburg so-
wie der Südwestrundfunk. 
Programmbeiträge aus Radio und Fernsehen, die sich dem Zusammenleben in der europäi-
schen Einwanderungsgesellschaft verschrieben haben und damit Integration und kulturelle 
Vielfalt fördern, werden jährlich mit dem CIVIS Medienpreis ausgezeichnet. Der Medien-
preis wurde 1987 vom WDR (stellvertretend für die ARD) zusammen mit der Freudenberg 
Stiftung und der Bundesbeauftragten für Integration ins Leben gerufen. 
Im Jahr 2006 veranstaltete der WDR in Kooperation mit France Télévisions, dem ZDF und 
dem Deutschen Kulturrat im Auftrag der Europäischen Rundfunkunion (EBU) die Tagung 
„Migration und Integration – Europas große Herausforderung. Welche Rolle spielen die Me-
dien“. In Podiumsrunden und Workshops der zweitägigen Veranstaltung diskutierten Po-
litiker, Medienverantwortliche, Vertreter der Religionen und Wissenschaftler die Rolle der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gegenüber einem ethnisch, kulturell und religiös 
diversifizierten Publikum. 

Die ARD erklärt im Nationalen Integrationsplan, dass sie sich zum Ziel gesetzt hat, 

„den Alltag der Menschen aus Zuwandererfamilien als Teil der gesellschaftlichen Normali-
tät abzubilden und dabei die Chancen einer kulturell vielfältigen Gesellschaft glaubwürdig 
zu vermitteln, ohne ihre Probleme und Risiken zu negieren“.359 

Das ZDF spricht sich u. a. dafür aus, die Zahl der Produktionen, die sich mit grundlegen-
den Fragen der Migration und Integration auseinandersetzen, zu erhöhen und ein Internet 
„Forum zum Freitag“ einzurichten, um so eine Dialogplattform zu interkultureller Verstän-
digung, vor allem mit Vertretern muslimischer Religion und Kultur, zu ermöglichen. Die 
privaten Rundfunkunternehmen erklären im Nationalen Integrationsplan, dass sie gesell-
schaftliche und politisch relevante Entwicklungen rund um das Integrations- und Migrati-
onsthema in den einschlägigen Hörfunk und TV Formaten stärker beleuchten werden. Da-
rüber hinaus verpflichtet sich der Verband Privater Rundfunk und Telemedien e.V. (VPRT), 
auf Grundlage der Rundfunk- und Berichterstattungsfreiheit sich der „Charta der Vielfalt“ 
anzuschließen und weitere private Rundfunkunternehmen für eine Unterzeichnung zu ge-
winnen.360 Der Verband Deutscher Zeitungsverleger stellte heraus, dass er bei seinen Mitglie-

359	 Die Bundesregierung: Der Nationale Integrationsplan: Neue Wege – Neue Chancen, hg. v. Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung, Berlin 2007, S. 161. www.bundesregierung.de/.../07/Anlage/2007-07-12-natio 
naler-integrationsplan,property=publicationFile.pdf. (Stand: 4. Juni 2008)

360	 Ebd. S. 162. 
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dern u. a. für die Entwicklung geeigneter integrationsfördernder Maßnahmen werben wird. 
Im Bereich der Personalpolitik verständigt sich die ARD auf eine vermehrte Einstellung von 
Journalisten mit Migrationshintergrund. Der WDR hat bereits seit 2005 einen bestimmten 
Passus in seinen Stellenausschreibungen, der die Bewerbung von Mitarbeitern mit Migrati-
onshintergrund ausdrücklich begrüßt. Auch mit der so genannten Talentwerkstatt „gren-
zenlos“, die der WDR 2005 ins Leben gerufen hat, werden gezielt Journalisten ausländischer 
Herkunft angesprochen. Ähnliches hatte der Radiosender Radiomultikulti361 vom Rund-
funk Berlin Brandenburg mit seinen „world wide voices“ vorgehabt. Das ZDF hat u. a. seit 
Anfang 2007 insbesondere dem journalistischen Nachwuchs mit Migrationshintergrund die 
Möglichkeit gegeben, in einem Trainee Programm redaktionell mitzuarbeiten. Auch RTL 
will Journalisten mit Migrationshintergrund verstärkt in seine redaktionelle und journalis-
tische Arbeit integrieren. 

2.8 Zivilgesellschaft

Das Ziel des Nationalen Integrationsgipfels und die daraus folgende Arbeit am Nationalen 
Integrationsplan war es, alle Entscheidungsträger der unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereiche in die Ausgestaltung des Plans mit einzubeziehen. So verpflichten sich nicht nur 
Stiftungen, Wirtschaftverbände und Träger der Jugendsozialarbeit für eine interkulturelle 
Öffnung ihrer Angeboten und Personalstrukturen, sondern auch die Migrantenorganisati-
onen wie die Türkische Gemeinde in Deutschland, der Bund Spanischer Elternvereine oder 
Deutsch-Hellenische Wirtschaftsvereinigung, die sich u. a. dafür einsetzen wollen, die bi- 
und multilinguale Erziehung zu fördern sowie den Stellenwert der Bildung in Zuwanderer-
familien zu stärken.362

2.8.1 Sektionen des Deutschen Kulturrates

Im folgenden Kapitel sollen exemplarisch Initiativen, Stellungnahmen und Projekte einiger 
zivilgesellschaftlichen Akteure, insbesondere der Sektionen des Deutschen Kulturrates und 
ihre Mitgliedsverbände dargestellt werden, die sich mit der Vermittlung interkultureller Bil-
dung befassen.

361	 Im Mai 2008 wurde von der Intendantin des Rundfunk Berlin-Brandenburg bekannt gegeben, das multilingu-
ale Programm Radio Multikulti aufgrund von Sparzwängen zum Jahresende 2008 einzustellen. Das Programm 
des Berliner RBB-Senders Radio Multikulti richtet sich insbesondere an zugewanderte Berliner. Die Sendungen 
werden in verschiedenen Sprachen wie englisch, spanisch, türkisch, arabisch, deutsch und anderen gesendet und 
über die unterschiedlichsten Kulturen der in Berlin lebenden Menschen berichtet. Damit trägt der Radiosender 
zum kulturellen Dialog in Berlin bei. Im Hinblick darauf, dass der kulturelle Dialog, wie es auch der Nationale 
Integrationsgipfel gezeigt hat, immer wichtiger wird, ist dies ein negatives Zeichen. Allerdings, so wird berichtet, 
wird es ab Anfang 2009 das multikulturelle Programm „Funkhaus Europa“ des WDR geben, der sein Programm 
auf der gleichen Frequenz wie Radio Multikulti ausstrahlt.

362	 Ebd. S. 162. 
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Deutscher Musikrat

Im November 2005 hat der Deutsche Musikrat den Kongress „Musikland Deutschland – 
Wie viel kulturellen Dialog wollen wir?“ veranstaltet, bei dem Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft und Kultur anwesend waren. In einzelnen Arbeitsgruppen wurde diskutiert, wie sich 
kulturelle Vielfalt in der Musik ausdrückt, welche Projekte es hinsichtlich dessen gibt und 
wie interkulturelle Aspekte beispielsweise in der Hochschulausbildung realisiert werden. Aus 
den einzelnen Foren wurde abschließend der „2. Berliner Appell. 12 Thesen zum interkul-
turellen Dialog“ erarbeitet. Der 2. Berliner Appell betont die Potentiale der musikalischen 
Bildung in Bezug auf die Herausbildung von kultureller Identität, die in der Stellungnahme 
als Grundvoraussetzung für den interkulturellen Dialog angesehen wird. Wichtig sei, dass 
ein breit angelegtes Angebot an musikalischer Bildung unterbreitet wird, so der Deutsche 
Musikrat. Die Musik anderer Kulturen und Traditionen muss darin inbegriffen sein. Der 
Deutsche Musikrat fordert sich und seine Mitgliedsverbände auf, sich dem interkulturel-
len Dialog zu öffnen. Dies müsse auch für die außerscherschulischen Kultureinrichtungen 
gelten. Mit der Erweiterung der Wertungskategorie um das türkische Nationalinstrument 
Bağlama im Berliner und Nordrhein-Westfälischen Landeswettbewerb „Jugend musiziert“ 
ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung bereits getan worden. Nachdem beispielsweise in 
Berlin 2002 die Kategorie Bağlama in die Ausschreibung vom Landeswettbewerb Jugend 
Musiziert integriert wurde, fanden drei Regionalwettbewerbe mit der Kategorie Bağlama 
Solo statt, an denen insgesamt 70 Jugendliche teilnahmen. Im Jahr 2007 ist diese Kategorie 
bereits die drittgrößte Solokategorie des Landeswettbewerbs „Jugend musiziert“ Berlin. 
Auch das in Nordrhein-Westfalen angelaufene Projekt „Jedem Kind ein Instrument“, das 
durch die Kulturstiftung des Bundes, des Landes Nordrhein-Westfalen und der Zukunfts-
stiftung Bildung in der GLS Treuhand e.V. getragen wird, hat sich in seiner Instrumenten-
auswahl neben der Gitarre, Geige und Querflöte auch dem Akkordeon oder der türkischen 
Bağlama geöffnet. Das Ziel des Projektes ist es, allen Grundschulkindern im Ruhrgebiet 
– insgesamt 212000 Schüler – die Möglichkeit zu geben, über einen Zeittraum von vier 
Jahren (2007 bis 2010) ein bis zwei Mal wöchentlich qualifizierten Instrumentalunterricht 
mit einem ihnen persönlich zur Verfügung stehenden Instrument ihrer Wahl zu erhalten.
Auch in seiner Zeitschrift Musikforum363 befasst sich der Deutsche Musikrat immer wieder 
mit dem interkulturellen Dialog und stellt in diesem Zusammenhang Diskurse zur interkul-
turellen musikalischen Bildung dar. So wurden in der Ausgabe 02/2008 die interkulturellen 
Aktivitäten der Laienmusikszene in Köln, die Musikkultur junge Deutsch-Türken oder die 
Rotterdam Academy for World Music vorgestellt. 
Die Projekte des Deutschen Musikrates, sei es das Dirigentenforum oder das bereits oben 
erwähnte „Jugend musiziert“ weisen zahlreiche Schnittstellen für einen interkulturellen Di-
alog auf. So hat das Dirigentenforum im Jahre 2005 erstmals mit einem osteuropäischen 
Orchester zusammengearbeitet. Zudem zeichnet sich das Programm des Dirigentenforums 

363	 Deutscher Musikrat Projektgesellschaft mbH (Hg.): Musikforum: „Kulturelle Identität und interkultureller Di-
alog“, 04/2004, Schott Musik International, Mainz 2004. Deutscher Musikrat Projektgesellschaft mbH (Hg.): 
Musikforum: „Kulturelle Vielfalt und der Dialog der Kulturen“, 02/2008, Schott Musik International, Mainz 
2008.
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durch eine große Repertoirevielfalt aus der ganzen Welt aus. Auch das Projekt Popcamp 
bietet durch seinen jährlich stattfindenden Wettbewerb Möglichkeiten zum kulturellen 
Austausch, da in der Popmusik viele kulturelle Ausdrucksformen zum Tragen kommen, 
über die sich die Musiker, die teilweise unterschiedliche kulturelle Hintergründe haben, 
verständigen.

Europäischer Musikrat
Der Europäische Musikrat, Dachverband der Musikräte in Europa, kümmert sich um kul-
tur- bzw. musikpolitische Aspekte auf europäischer Ebene und vernetzt die Aktivitäten der 
Musikräte innerhalb Europas. Das Thema interkultureller Dialog ist für den Europäischen 
Musikrat insofern schon ein Querschnittsthema, da er die musikpolitischen Stimmen aus 
ganz Europa zusammenbringen muss. 
Im November 2006 veranstaltete der Europäische Musikrat das Symposium „MIX IT!“, das 
sich in Vorträgen, Workshops und Diskussionen dem Thema der sozialen Eingliederung von 
Migranten widmete. „MIX IT!“ veranschaulichte, wie verschiedene musikalische Traditio-
nen gemeinsam zu einer europäischen Identität beitragen können. Das Symposium „MIX 
IT!“ verabschiedete am Ende dieser Tagung eine Reihe von Empfehlungen364. Unter anderem 
wurde gefordert, dass kulturelle Vielfalt in die Curricula der Schulen einbezogen und die Ko-
operation zwischen schulischen und nicht-schulischen Einrichtungen gefördert werde sollte, 
da die Kulturszene selbst ein breites Spektrum von Musikprojekten mit Integrationsaspekt 
im Popbereich sowie in anderen Musikstilen anbietet, die auf das Umfeld von Kindern und 
Jugendlichen eingehen. Dabei sei es aber wichtig, dass die Projekte angemessen unterstützt 
werden: 

„Diese an der Basis ansetzenden Projekte, die von Künstlern, Organisatoren, Labels und 
anderen Kulturakteuren ins Leben gerufen werden, müssen anerkannt werden und ange-
messene finanzielle und strukturelle Unterstützung erhalten.“365 

Darüber hinaus wird empfohlen, dass die Universitäten ihre Programme dahin gehend än-
dern müssen, dass die angehenden Lehrer dazu befähigt werden, Musik in unterschiedlichen 
kulturellen Kontexten vermitteln zu können.
 
Deutsche Phonoakademie	
Die Deutsche Phonoakademie führt seit einigen Jahren mit der „SchoolTour“ musikalische 
Projektwochen an allgemeinbildenden Schulen in Deutschland durch. National und inter-
national renommierte Künstler sowie Referenten aus den Bereichen Musikproduktion, Kon-
zertveranstaltung und Medien vermitteln den Schülerinnen und Schülern eine Woche lang 
praxisorientierte Einblicke in das Musikgeschehen und leiten die Schüler zu aktivem Musi-

364	 Europäischer Musikrat: Empfehlungen MIX IT!, Symposium „MIX IT!“, EMC & Deutsche Welle, November 
2006. http://www.emc-imc.org/archiv/Empfehlungen_MixIt.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

365	 Ebd. S.1.



handlungsfelder kultureller bildung ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●218

zieren an. Ziel des Projektes ist der Umgang mit künstlerischen und kreativen Ausdrucks- 
und Organisationsformen. Innerhalb einer Woche werden Musikformationen gegründet, 
in denen Songs geschrieben und produziert werden. Selbst musikalisch nicht vorgebildete 
Jugendliche bekommen hier eine Chance, ihre Potentiale zu zeigen. Dass Schooltours auch in 
so genannten Brennpunkten Kinder und Jugendlichen erreicht, zeigte das Schooltours-Pro-
jekt in der Rütli-Schule in Berlin Neukölln im Jahr 2006. Die Schule, an der die Mehrzahl 
der Schüler einen Migrationshintergrund aufweist und die sich eher durch Negativschlag-
zeilen einen Namen gemacht hatte, machte deutlich, wie Jugendliche über das gemeinsame 
Musizieren erreicht werden können und welche Bedeutung die Musik für das Gemeinschafts-
gefühl aber auch für die eigene Persönlichkeitsentwicklung haben kann. 

Verband deutscher Musikschulen
Der Verband deutscher Musikschulen will den Musikunterricht verstärkt für Menschen mit 
Migrationshintergrund öffnen. So hat der Verband deutscher Musikschulen im Jahr 2007 
einen Musikschulkongress in Mannheim veranstaltet, bei dem in Arbeitsgruppen und Foren 
innovative musikpädagogische Angebote u. a. für Menschen mit Migrationshintergrund vor-
gestellt und diskutiert wurden. So befasste sich eine Arbeitsgruppe konkret mit der „kultu-
rellen Situation“ von Kindern mit Migrationshintergrund in Deutschland und dem Gewinn 
der Einbindung ihres kulturellen Hintergrunds in die Arbeit der Musikschulen. Die auf dem 
Kongress vorgestellten musikdidaktische Konzepte sollen zum einen der gegebenen multi-
kulturellen Situation gerecht werden und zum andern der Beschäftigung mit zeitgenössischer 
Musik den Vorzug geben. 

Deutscher Kunstrat 

Deutscher Museumsbund
Die Museen sind Orte des kulturellen Lebens und geben mit ihren Beständen Einblicke 
in die gesellschaftliche Entwicklung von ihren Anfängen bis zur Gegenwart. Dabei stehen 
unter anderem Themen wie der Zugang zu Bildung, neue Technologien und Chancengleich-
heit im Mittelpunkt vieler Ausstellungen. Gleichzeitig sollen Besucher ermuntert werden, 
die Museen und ihre Bestände zu erkunden. Der Deutsche Museumsbund macht deutlich, 
dass Museen Teil der Gesellschaft sind und sich in ihrer Arbeit auch aktuellen kultur- und 
sozialpolitischen Themen zuwenden müssen. So auch der Bewahrung und Vermittlung 
der „kulturellen Vielfalt“, „Partizipation“ und „Integration“. Die Museen sehen sich selber 
als Forum der Begegnung und bieten Menschen aus allen gesellschaftlichen Gruppen die 
Chance, mehr über andere, aber auch über sich selbst zu erfahren. Unter dem Motto „Muse-
en und gesellschaftlicher Wandel“ des Internationalen Museumstags 2008 lud der Deutsche 
Museumsbund die Museen ein, sich mit eigenen Beiträgen an der Gestaltung eines anregen-
den und vielseitigen Programms für die Bürger ihrer Stadt, ihrer Region oder ihres Landes 
zu beteiligen. Der internationale Museumstag wurde 1977 vom International Council of 
Museums (ICOM) ins Leben gerufen und macht auf die Bedeutung und die Vielfalt der 
Museen aufmerksam.
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ICOM Deutschland
Die Jahrestagung 2008 von ICOM Deutschland, die im Rahmen eines Kooperationsprojekts 
mit ICOM Niederlande im Oktober 2008 in Amsterdam veranstaltet worden war, stand un-
ter dem Moto „Museen – Orte der kulturellen Bildung und Integration“. Verschiedene Foren 
behandelten u. a. die Themen „Kulturelles Erbe und interkultureller Dialog“, „Migration 
als Thema im Stadtmuseum Stuttgart“ und „Kulturelle Identität und Museen“. Die Tagung 
diente dem Austausch von Erfahrungen im Bereich der kulturellen Bildung und Integration 
im Museum. Es wurden Projekte vorgestellt, die Möglichkeiten aufzeigten, wie die Chancen 
der Museen als Forum des interkulturellen Dialogs besser genutzt werden können. Weiterhin 
trug die Tagung dazu bei, Fachkontakte zu knüpfen und Initiativen für grenzübergreifende 
Kooperationsprojekte zu unterstützen.

Deutsche Literaturkonferenz

Deutscher Bibliotheksverband 
Untersuchungen zur Mediennutzung von Migranten haben ergeben, dass insbesondere 
Migranten Bibliotheken intensiver und umfassender nutzen als viele Deutsche. In die-
sem Zusammenhang kommt den Bibliotheken und Bücherhallen eine besondere Ver-
antwortung für die interkulturelle Bildung zu, die sie seit Jahren auch übernehmen. So 
hat der Deutsche Bibliotheksverband (DBV) eine Expertengruppe „Interkulturelle Bi-
bliotheksarbeit“ ins Leben gerufen, um die Verankerung der interkulturellen Biblio-
theksarbeit als integralen Bestandteil bibliothekarischer Alltagsarbeit in Deutschland zu 
befördern. So soll zum Beispiel „Intercultural Mainstreaming“ als Querschnittsaufga-
be in allen Bereichen, vom Bestandsaufbau bis zur Personalpolitik, etabliert werden. 
Gute Beispiele für eine gelingende interkulturelle Bibliotheksarbeit sind die Türkische Bib-
liothek in Duisburg und die HagenMedien Stadtbücherei im Medienzentrum an der Springe. 
Die Türkische Bibliothek in Duisburg war eine der ersten Bibliotheken, die ihre Angebote 
verstärkt auch an die Zielgruppe der Migranten gerichtet hat. Der türkischsprachige Bestand 
der Stadtbibliothek Duisburg umfasst insgesamt über 22.000 Medien, zu denen neben rund 
18000 Printmedien (Bücher, Lexika, Noten, Zeitschriften, Tageszeitungen) auch CDs, Lite-
ratur- und Musikkassetten, Videofilme und DVDs gehören. 
Auch die HagenMedien Stadtbücherei im Medienzentrum an der Springe hat ein breites 
Bestandsangebot an fremdsprachiger Kinder, Jugend- und Erwachsenenliteratur. Damit soll 
zum einen die Lust am Lesen gefördert, zum anderen insbesondere Menschen mit Migrati-
onshintergrund die Teilhabe am kulturellen und gesellschaftlichen Leben eröffnet werden. 

Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung

Bundesvereinigung Soziokultureller Zentren
Auch die Bundesvereinigung Soziokultureller Zentren setzt sich in ihrer politischen Arbeit 
bereits seit Jahren mit Möglichkeiten und Formen der interkulturellen Bildung und den da-
mit verbundenen Herausforderungen in der kulturellen Vermittlungsarbeit auseinander. Im 
Juni 2007 hat die Mitgliederversammlung der Bundesvereinigung Soziokultureller Zentren 
u. a. über den interkulturellen Wandel und dessen Auswirkungen auf die Soziokultur be-
raten. Es wurde darüber diskutiert, wie das bürgerschaftliche Engagement von Migranten 
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stärker in die Arbeit der Soziokulturellen Zentren einbezogen werden könnte. Eine Möglich-
keit wurde in der stärkeren Einbeziehung der Migrantenorganisationen gesehen. So sollten 
sich die Kulturangebote spezifisch an den jeweiligen Migrantenanteilen innerhalb der Bevöl-
kerung orientieren und verstärkt Menschen mit Migrationshintergrund als Mitarbeiter für 
soziokulturelle Einrichtungen gewonnen werden. 
 
Bundesvereinigung kulturelle Kinder- und Jugendbildung
Die Bundesvereinigung kulturelle Kinder- und Jugendbildung (BKJ) und ihre Mitgliedsver-
bände setzen sich seit Jahren für die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die kulturelle 
Bildung ein. Mit Projekten und Stellungnahmen unterstützen und fördern sie in diesem Be-
reich auch den interkulturellen Dialog und die Vermittlung interkultureller Kompetenzen. 
Im Arbeitsbereich „BKJ International“ vereinigen sich verschiedene Ebenen, die sich gegen-
seitig ergänzen und eng miteinander verzahnt werden. Dazu gehört die Interessenvertretung 
für kulturelle Bildung auf europäischer und internationaler Ebene, die Interessensvertretung 
für internationalen Jugendkultur- und Fachkräfteaustausch in deutschen Gremien und 
Strukturen, die Beratung, Förderung und Qualifizierung von Jugendkultur- und Fachkräfte-
austausch, der Know-how Transfer in Fragen der kulturellen Bildung zwischen der BKJ und 
europäischen Partnern und Strukturen sowie die Öffentlichkeitsarbeit und der Informati-
onstransfer zwischen der Politik und den Begegnungspraxen. Für den kulturellen Austausch 
zwischen den Kulturen setzt sich die BKJ aktiv mit Projekten wie dem „JugendkulturService 
international“ ein, der multinationale Jugendkulturbegegnungen fördert. 
Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Französischen sowie dem 
Deutsch-Polnischen Jugendwerk unterstützt. Zwischen Deutschland und Frankreich sowie 
Deutschland und Polen findet über die Jugendwerke seit vielen Jahren ein intensiver Aus-
tausch zwischen den Kulturen der jeweiligen Partnerländer statt. Diese erstreckt sich zu-
nehmend auch auf Drittländer. An den Projekten nehmen demnach jeweils Jugendliche aus 
Deutschland, dem Partnerland und einem Drittland teil, die im Wechsel in einem der drei 
Länder stattfinden. Um die Langzeitwirkungen und Projektergebnisse dieser Begegnungen 
und Austauschprogramme einschätzen und weiterentwickeln zu können, hat die BKJ zusam-
men mit dem Deutsch-Französischen Jugendwerk und dem Deutsch-Polnischen Jugendwerk 
ein Evaluationsinstrument für unterschiedliche Begegnungsformate entwickelt.
Wie bereits in der Einleitung ausgeführt, hat die BKJ eine Reihe von Attributen zusammen-
gefasst, woran sich das interkulturelle Lernen in kulturpädagogischen Angeboten orientieren 
sollte366. So heißt es, dass sich interkulturelles Lernen an die Lebenswelten von Kindern und 
Jugendlichen richten, kulturelle Vielfalt thematisieren, unterschiedliche Lebensentwürfe 
darstellen und Wissen über unterschiedliche Kulturen vermitteln sollte. Folglich sollte in-
terkulturelles Lernen u. a. die eigene Perspektive als eine unter vielen begreifen, Gemeinsam-
keiten sowie Unterschiede gleichsam darstellen und beleuchten und ein Bild von kultureller 
Identität vermitteln, dass Widersprüche zulässt. Mehrsprachigkeit sollte als Normalfall an-
gesehen und Angebote für Mehrsprachigkeit unterbreitet werden.367

366	 Bundesvereinigung kulturelle Kinder- und Jugendbildung (Hg.): Lebenskunst lernen: Teilhabe, Bildung und Kul-
tur fördern. Tätigkeitsbericht 2006, Remscheid 2007. 

367	 Vgl. ebd. S. 81. 
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Die Mitgliedsverbände der BKJ betreiben schon seit Jahren, teilweise sogar schwerpunkt-
mäßig, interkulturelle Kulturarbeit. Zu nennen ist unter vielen die Jeunesses Musicales, die 
sich um den interkulturellen Austausch von Jugendorchestern kümmert und damit zum in-
terkulturellen Dialog mittels der Musik anregt. Auch die internationale Jugendbibliothek 
München, die größte Bibliothek für internationale Kinder- und Jugendliteratur, fördert das 
Verständnis zwischen den Kulturen. Sie veranstaltetet Ausstellungen wie „Kinder zwischen 
den Welten – Bücher zum Thema Interkulturalität in der Kinder- und Jugendliteratur“, 
„Guten Tag, lieber Freund – internationale Bilderbücher für Frieden und Toleranz“ oder die 
Ausstellung „Neuere Kinderbücher aus dem Iran“, die iranische Kinder- und Jugendliteratur 
vorstellt. 
Im Jahr 2007 hat die BKJ die Broschüre „Kulturelle Vielfalt leben lernen. Interkulturelle 
Kompetenz durch kulturelle Bildung“368 mit guten Beispielen für gelungene interkulturelle 
Kulturarbeit vorgelegt.

ASSITEJ 
Die ASSITEJ ist die Internationale Vereinigung des Theaters für Kinder und Jugendliche 
mit 85 nationalen Zentren aus allen Kontinenten. Die deutsche ASSITEJ setzt sich aus 
ca. 350 Mitgliedern aus den Bereichen der Kinder- und Jugendtheater, der selbständigen 
Theater, der Staats-, Stadt- und Landestheater, der Freien Theater und Privattheater sowie 
aus Verlagen, Verbänden und Organisationen zusammen, die für das Kinder- und Jugend-
theater arbeiten und sich für dessen Interessen einsetzen. Die ASSITEJ beteiligt sich u. a. an 
internationalen Kinder- und Jugendtheaterfestivals und berät und unterstützt die Planung 
von internationalen Veranstaltungen. Mit ihren Internationalen Workshops und Festivals 
bringt die ASSITEJ verschiedene theaterpädagogische Traditionen aus aller Welt zusammen 
und fördert so den kulturellen Austausch. So wurde im September 2007 in Budapest ein 
Deutsch-Ungarischer Austausch und im Mai 2007 das Internationale Regieseminar für das 
Kinder- und Jugendtheater veranstaltet. 

Bundesverband der Jugendkunstschulen und kulturpädagogischen Einrichtungen
Mit dem Modellprojekt Der Kunst-Code. Jugendkunstschulen im interkulturellen Dialog, 
das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung369 von 2005 bis 2008 gefördert wur-
de, hat sich der Bundesverband der Jugendkunstschulen und kulturpädagogischen Einrich-
tungen e.V. zur Aufgabe gesetzt, Potentiale der Jugendkunstschulen für den interkulturellen 
Dialog herauszufiltern und zu erforschen, wie diese Kunstschulen integrativ gestaltet werden 
müssen, damit Kinder jedweder sozialer und ethnischer Herkunft erreicht und Teilhabe an 
kultureller Bildung erlangt werden kann. Erprobt wurden zahlreiche Modelle, die nachhaltig 
den interkulturellen Dialog durch das aktive Produzieren von Kunst befördern. Modellpro-
jekte des Kunst-Codes370 waren:

368	 Bundesvereinigung kulturelle Kinder- und Jugendbildung (Hg.): „Kulturelle Vielfalt leben lernen. Interkulturelle 
Kompetenz durch kulturelle Bildung“, Remscheid 2007.

369	 Vgl. dazu die Aktivitäten des Bundesministeriums für Bildung und Forschung in diesem Kapitel.
370	 Der Kunst-Code. Jugendkunstschulen im interkulturellen Dialog. http://www.kunst-code.de/ (Stand: 4. Juni 

2008) 
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„Chinarestaurant“
Das Projekt „Chinarestaurant” war eine Kooperation zwischen der Kunstschule Filderstadt 
und der Hauptschule Liebenauschule Neckartailfingen. An dem Projekt nahmen 14- bis 
16-jährige Schüler der Hauptschule mit und ohne Migrationshintergrund teil. Im Rahmen 
des einjährigen Projektes zum Thema „China“ wurden die Themen „kulturelle Unterschie-
de und Gemeinsamkeiten am Beispiel der Esskultur“ und das Thema „Arm und Reich“ ex-
emplarisch beleuchtet. Angeregt durch Filme, Dias, Vorträge und Diskussionen entstanden 
Skulpturen, Bilder und Objekte. Das Ziel des China-Projektes war die Erforschung der Wir-
kungen der ästhetischen Bildung in Hinblick auf den interkulturellen Dialog in der Schule.

„Schnittmengen“ – In einer interkulturellen Schneiderwerkstatt entstehen „Skulpturen 
aus Luft“ 
Das Projekt richtete sich an junge Frauen zwischen 14 und 22 Jahren, die zum einen mit ih-
ren Familien in Asylbewerberunterkünften leben und zum anderen an Teilnehmerinnen des 
Arbeitskreises Ethik eines Gymnasiums in Augsburg. Ziel war es, die allen Mädchen gemein-
samen Übergänge vom Mädchen zur Frau, von der Schule zum Beruf oder von der Schule 
zur Heirat einzufangen und darüber hinaus die Auseinandersetzung zwischen den Kulturen 
sichtbar zu machen und in Skulpturen auszudrücken. 

„Kunst(T)RAUM in der Stadt“
Das Projekt richtete sich an Kinder, Jugendliche und Familien eines Stadtteils, Kunst im 
öffentlichen Raum (Verfremden, Provozieren etc.) zu gestalten. Das Projekt sollte Kommu-
nikationsprozesse in Gang setzen und mittels der Kunst das Gemeinwesen als Ort kulturel-
len Lebens bewusst machen. Ziel war es, das Jugendkunstzentrum als Ort multikultureller 
Begegnung durch Kunst zu stärken und Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
längerfristig für Kunst zu interessieren und an das Jugendzentrum zu binden. Bei der Umset-
zung wurden sowohl die Einrichtung als auch die Stadtteilbewohner mit einbezogen.

„Ich muss weg – was nun?“
Das Projekt verdeutlichte mittels des Theaters die Auseinandersetzung mit den Themen 
„Kultur“, „Unbestimmte Zukunft“ und „Fremde“. Ziel des Projektes war es, Kinder und Ju-
gendliche im Alter zwischen zwölf und 18 Jahren mit und ohne Migrationshintergrund und 
ihre Dozentinnen und Dozenten für andere Lebenswelten und Gefühle, aber auch für Be-
sonderheiten der eigenen zu sensibilisieren und ihre eigenen Stärken und Schwächen bewusst 
erlebbar zu machen. Das Projekt lotete unterschiedliche Akzentuierungen pädagogisch-di-
daktischer und künstlerisch experimenteller Zielsetzungen und Methodik im interkulturel-
len Feld aus.

„Meine Stadt hat viele Orte“
Dieses Projekt erkundete zusammen mit Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher Her-
kunftsländer zwischen zehn und 16 Jahren mittels der Kunst die Stadt und den Lebensraum 
mit künstlerischen Mitteln. Es wurden Orte gefunden, die das „Zuhausefühlen“ bestimmen 
und Bilder produziert, die diese Orte beschreiben. Die Entdeckung der Lebensräume ermög-
lichte auch eine Selbstentdeckung und trug zur Erweiterung des Wahrnehmungsradius bei. 
Die Perspektive der Beteiligten wurde durch einen Austausch mit dem Internationalen Kin-
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der- und Jugendkulturzentrum „Kiebitz“ in Duisburg erweitert. Für die Dozentinnen und 
Dozenten sollten die Erkenntnisse über Kooperationsmöglichkeiten im interkulturellen Feld 
innerhalb der Jugendkunstschullandschaft liefern.

„Heimat entsteht durch Lebenskunst?“
Mit den „Sprachen der Kunst“ haben sich 20 bis 25 Jugendliche der Jahrgangsstufe 10/11 
einer Integrierten Gesamtschule in Hannover das Thema „Heimat“ erarbeitet. Unter An-
leitung von künstlerisch und pädagogisch ausgebildeten Fachkräften aus unterschiedlichen 
kulturellen und persönlichen Blickwinkeln sollten die Ergebnisse in eine künstlerische Prä-
sentationsform übertragen werden. In verschiedenen Themenwerkstätten entstanden Bilder 
von Heimat, welche die Interpretation der bisherigen Lebenserfahrungen der Jugendlichen 
mit Orten, Sprache und Identität spiegeln. Die Auswirkungen unterschiedlicher Gewich-
tung pädagogisch-didaktischer oder künstlerisch-experimenteller Zielsetzungen und Me-
thoden im interkulturellen Feld wurden projektbegleitend reflektiert.

„Ein Kampf um Troja – ein Multimediales HipHop-Spektakel“ 
Jugendliche und junge Erwachsene, Tänzerinnen und Tänzer zwischen 14 und 19 Jahren 
entwickelten eine Verbindung aus Rap, HipHop-Battle und selbst gedrehten Videosequen-
zen. Dabei sollten tänzerische Fähigkeiten der Jugendlichen erweitert und der Körper als 
Ausdrucksmittel entdeckt werden. Darüber hinaus ging es darum, HipHop als schwer ver-
mittelbare Tanz-Form, die oft als jugendspezifische Kunstrichtung missverstanden wird, als 
gleichberechtigte Kunstform neben anderen zu etablieren. Ein weiteres Ziel war es, durch 
den Kontakt mit anderen Kunstformen den eigenen Kulturbegriff zu erweitern. Projektbe-
gleitend wurde zum einen der Kommunikationsprozess der Einzelakteure beleuchtet, zum 
anderen damit verbunden die beteiligten Kunstformen und kulturellen Milieus reflektiert. 

„Zweiter Blick auf Marxloh“
Jugendliche und junge Erwachsene der multikulturellen Jugendredaktion „ibibik“ des Inter-
nationalen Jugend- und Kulturzentrums „Kiebitz“ in Duisburg beschäftigten sich mit dem 
Negativ-Image des Stadtteils Marxloh in den Medien. Sie wollten über einen vielfältigen 
Blick auf den Stadtteil Duisburg-Marxloh differenziertere Formen medialer Berichterstat-
tung und damit ein Stück Gegenöffentlichkeit entwickeln. Dabei sollte das Viertel aus der 
Perspektive unterschiedlicher Personen erkundet werden und der Einfluss der „mentalen 
Karten“ und der eingesetzten Medien sowohl auf die positiven wie negativen Entdeckungen 
als auch auf deren Darstellung beobachtet und reflektiert werden. 

Zum Abschluss dieses bundesweiten Forschungs- und Entwicklungsprojektes hat der Bun-
desverband der Jugendkunstschulen und Kulturpädagogischen Einrichtungen im Jahr 2008 
die Ergebnisse des Projektes in einer Arbeitshilfe für die kulturpädagogische Praxis heraus-
gegeben.371

371	 Dolores Smith: Der Kunst-Code. Jugendkunstschulen im interkulturellen Dialog. Arbeitshilfen für die kulturpä-
dagogische Praxis, hg. v. Bundesverband der Jugendkunstschulen und Kulturpädagogischen Einrichtungen, LKD 
Verlag, Unna 2008.
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Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel&Theater
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel&Theater (BAG Spiel&Theater) hat in einer bundesweiten 
Bestandsaufnahme372, die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert wurde, 
untersucht, wo und wie in Deutschland Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen, insbe-
sondere mit Migrationshintergrund, stattfindet. Im Fokus der Befragung standen alle Gruppen 
und Projekte, im schulischen sowie im außerschulischen Bereich, an denen Kinder und Jugend-
liche mit Migrationshintergrund teilnehmen. Das Ziel der Befragung war es, Empfehlungen zur 
Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen Kulturschaffenden in der Migrationsszene und den 
Kulturinstitutionen und -organisationen zu entwickeln und Impulse für die interkulturelle Thea- 
terarbeit zu setzen. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme wurden in der Publikation „Theater 
Interkulturell. Theaterarbeit mit Kindern und Jugendlichen“ zusammengefasst. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Bundsarbeitsgemeinschaft Spiel&Theater ist der Deutsch-Ma- 
rokkanische Dialog, für den sich die BAG Spiel&Theater seit 1999 engagiert. Partner in Marok-
ko ist der Nationale Amateurtheaterverband F.N.T.A. in El Jadida. Das 2004 ins Leben gerufen 
Projekt „Begrenzte Träume“ möchte das Verständnis zwischen den Kulturen, den interreligi-
ösen Dialog, Anregungen zur Bewusstwerdung des Eigenen und des Fremden, die Wahrneh-
mung individueller Träume, Hoffnungen und Ängste sowie die Inszenierung von öffentlichen 
Aufführungen anregen und fördern. Die Arbeit der BAG Spiel&Theater macht deutlich, dass 
die Theaterpädagogik aufgrund ihres interaktiven Charakters einen entscheidenden Beitrag zur 
interkulturellen Bildung und zum interkulturellen Dialog leisten kann. 

Bundesverband Museumspädagogik
Wie bereits am Beispiel des Deutschen Museumsbundes dargestellt wurde, sind die Museen 
Orte der Vermittlung unterschiedlicher Kulturen. Wichtig ist bei dieser Vermittlungsarbeit der 
pädagogische Aspekt, dem sich der Bundesverband Museumspädagogik verschrieben hat. Für 
den Bundesverband Museumspädagogik sowie für seine 720 Mitglieder gehören die interkultu-
relle Auseinandersetzung und die Vermittlung des „Fremden“ zu ihrer täglichen Arbeit. So fun-
giert die Museumspädagogik als „Mittler zwischen den Kulturen“373 wie Hannelore Kunz-Ott 
die interkulturelle Kulturarbeit aus Sicht des Bundesverbandes Museumspädagogik definiert. 
Museen können in besonderer Weise ästhetische Werte und den Zugang zu fremden Kulturen 
vermitteln. Demnach kommt auch ihnen eine besondere Stellung als Lernort interkultureller 
Kompetenz zu. Insbesondere Methoden zur Berücksichtigung der Menschen mit Migrations-
hintergrund wurden in der Bildungs- und Vermittlungsarbeit der Museen entwickelt.

Bundesverband Theaterpädagogik
Der Bundesverband Theaterpädagogik befasst sich ebenfalls mit interkulturellen Fragen. Zu 
diesem Zweck wurde der Ausschuss Internationales / Interkulturelles ins Leben gerufen, der 
sich u. a. um die inter- bzw. transkulturelle Theaterpädagogik kümmert. Ziele des Ausschusses 
sind der theater- und theaterpädagogische Austausch mit anderen Ländern (Wissenstransfer, 

372	 Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Spiel&Theater e.V.: Bundesweite Bestandsaufnahme zur Theaterarbeit mit 
Kindern und Jugendlichen – Schwerpunkt: Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund (2006–2008).

373	 Hannelore Kunz-Ott: Interkulturelle Kulturarbeit aus Sicht des Bundesverbandes Museumspädagogik, in: Insti-
tut für Kulturpolitik der Kulturpolitische Gesellschaft (Hg.): Beheimatung durch Kultur. Kulturorte als Lernorte 
interkultureller Kompetenz, in: Dokumentation, Nr. 66, Klartext Verlag, Essen 2007, S. 203.
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Projektaustausch), die Netzwerkbildung zwischen theaterpädagogischen Akteuren, der fach-
liche Austausch in der interkulturellen und transkulturellen Arbeit sowie die Erarbeitung von 
Finanzierungsmöglichkeiten für Projekte und Fortbildungen. Als Fernziel soll eine aktuelle 
Informationsplattform in mehreren Sprachen geschaffen werden. 

Kulturpolitische Gesellschaft
Seit einigen Jahren beschäftigt sich die Kulturpolitische Gesellschaft in Veranstaltungen und 
Kongressen mit dem Thema interkulturelle Bildung, macht auf die Notwendigkeit des inter-
kulturellen Dialogs in unserer Gesellschaft aufmerksam und unterstreicht dabei die Funktion 
der kulturellen Bildung. Von 2004 bis 2006 wurde das vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung geförderte Projekt „Kulturorte als Lernorte interkultureller Kompetenzen“ 
durchgeführt. Ziel war es zu untersuchen, welche Kulturorte als Lernorte interkultureller 
Kompetenz fungieren und wie die politischen, administrativen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen dafür aussehen. Befragt wurden die kommunalen Kultur- und Jugendämter sowie 
die staatlichen Schulämter bzw. die bezirkliche Schulaufsicht. Ende 2005 fand in Bonn die 
Fachtagung „Beheimatung durch Kultur“ statt, bei der zahlreiche Vertreter verschiedener 
Kulturorganisationen ihre Arbeit und ihren Beitrag zur interkulturellen Kulturarbeit vor-
trugen. Diese und die Ergebnisse der Befragungen wurden gemeinsam in der Publikation 
„Beheimatung durch Kultur“374 veröffentlicht. 
Im November 2007 veranstaltete das Bundesministerium für Bildung und Forschung in Ko-
operation mit der Kulturpolitischen Gesellschaft die Tagung „Interkulturelle Bildung – ein 
Weg zur Integration?“. Ziel der Veranstaltung war es, die integrativen Möglichkeiten kultu-
reller Bildung mit Praktikern, Wissenschaftlern, Politikern sowie mit Kindern und Jugendli-
chen als Experten in eigener Sache zu diskutieren. Dabei wurde insbesondere unterstrichen, 
dass interkulturelle Bildung nicht nur neuer Vermittlungsformen und inhaltlicher Präzisie-
rungen bedarf, sondern sich in besonderer Weise auf ihre Adressaten, auf ihre Erwartungen 
und Wünsche, ihre Motivationen und Fähigkeiten einlassen muss. Hinsichtlich der Verbes-
serung der Projektqualität wurden in den Workshops und Plenumsrunden wesentliche Kri-
terien für das Gelingen zukünftiger interkultureller Projekte herausgearbeitet. Dazu gehören 
die Aus- und Weiterbildung von Praktikern im fachlichen und kommunikativen Bereich, 
die Reduzierung der Theorielastigkeit von Studiengängen in Interkultureller Kompetenz, die 
Einbeziehung von Jugendlichen in die Projektkonzeption und -durchführung, die Sicherung 
der Nachhaltigkeit von Projekten sowie die Vernetzung zwischen den Akteuren und Verbän-
den. Im September 2008 veröffentlichte die Kulturpolitische Gesellschaft die Tagungsdo-
kumentation „Interkulturelle Bildung – ein Weg zur Integration“375, in der die wichtigsten 
Ergebnisse zusammengefasst sind. Neben den Bedingungen für eine gelingende interkultu-
relle Bildung in der Kinder- und Jugendkultur werden in der Publikation Kulturorte wie Bi-
bliotheken, Theater und Jugendkunstschulen als Lernorte interkultureller Kompetenz sowie 
Qualitätskriterien für interkulturelle Bildung vorgestellt.

374	 Institut für Kulturpolitik der Kulturpolitische Gesellschaft (Hg.): Beheimatung durch Kultur. Kulturorte als 
Lernorte interkultureller Kompetenz, in: Dokumentation, Nr. 66, Klartext Verlag, Essen 2007.

375	 Institut für Kulturpolitik der Kulturpolitische Gesellschaft (Hg.): „Interkulturelle Bildung – ein Weg zur Integra-
tion“, in: Dokumentation, Nr. 67, Klartext Verlag, Essen 2008.



handlungsfelder kultureller bildung ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●   ●226

Bei seiner Sitzung im September 2007 hat der Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft 
in dem Papier „Die Zukunft der Kulturpolitik ist interkulturell!“376 zu den Ergebnissen des 
Nationalen Integrationsplans Stellung genommen. In der Stellungnahme erklärt der Vor-
stand, dass „die Integration aller Menschen gleich welcher Herkunft, religiösen Glaubens und 
kultureller Orientierung, die in Deutschland – unter Anerkennung der hier bestehenden Wer-
teordnung – leben und leben wollen, […] eine der zentralen Aufgaben einer gesellschaftspolitisch 
verantworteten Kulturpolitik darstellt“377. Der Kulturarbeit und Kulturpolitik komme eine 
wichtige Rolle zu, da im Bereich von Kunst und Kultur die Akzeptanz kultureller Vielfalt 
aktiv erfahren und „die Auseinandersetzung über verbindende Werte und unterscheidende 
kulturelle Orientierungen im alltäglichen Leben geführt werden“378 kann. Der Vorstand der 
Kulturpolitischen Gesellschaft regt des Weiteren an, die Erfahrungen und Aktivitäten, die 
bereits im Bereich der interkulturellen Kulturarbeit gesammelt wurden, in allen Kulturinsti-
tutionen zu verbreiten und kritisch zu reflektieren. 
Im September 2008 veranstaltete die Kulturpolitische Gesellschaft in Dortmund den Kon-
gress „Vielfalt verbindet – die Künste und der Interkulturelle Dialog in europäischen Städ-
ten. Erfahrungen, Konzepte, Perspektiven“. Ziel des Kongresses war es, gute interkulturelle 
Beispiele und Konzepte der kommunalen Kulturarbeit vorzustellen, die für die interkulturel-
le Kulturarbeit vorbildhaft sein können. 

Um demnach auch den Aspekt „Migration“ in der kommunalen Kulturarbeit stärker 
zu verankern, hat die Kulturpolitische Gesellschaft im Rahmen dieses Kongresses eine 
Reihe von Empfehlungen formuliert379, u. a.

•	 die besondere Förderung der Zusammenarbeit von interkulturellen Initiativen, 
Projekten und Vereinen mit den kommunalen Kultureinrichtungen mit dem Ziel, 
adäquate Vernetzungen und Programmstrukturen zu entwickeln, 

•	 die kommunale Entwicklung von nachvollziehbaren und nachprüfbaren Konzepte 
und Leitlinien, die die stärkere Berücksichtigung der Migration in der kommuna-
len Kulturarbeit sicherstellen sowie

•	 den barrierefreien Zugang von Förderprogrammen für Kunst und Kultur für alle 
Künstler und Kulturschaffenden mit Migrationshintergrund zu ermöglichen.

Abschließend wird gefordert, dass das Europäische Jahr des Interkulturellen Dialogs 2008 
von den Kommunen als Initialzündung für eine Bestandsaufnahme, kritische Reflektion 
und die Erarbeitung konkreter Leitlinien und Handlungskonzepte genutzt werden soll.

376	 Kulturpolitische Gesellschaft: „Die Zukunft der Kulturpolitik ist interkulturell“, Bonn/Berlin 2007. www.kupo
ge.de/presse/2007-09-14_kulturpolitik-ist-interkulturell.pdf (Stand: 4. Juni 2008)

377	 Ebd. S. 1. 
378	 Ebd.
379	 Kulturpolitische Gesellschaft: Die Kraft der Kunst für den Interkulturellen Dialog nutzen. Empfehlungen an-

lässlich des Kongresses „Vielfalt verbindet“ in Dortmund, in: Kulturpolitische Mitteilungen Heft 122 III/2008, 
Bonn 2008. http://www.kupoge.de/pdf/kumi22/KuMi122_16-17.pdf (Stand: 10. Oktober 2008)
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Vom 20. bis zum 22. Oktober 2008 fand unter Beteiligung der Kulturpolitischen Gesell-
schaft zudem der 2. Bundesfachkongress Interkultur mit dem Motto „Kulturelle Vielfalt 
und Teilhabe“ in Nürnberg statt. Hintergrund dieses Kongresses war der 1. Bundesfach-
kongress Interkultur, der 2006 in Stuttgart stattfand. Wesentliche Ergebnisse dieses Kon-
gresses wurden in den „Stuttgarter Impulsen zur kulturellen Vielfalt“380 festgehalten, in 
denen insbesondere eine umfassende interkulturelle Öffnung von Einrichtungen und 
Angeboten angeregt wurde. Der Kongress in Nürnberg führte diesen Diskurs weiter und 
nahm übergreifende Diskurse aus den Bereichen Kultur-, Bildungs-, Jugend- und Integ-
rationspolitik auf. In einzelnen Foren wurden u. a. die Themenbereiche: Strategien inter-
kultureller Kulturpolitik, Partizipation in soziokulturellen Einrichtungen, Interkulturelle 
Bibliotheksarbeit und Bürgerschaftliches Engagement von Migrantenorganisationen und 
-vereinen diskutiert.

2.8.2 Stiftungen

Im Oktober 2008 haben acht deutsche Stiftungen (Stiftung Mercator, VolkswagenStiftung, 
Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Gemeinnützige Hertie-Stiftung, Körber-Stif-
tung, Vodafone Stiftung sowie die ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius) den „Sachver-
ständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration“ ins Leben gerufen.381 Das 
unabhängige wissenschaftliche Expertengremium wird Jahresberichte, verschiedene Gutach-
ten und Stellungnahmen zu integrations- und migrationspolitischen Themen erarbeiten und 
veröffentlichen. Ziel ist es, die Politik in Bund, Ländern und Gemeinden sowie die Zivil-
gesellschaft mit wissenschaftlich fundierten und handlungsorientierten Empfehlungen zu 
begleiten. Im ersten Jahr wird der Sachverständigenrat unter dem Vorsitz von Professor Dr. 
Klaus J. Bade einen so genannten Integrationsbarometer entwickeln und erstellten. Dieses 
Erhebungsinstrument soll ab Herbst 2009 jährlich Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund zu bestimmten Themen befragen und so Aufschluss über ihre Einstellungen, Mei-
nungen und Stimmungen im Hinblick auf die Themen Integration und Migration geben. 
Für den Aufbau des Sachverständigenrats stellen die acht Stiftungen in den kommenden drei 
Jahren insgesamt rund 1,7 Millionen Euro zur Verfügung. 

Robert Bosch Stiftung
Der Programmbereich „Gesellschaft und Kultur“ der Robert Bosch Stiftung fördert auch 
Projekte zu Migration und Integration und dem Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft. Die Stiftung leistet mit eigenen Initiativen einen Beitrag zur Bewäl-
tigung dieser Herausforderungen und unterstützt die Entwicklung und Verbreitung guter 
Praxis. 

380	 Kulturpolitische Gesellschaft: Die Kraft der Kunst für den Interkulturellen Dialog nutzen. Empfehlungen an-
lässlich des Kongresses „Vielfalt verbindet“ in Dortmund, in: Kulturpolitische Mitteilungen Heft 122 III/2008, 
Bonn 2008. http://www.kupoge.de/pdf/kumi22/KuMi122_16-17.pdf (Stand: 10. Oktober 2008)

381	 Vgl. Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration gGmbH: „Acht deutsche Stiftungen 
gründen den Sachverständigenrat für Integration und Migration“, Pressemitteilung vom 15.10.2008, Berlin 2008. 
http://www.svr-migration.de/?page_id=391 (Stand: 10. November 2008)
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Die Programme und Projekte, welche die Stiftung unterstützt sind: „Wir reden mit!“, „LISA“, 
„Besser integriert – Integration junger Migranten“, „European Programme for Integration 
and Migration“, und das Projekt „Gesellschaft gemeinsam gestalten: Islamische Organisatio-
nen als Partner in Baden-Württemberg“. 
Auch der Programmbereich „Kunst und Kultur” der Robert Bosch Stiftung trägt dazu bei, 
den Beitrag von Menschen unterschiedlicher kultureller und sprachlicher Herkunft zur 
deutschen Gegenwartsliteratur aufzuzeigen und vor allem Jugendliche unterschiedlicher 
Herkunft für Literatur und Sprache zu interessieren, sowie künstlerische Kooperationen 
zwischen Deutschland und Ländern in Mittel-, Ost- und Südosteuropa zu fördern. Preise 
und Programme sind der Adelbert-von-Chamisso-Preis, ein Filmförderpreis sowie der För-
derschwerpunkt „Jugend und Kultur“. Ziel dieses Förderschwerpunktes ist es, Jugendliche 
dauerhaft für Kultur zu interessieren und ihnen Freude an der Beschäftigung mit kulturel-
len Themen wie Literatur, Kabarett, Musik, Theater oder Museum zu vermitteln. Kulturelle 
Angebote und Initiativen sollen Jugendliche für ästhetische Erfahrungen sensibilisieren und 
ihre Kreativität fördern. Dazu unterstützt die Stiftung Projekte, die Jugendliche für Kultur 
begeistern und sie an kulturelle Institutionen langfristig binden. Neben der Stärkung des 
Engagements an Galerien, Museen, Kabarettbühnen und Literaturhäusern wird auch die 
Mitarbeit Jugendlicher an Opern, Orchestern und Theatern gefördert. 

Daetz-Stiftung
Im Jahr 1991 hat das Ehepaar Daetz in Sachsen die Daetz-Stiftung gegründet. Die Stiftung 
verfolgt das Ziel, die kommunalen Bemühungen um die Förderung der Kultur und des 
Tourismus zu unterstützen und insbesondere Jugendliche aus Sachsen an die Denkweisen, 
Glaubensformen und Traditionen anderer Kulturkreise heranzuführen. In Hinblick auf die 
wachsende Anzahl von Menschen unterschiedlicher kultureller Hintergründe, möchte die 
Daetz-Stiftung einen Beitrag zur interkulturellen Bildung leisten. Zur Förderung des inter-
kulturellen Dialogs und zur Entwicklung interkultureller Kompetenz hat die Daetz-Stiftung 
das Lichtensteiner Modell entwickelt, das zunächst an sächsischen Gymnasien und Mittel-
schulen durchgeführt wird. An fünf Tagen in Folge erleben die Schüler einen „fächerüber-
greifenden Unterricht“. In je einer Woche werden die Geschichte und die Kultur eines Lan-
des behandelt. „Wochenmodule“ zu Indien und Türkei wurden bereits entwickelt, China, 
Polen, Tschechien, Westeuropa, Afrika und Russland werden noch folgen. Eckpunkte des 
Konzepts sind u. a. die fächerübergereifende Vermittlung von Geografie, Geschichte, Kultur, 
Wirtschaft und Religion der einzelnen Länder, Verständnis der komplexen Zusammenhän-
ge durch kooperative, interaktive Lernformen, Praxisbezogene Anwendungen der gelernten 
Kenntnisse, Bereitstellung von Material, Lehrerfortbildung für einzelne Module durch lau-
fende Qualitätssicherung. 
In der Auseinandersetzung mit Indien werden beispielsweise konkret folgende Themen be-
handelt: Reflektieren der eigenen kulturellen Wurzeln als Voraussetzung für das Fremdver-
stehen, historischer Überblick über die Entwicklung Indiens, das Erkennen von Ursachen 
für die Entwicklung sowie das Ziehen von Schlussfolgerungen in Bezug auf Deutschland 
und die eigene Zukunft, die Vermittlung der Sprachenvielfalt und des Sprachwandels, Ver-
mittlung der kulturellen Besonderheiten Indiens sowie das Klären von Missverständnissen, 
die sich um Umgang zwischen Deutschen und Indern ergeben könnten. In Zusammenarbeit 
mit dem Sächsischen Kultusministerium und der Bildungsagentur sowie mit Schulen, Ex-
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perten und Schülervertretungen wird das Konzept derzeit für die neuen Ganztagsangebote 
erweitert. Darüber hinaus steht Lehrern im Internet eine Lehrerplattform zur Verfügung, 
die eine kommentierte Stundentafel, Lehrinhalte, detaillierte Studienplanungen, Lehrer-
handreichungen und Arbeitsblätter zur Verfügung stellt. 
Mit dem Lichtensteiner Modell wird in Sachsens Schulen ein wichtiger Grundstein für die 
Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Kulturen gesetzt und somit interkulturelles Ver-
ständnis unterstützt. 

Körber-Stiftung
Im April 2008 veranstaltete die Körber-Stiftung eine Tagung unter dem Titel „Wie seht ihr 
uns?“, bei der Medienvertreter zusammen mit 120 Jugendlichen die Frage klärten, wie Mig-
ranten in den Medien dargestellt werden. Vielfach würde in Deutschland, so ein Ergebnis der 
Tagung, vor allem negativ und in Stereotypen über Einwanderer berichtet. Das schwierige 
Verhältnis zwischen Medien und Migranten zeige sich nicht zuletzt auch in der geringen 
Zahl von Pressemitarbeitern, die über einen Migrationshintergrund verfügen. Wichtig sei 
es, in den Medien ein ausgewogenes Bild darzustellen, das weder die Realität verkläre noch 
durchweg Horrorszenarien aufzeige. Der Körber-Stiftung war es bei dieser Veranstaltung 
wichtig, mit und nicht über Jugendliche mit Migrationshintergrund zu sprechen. So wurden 
die Medienvertreter gefragt, warum der Islam in der Presse fast durchgängig mit Gewalt und 
Terror gleichgesetzt werde und warum die Medien oftmals ein undifferenziertes Bild von 
Menschen mit Migrationshintergrund zeichnen würden. Im zweiten Teil der Veranstaltung 
ging es um die Frage, auf welche Weise die Jugendlichen selbst Einfluss auf die Medien neh-
men könnten. Diskutiert wurde vor allem die Möglichkeit einer Karriere im Medienbereich. 
Über die Art und Weise, wie Migranten in Deutschland gesehen werden und welche Vor-
urteile dabei eine Rolle spielen, beschäftigte sich im März 2008 eine weitere Veranstaltung 
der Körber-Stiftung. Im KörberForum sprachen vier muslimische Frauen darüber, wie sie es 
schaffen, beruflich oder ehrenamtlich das Thema Islam in Deutschland immer wieder aufzu-
greifen und auf bestehende oder vermeintliche Missstände aufmerksam zu machen. 
Unter dem Thema „Integration und Engagement“ fördert die Körber-Stiftung auch eine Rei-
he von operativen Projekten. Dazu gehört das Hamburger BegegnungsCentrum „Haus im 
Park“, das einen Treffpunkt für Menschen ab dem 50. Lebensjahr darstellt, die ihr Leben 
aktiv gestalten wollen, der Preis „Hamburger Tulpe für deutsch-türkischen Gemeinsinn“, mit 
dem Projekte ausgezeichnet werden, die das deutsch-türkische Zusammenleben im Groß-
raum Hamburg stärken und sich für ein besseres Miteinander von Einheimischen und aus 
der Türkei zugewanderten Hamburgerinnen und Hamburgern einsetzen. Kooperationspart-
ner sind im Bereich „Integration und Engagement“ die Initiative Bürgerstiftungen, integra-
tionXchange, die Muslimische Akademie, das Netzwerk Türkeistämmiger Mandatsträger 
sowie die Bürgerstiftung Dresden. 
Zudem initiierte die Körber-Stiftung im Jahr 2004 das Netzwerk türkeistämmiger Mandats-
trägerInnen. Dieses Netzwerk ist ein offener und parteiübergreifender Zusammenschluss 
von Mitgliedern deutscher Kommunal- und Landesparlamente, des Bundestages und des Eu-
ropäischen Parlaments, die oder deren Familien aus der Türkei stammen. Mit diesem Netz-
werk soll ein Erfahrungsaustausch über die Parteigrenzen hinweg erfolgen und Position zu 
integrationspolitischen Fragen bezogen werden. So entwickeln die Mitglieder des Netzwer-
kes Vorschläge zur Verbesserung der Integration aller in der Bundesrepublik lebenden Mig-
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ranten. Zudem soll mit dem Netzwerk auch das Engagement von Mandatsträgern mit Mig-
rationshintergrund stärker transparent gemacht und dadurch auch andere Zuwanderer zur 
politischen Partizipation in Deutschland motiviert werden. Das Netzwerk türkeistämmiger 
MandatsträgerInnen trifft sich jährlich zwei Mal. Diese Treffen und die Arbeit des Netzwer-
kes werden von der Stiftung MITARBEIT in Bonn und der Körber-Stiftung koordiniert.

Kulturstiftung des Bundes
Von 2002 bis 2006 hat die Kulturstiftung des Bundes ein wichtiges Projekt zur Aufarbeite 
des Themas Migration gefördert. Das „Projekt Migration“ hatte zum Ziel, die durch Migrati-
onsbewegungen ausgelösten gesellschaftlichen Veränderungen darzustellen. Ausgangspunkt 
des Projektes war die Geschichte der Arbeitsmigration seit den 1950er Jahren. Wichtig war 
es für das Projekt, die aktuellen Aspekte der Migration aus Sicht der Migranten darzustel-
len und damit grenzüberschreitende Erfahrungen ins Zentrum zu rücken. Im Rahmen des 
Projektes wurden rund 120 Veranstaltungen, darunter projektinterne und öffentliche Work-
shops, Film- und Vortragsreihen, mediale und performative Projekte sowie Ausstellungen, 
Theateraufführungen und Medienkooperationen, wissenschaftliche Forschungsvorhaben 
mit Film- und Kunstprojekten und ein internationales, wissenschaftliches Symposium rea-
lisiert. Diese Aktivitäten, die sich mit der Darstellung und Sichtbarmachung von Migration 
auseinandersetzten, fanden im Kölnischen Kunstverein, aber auch in Frankfurt am Main, 
Berlin, Belgrad, Istanbul, auf Kreta und an anderen europäischen Orten statt. Im Herbst 
2005 wurden die Ergebnisse aus zweieinhalb Jahren Forschungs-, Vernetzungs- und Ent-
wicklungsarbeit in einer transdisziplinären Ausstellung gezeigt. Begleitend zu der Ausstel-
lung erschien der Katalog „Projekt Migration“382, in dem das Thema Migration aus histori-
scher, religiöser, soziologischer und politischer Sicht beleuchtet wurde.
Auch aktuell unterstützt die Kulturstiftung des Bundes eine Reihe von interkulturellen Pro-
jekten in den Sparten Bildende Kunst, Musik, Literatur, Film, Soziokultur und Tanz und 
Theater, die sich mit dem Thema Migration und Postmigration befassen. So hat die Kultur-
stiftung des Bundes beispielsweise das junge postmigrantische Theaterfestival „Dogland“ 
gefördert, das im Ballhaus Naunynstraße in Berlin Kreuzberg stattfand. In sechs Theaterstü-
cken, die im Zeitraum von November 2008 bis Januar 2009 liefen, wurden migrantische und 
entgrenzte Geschichten erzählt. Die Theaterstücke, in denen Schauspieler unterschiedlicher 
kultureller Biographien mitspielten, thematisierten vor allem das Thema Identität und Her-
kunft, aber auch Themen jenseits von ethnischen Zuordnungen wie Liebe, Hoffnung und 
Verlust. 
 
Yehudi Menuhin Stiftung Deutschland
Auch die Yehudi Menuhin Stiftung Deutschland fördert den interkulturellen Dialog mittels 
der kulturellen Bildung. Das Projekt „Kunst des Zusammenlebens – Integrative Kunstpro-
jekte im Lebensumfeld von Jugendlichen“, hat sich zum Ziel gesetzt durch Kunstprojekte 

382	 Kölnischer Kunstverein / Dokumentationszentrum und Museum über die Migration in Deutschland e.V. Köln 
(DOMiT) / Institut für Kulturanthropologie und Europäische Ethnologie der Johann Wolfgang Goethe Uni-
versität Frankfurt am Main / Institut für Theorie der Gestaltung und Kunst Zürich (Hg.): „Projekt Migration“, 
Ausstellungskatalog des Initiativprojektes „Projekt Migration“ der Kulturstiftung des Bundes, Köln 2005.
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integrativ und interkulturell zu wirken. Die Stiftung geht davon aus, dass wenn Jugendliche 
von Künstlern angeleitet werden, sie lernen können, für sich und andere Gruppen im Stadt-
teil Verantwortung zu übernehmen und darüber hinaus neue lebenslange Kompetenzen zu 
erwerben, die sie langfristig bereichern. Auch das Projekt „Opera School – Von der Schule 
auf die Bühne“, bei der zusammen mit Kindern und Jugendlichen eine Oper und ein Kinder-
Oratorium erarbeitet werden, setzt sich für die interkulturelle Bildung ein. Geplant sind die 
dreisprachige Märchenoper „King Solomon‚s Cat“ und das Kinder-Oratorium „Die sieben 
Himmel“ für Kinder-Jugend-Chöre und Orchester. Die Idee der Opera School basiert auch 
auf einer integrativen Idee. An der Opera School nehmen 85 % der Kinder und Jugendlichen 
mit einen Migrationshintergrund teil, 65 davon mit einem türkischen und 20 % mit einem 
russischen, bosnischen, afrikanischen und polnischen aus Gelsenkirchen und Essen. Wichtig 
ist, dass die Teilnahme an der Opera School kostenlos ist und somit finanzielle Zugangs-
barrieren von vornherein abgebaut sind. Das Ziel ist es, diese Werke an vielen Standorten 
aufzuführen.

2.8.3 Andere zivilgesellschaftliche Akteure

Arbeiterwohlfahrt
Im Jahr 2000 hat die Arbeiterwohlfahrt (AWO) bei ihrer Bundeskonferenz beschlossen, 
ihre Dienste und Einrichtungen der Altenpflege interkulturell zu öffnen, um so den Mig-
rantinnen und Migranten Zugänge zu den Angeboten der Altenpflege zu ermöglichen. So 
setzte sich die Arbeiterwohlfahrt seit einigen Jahren dafür ein, dass ältere Migrantinnen und 
Migranten die Angebote der Seniorenarbeit und Altenhilfe vermehrt in Anspruch nehmen, 
in dem Zugangsbarrieren abgebaut und spezielle Angebote zielgerichtet auf die Bedürfnisse 
älterer Migrantinnen und Migranten eingehen. Dafür gibt es u. a. die Informationsreihe „Äl-
ter werden in Deutschland“, die sich gezielt auch an Aussiedlerinnen und Aussiedler richtet. 
Das Ziel der AWO ist es, ihre Arbeit weiter interkulturell zu öffnen, beispielsweise durch 
die Arbeitshilfe „Interkultkulturelle Aspekte in der Altenpflegeausbildung“. Darüber hinaus 
unterstützt die AWO Senioreneinrichtungen Rentnerclubs und Begegnungsstätten, Freizeit- 
und Kulturaktivitäten wie z. B. einen türkischen Seniorenchor, initiiert Informationsveran-
staltungen und gibt Materialien in verschiedenen Sprachen heraus. Bundesweit gibt es über 
60 Angebote und Maßnahmen der interkulturellen Altenhilfe der AWO. So beispielswei-
se das interkulturelle Seniorenzentrum in Hannover, die interkulturelle Arbeit der Begeg-
nungsstätten in Stuttgart, Seniorenarbeit mit älteren Spätaussiedlern/innen in Osnabrück 
sowie das Betreute Wohnen für deutsche und zugewanderte Senioren in Mönchengladbach. 
Mit ihrer Arbeit leistet die AWO einen wichtigen Beitrag dafür, dass insbesondere auch äl-
tere Menschen mit Migrationshintergrund am kulturellen Leben teilhaben, indem sich die 
Seniorenzentren für unterschiedliche kulturelle Einflüsse öffnen. 

Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement
Wie der 2. Freiwilligensurvey „Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999–2004“ auf-
gezeigt hat, engagieren sich immer mehr Migrantinnen und Migranten in der Bürgergesell-
schaft. 61 % der Migrantinnen und Migranten engagieren sich außerhalb der Familie und 
des Berufes aktiv in Vereinen, Gruppen, Organisationen oder Einrichtungen. Dieser Wert 
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liegt zwar zehn Prozentpunkte unter dem der deutschen freiwillig Engagierten, wird aber 
als sehr hoch eingeschätzt. Die meisten Migrantinnen und Migranten engagieren sich im 
Bereich „Sport und Bewegung“ (35 %), „Freizeit und Geselligkeit“ (18,5 %), „Schule und Kin-
dergarten“ (14 %) und im Bereich „Kultur und Musik“ (13,5 %). Das Bundesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement (BBE) hat eine eigene Arbeitsgruppe zum Thema Migration / 
Integration eingesetzt. Damit möchte das BBE das weit verbreitete Engagement von und mit 
Migrantinnen und Migranten in ethnischen Vereinen und Netzwerken, in interkulturellen 
und in deutschen Vereinigungen sichtbar machen und darüber hinaus die Anerkennungs-
kultur für das bürgerschaftliche Engagement weiter vorantreiben. Dabei sollen auch die 
Migrantenorganisationen in die Arbeitsgruppe und in die Strukturen des BBE einbezogen 
werden. Angestrebt wird zudem die interkulturelle Öffnung des Freiwilligensektors und der 
Verbände. Eine wichtige Aufgabe ist die Erarbeitung von Schnittstellen zwischen den Integ-
rationskonzepten und den Ehrenamtskampagnen der Bundesländer. 
Im Oktober 2008 veranstaltete das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement die 
Tagung „Integrationsförderung durch Migrantenorganisationen – Kompetenzen – Res-
sourcen – Potentiale und Förderkonzepte in Ost und West“, die sich mit der Partizipation 
und den Potentialen der Migrantenorganisationen befasste und darüber hinaus fragte, wie 
die Migrantenorganisationen selbst ihre Potentiale und Ressourcen einschätzen und wo sich 
Unterstützungsbedarfe abzeichnen. Im Anschluss an den ersten Kongresstag wurde erstma-
lig der Integrationspreis des Landes Brandenburg vergeben, der an die Projekt- und soziale 
Regionalentwicklungsgesellschaft Hennigsdorf (Landkreis Oberhavel) verliehen wurde, die 
unter anderem ein interkultureller Nachbarschaftstreff, ein Kinder- und Jugendtreff, ein Zir-
kusprojekt für Kinder und Jugendliche und das jährliche Sommerfest „Grenzenlos“ organi-
siert. Zudem wurden zwei Nebenpreise an die ehrenamtlich engagierte Natalja Kerle sowie 
das Projekt „IKOLKA“, das Langzeitarbeitslose Migrantinnen und Migranten zu Imkern 
ausbildet, verliehen.
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